
Ö s t e r r e i c h i s c h e s

A N W A L T S B L A T T

A
N

W
A

L
T

S
B

L
A

T
T

DIE  ÖSTERRE ICHISCHEN
RECHTSANWÄLTE

Wir sprechen für Ihr Recht.

6
5

.
 

 
J

a
h

r
g

a
n

g
,

 
H

e
f

t
 

2

F e b r u a r  2 0 0 3

Or gan  des  Ös te r re i ch i s chen  Rech t sanwa l t skammer tages

HGB-Reform und freie Berufe

O.Un iv. - P ro f .  D r.  He inz  K re j c i

Gedanken zur Einbeziehung der Rechtsanwälte ins HGB

RA D r.  E l i sabe th  Scheuba

§ 12 NTG – Ist dieses Privileg noch zeitgemäß?

RA DDr.  Ka r l  Robe r t  H ieb l

U1-02-03.qx4  03/2/3  15:06 Uhr  Seite 1



AnwBl 2003/2 57

Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 5 . J a h r g a n g ,  F e b r u a r  2 0 0 3 ,  H e f t  2

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Rechtsanwalt – Unternehmer

Aspekte der Gesellschaft. Es geht
dabei unter anderem um Gesundheit
(Heilberufe), Rechtsordnung (Rechts-
berufe), Öffentliche Sicherheit und
Städtebau (Ingenieurberufe). Die
freien Berufe sind unverzichtbare
Garanten für die Erbringung und
Güte dieser Leistungen. Im Sinne
einer Qualitätssicherung hat daher
der Gesetzgeber Berufszugang und
Berufsausübung in besonderer
Weise geregelt.

Die Berufszulassung erfolgt nach
strenger Qualifikation auf wissen-
schaftlicher Grundlage, die Aus-
übung des Berufes nach strengen be-
rufsständischen Regeln, die von den
Kammern und ihren Organisationen
überwacht werden.

Die Berufsausübung selbst setzt

• höchste Professionalität

• die Unabhängigkeit der Berufsaus-
übung

• die Verschwiegenheit des Dienst-
leistenden und

• insoweit dies dem Beruf eigen ist,
die Freiheit von Interessenskollis-
sionen voraus.

Höchstpersönliche Tätigkeit, Be-
schränkung auf bestimmte Gesell-
schaftsformen, das Verbot oder die
Beschränkung der Vergesellschaf-
tung mit Berufsfremden im Interesse
der Leistungsempfänger sind die

Regel. Die Interessen des Klienten etc
gehen jenen des Leistungserbringers
regelmäßig vor.

Die betriebliche Organisationsstruk-
tur der freien Berufe ist die freiberufli-
che Kanzlei oder Praxis. Diese
weicht von der üblichen Organisa-
tion eines Wirtschaftsbetriebes ab.
Die Leitung erfolgt nämlich regelmä-
ßig durch den Freiberufler selbst und
nicht durch einen darauf spezialisier-
ten „Verwalter“.

Dem Freiberufler ist ferner im Inte-
resse der Aufrechterhaltung der frei-
beruflichen Leistung eine Sonderstel-
lung eingeräumt, die ihn zu Recht
von verschiedenen Aspekten, die
Dienstleister sonst treffen, ausnimmt.
Es geht um den Zugang zum Beruf,
die Modalitäten der Berufsausübung,
die Werbung und Gebühren- und
Honorarordnungen. Dass dies so ist,
hat zuletzt auch der Europäische Ge-
richtshof erkannt und derartige Ab-
weichungen für rechtmäßig erklärt.

Selbstverständlich nehmen auch Frei-
berufler am wirtschaftlichen Verkehr
teil. Insgesamt ist deren Stellung aber
so signifikant anders als die eines
üblichen dienstleistenden Unterneh-
mers, dass Rechtsanwälte und auch
die anderen Angehörigen freier Be-
rufe nicht in ein Unternehmergesetz-
buch einbezogen werden dürfen.

Im vorliegenden Heft finden sich
zwei Abhandlungen zur Frage der
Einbeziehung von Rechtsanwälten in
das beim Bundesministerium für Jus-
tiz in Beratung stehende Unterneh-
mergesetzbuch. Dort wird überlegt,
die Angehörigen der freien Berufe
und daher auch die Rechtsanwälte
einem weiten Unternehmerbegriff zu
unterstellen. Dieser Begriff soll den
unzeitgemäßen Kaufmannsbegriff er-
setzen. Die für Unternehmer wesentli-
chen Regelungen aus dem bisheri-
gen Handelsgesetzbuch sollen im
Unternehmergesetzbuch aufgenom-
men werden, andere in das Allge-
meine Bürgerliche Gesetzbuch aus-
gegliedert werden.

Die Kammern der freien Berufe ha-
ben sich gegen eine solche Einbezie-
hung ausgesprochen, so auch der
Österreichische Rechtsanwaltskam-
mertag. Für diese Ablehnung spricht
eine Reihe triftiger Gründe:

Die Angehörigen der freien Berufe
und damit auch die Rechtsanwälte
zählen zwar zu den dienstleistenden
Berufen, ihre Dienstleistungen sind
aber deshalb besondere, weil damit
unverzichtbare Grundansprüche der
Bevölkerung gedeckt werden. Diese
Grundansprüche betreffen unmittel-
bar die Grundrechte des Einzelnen
und berühren damit wesentliche
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Wichtige

Kennzeichenauskünfte
Ab sofort kann nach einem Verkehrsunfall über die Homepage des
Verbandes der Versicherungsunternehmen Österreichswww.vvo.at
der Haftpflichtversicherer von in Österreich zugelassenen Fahrzeu-
gen erfragt werden.
Nach Eingabe des behördlichen Kennzeichens und des Unfall-
datums wird der zuständige Versicherer bzw bei nichtversiche-
rungspflichtigen Fahrzeugen der Zulassungsbesitzer (und eine
eventuell bestehende Haftpflichtversicherung) angezeigt.
Sollte dem Geschädigten bzw seinem Vertreter ein Internetzugang
nicht zur Verfügung stehen, können die oben genannten Auskünfte
auch über die Telefonnummer (01) 316 70 841 erfragt werden.
Bei Unfällen, die durch ausländische Fahrzeuge in Österreich ver-
ursacht wurden, stehen auf der Homepage des Verbandes auch
das Verzeichnis der Korrespondenten (Vertreter der ausländischen
Versicherer) sowie der Turnusplan für Ausländerschadenfälle zur
Verfügung.

FATF – Gegenmaßnahmen gegen
die Ukraine
Aufgrund einer Mitteilung des Bundesministeriums für Justiz wird
darauf aufmerksam gemacht, dass die Ukraine die von der FATF
(Financial Action Task Force on Money Laundering) geforderten
Nachbesserungen ihrer Gesetzgebung zur Bekämpfung der Geld-
wäsche trotz Erstreckung der Frist bis 15. 12. 2002 nicht erbracht
hat. Daher sind gegen die Ukraine, wie von der FATF im Oktober
2002 beschlossen, ab 15. 12. 2002 verschiedene Gegenmaß-
nahmen anzuwenden.
Davon sind Rechtsanwälte insofern betroffen, als diesen Gegen-
maßnahmen entsprechend Unternehmen des Nicht-Finanzsektors
zu warnen sind, dass sie bei Transaktionen mit NCCT(Non-co-
operative Countries and Territorries)-Unternehmen ein Geldwä-
sche-Risiko eingehen.
Nähere Informationen über die FATF und ihre Tätigkeit in Bezug
auf NCCT’s sind im Internet auf der Homepage der FATF unter
http://www.fatf-gafi.org erhältlich.

www.rechtsanwaelte.at
Der interne Bereich unter www.rechtsanwaelte.at wird laufend
aktualisiert und erweitert. Folgende Informationen waren mit Stand
31. 1. 2003 abrufbar:

– Information des Bundesrechenzentrums – Verfahrensautomation
Justiz

– Neuer Normalkostentarif

– Bemessungsanleitung (Bearbeitung von Gebühren- und Ver-
kehrsteuergeschäftsfällen)

– Abgabenrechtsänderungsgesetz 2002

– Fehlerhafte Zustellungen im ERV-Rückverkehr

– Abfertigung neu – Mitarbeitervorsorgekasse

– Unfallversicherung der Freien Berufe Österreichs

– ADV-Form Verordnung 2002

Im Bereich Formulare sind die Kostenverzeichnisse für Verfahrens-
hilfe in Straf- und Zivilsachen sowie der Antrag auf Barauslagen-
und Fahrtkostenersatz verfügbar, ebenso die Formulare zur Errich-
tung einer Rechtsanwaltsgesellschaft (§ 1a RAO). Ebenfalls abruf-
bar ist das Antragsformular für die Möglichkeit der Abfrage des
Personenverzeichnisses des Grundbuches.

Dr. Alexander Christian, ÖRAK

ÖRAK – Neue Anschrift
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist übersiedelt.

Die neue Anschrift lautet:

Österreichischer Rechtsanwaltskammertag
Tuchlauben 12

1010 Wien

Telefon- ([01] 535 12 75) und Faxnummer ([01] 535 12 75-13)
bleiben, ebenso wie e-mail- (rechtsanwaelte@oerak.at) und Inter-
net-Adresse (www.rechtsanwaelte.at), unverändert.
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Termine

Inland
13. Feb. Wien

Verlag Österreich – Akademie: Einführung in die
Betriebshaftpflichtversicherung – Mag. Alexander
Gallati

17. Feb. Wien
ÖRAV-Seminar: Exekution I – RA Dr. H.P. Wachter/
ADir Joh. Dworak

18. Feb. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Christian
Rauscher, Gerald Waffek, Verzugszinsen, Inkasso-
kosten, Zahlungsverweigerung bei Mängel – gesetzli-
che Neuregelung

26. Feb. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Generalversamm-
lung, anschließend „Ne bis in idem: Altes und Neues
zur Identität der Tat“ – RA Univ.-Prof. DDr. Peter
Lewisch

27. bis
28. Feb.

Wien
Europäische Präsidentenkonferenz der Präsidenten
der nationalen Anwaltskammern und internationalen
Anwaltsorganisationen

27. Feb.
bis
1. März

Wien
AIJA Seminar: Wettbewerbsrecht in einer globalen
Wirtschaft: Ein internationales Seminar über wesentli-
che Fragen des Kartellrechts

3. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Internet-
Domains – Dr. Barbara Haindl, Dr. Albrecht Haller,
RA Mag. Michael Pilz, RA DDr. Meinhard Ciresa

4. März Linz
Verlag Österreich – Akademie: Aktueller Stand der
Oberösterreichischen Wohnbauförderung und Wohn-
haussanierung – Dr. Wolfgang Sünderhauf, Helmut
Blin

4. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Rechtssicherheit
beim Application Service Providing (ASP) – Dr. Markus
Fallenböck, LL.M.

5. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): E-Commerce –
Univ.-Prof. Dr. Christian Zib

6. und
7. März

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Weiterbil-
dung für alle Sachverständigen – Präs. Dr. Harald
Krammer, Dr. Hans Langer, Dipl.-Ing. Dr. Matthias
Rant, Dr. Christian Rauscher

10. März Wien
ÖRAV-Seminar: Exekution II – RA Dr. H.P. Wachter/
Ri Mag. J. Wanke

10. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Kartellrecht –
Dr. Stefan Keznickl, Dr. Theodor Taurer

12. März Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Unabhängige Ver-
waltungsbehörden im Spannungsfeld zwischen De-
mokratie und Rechtsstaat – Univ.-Prof. DDr. Christoph
Grabenwarter

12. März Linz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Christian
Rauscher, Gerald Waffek, Verzugszinsen, Inkasso-
kosten, Zahlungsverweigerung bei Mängel – gesetzli-
che Neuregelung

19. März Wien
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streitsachen – ADir
Herta Habersam-Wenghoefer

19. März Wien
Verlag Österreich – Akademie: Immobilienmakler-
recht – Aktueller Stand – Senatspräsident Dr. Dietrich
Derbolav

19. März Wien
Verlag Österreich – Akademie: Der Schadenersatz –
Neueste Judikatur – Univ.-Prof. Dr. Christian Huber

20. März Dornbirn
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Wolfgang
Dirnbacher, Befristung und Auflösung von Bestand-
verhältnissen

25. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): RA Dr. Thomas
Höhne, Diethold Schaar, RA DDr. Meinhard Ciresa,
Mag. Katharina Wagenhofer, Vertragsrecht und
Haftung für Web-Inhalte

26. März Wien
Verlag Österreich – Akademie: Neuester Stand der
Wiener Wohnbauförderung – Burghart Bartl, SR
Dr. Peter Heindl, Arch DI Michaela Trojan

27. März Wien
Verlag Österreich – Akademie: GmbH-Basiswissen
für Geschäftsführer – Dr. Lukas Fantur

31. März Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch IV – ADir Anton Jauk
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Termine

Ausland

2. April Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Die Angehörigen-
bürgschaft, neue Zweifel- und Rechtsfragen –
ao.Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletěcka

24. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Wolfgang
Dirnbacher, Befristung und Auflösung von Bestand-
verhältnissen

30. April Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Der Mitglieder- und
Gläubigerschutz im Vereinsgesetz 2002 – Univ.-Prof.
Dr. Heinz Krejci

14. bis
16. Mai

Graz
4. Fakultätstag und Symposion der Rechtswiss. Fakul-
tät der Karl-Franzens-Universität Graz

21. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Fragen der Zivilver-
fahrens-Novelle 2002 – HR Univ.-Prof. Dr. Michael
Bydlinski

3. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Kartellrecht –
Dr. Stefan Keznickl, Dr. Theodor Taurer

11. Juni Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Ohne Grund Haften:
Zur Judikatur der Haftung der Immobilienmakler –
Dr. Raimund Neuwirther

1. bis
8. März

Zakopane (Polen)
30. SKILEX-Kongress

31. März
und
1. April

Madrid
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Aktuelle
Entwicklungen im Europäischen Gesellschaftsrecht

3. und
4. April

Palermo
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Gegensei-
tige Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in der
EU: Aktuelle Entwicklungen

3. und
4. April

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Europäi-
sches Vertragsrecht

12. und
13. Mai

Trier/Lux
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Verfahren
vor den Europäischen Gerichten

6. bis
8. Juni

Helsinki
European Women Lawyers Association (EWLA):
The Future of Europe: The European Convention –
Enlargement

23. und
24. Juni

Mailand
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die Verein-
heitlichung des Europäischen Vergaberechts

26. und
27. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Sozialrecht
der Europäischen Gemeinschaft in der Praxis

27. Aug.
bis
2. Sept.

Hongkong
AIJA comes to Asia: 41st Annual Congress of the
International Association of Young Lawyers

30. Aug.
bis
3. Sept.

Lissabon
Union Internationale des Avocats (UIA): 47th Congress

Die komplette
EDV-Lösung
für Ihre
Anwalts-
kanzlei.

Benutzer-
freundliche,
rasche und
effiziente
Bearbeitung
der Akten.

Umfangreiche
Funktionalität
zum bestmöglichen
Preis/Leistungs-
verhältnis.

Anpassbar an den
Bedarf Ihrer
Kanzlei.
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Schon gelesen?

§§ 70, 84, 99 AktG; §§ 25, 29, 30i, 30 j, 33 GmbHG: Haftung des
Aufsichtsrats wegen Konkursverschleppung
1. Die Mitglieder eines fakultativ eingerichteten Aufsichtsrats
treffen die gleichen Rechte und Pflichten wie die Mitglieder eines
obligatorischen Aufsichtsrats.
2. Alle Mitglieder des Aufsichtsrats müssen zumindest über die
Fähigkeiten verfügen, die Vorgänge im konkreten Unternehmen
sachgerecht zu beurteilen.
3. Die Vorschrift, im Geschäftsjahr 4 Aufsichtsratssitzungen abzu-
halten, ist als Schutzgesetz zu werten.
4. Die Mitglieder des Aufsichtsrats trifft keine Haftung wegen Kon-
kursverschleppung, wenn eine Erklärung des Gesellschafters vor-
liegt, die Fortführung zu finanzieren und daher anzunehmen ist,
dass die Geschäftsführer auch bei Aufforderung durch den Auf-
sichtsrat keinen Insolvenzantrag gestellt hätten.
5. Der Fortbestehensprognose ist eine realistische Einschätzung
der künftigen Erträge und Aufwendungen zugrundezulegen; diese
fällt positiv aus, wenn die Zahlungs- und Lebensfähigkeit mit über-
wiegender Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. OGH 26. 2.
2002, 1 Ob 144/01k, RdW 2002/350 = GesRZ 2002, 86 =
ZIK 2002/135 = wbl 2002/227.

■

§§ 880a, 914f ABGB; § 76 GmbHG: Auslegung eines Abtretungs-
vertrags
Bringt weder die Auslegung nach dem Wortsinn noch nach der
Parteienabsicht ein eindeutiges Ergebnis, ist nach § 914 ABGB
der Abtretungsvertrag so zu verstehen, wie es der Übung des red-
lichen Verkehrs entspricht. OGH 12. 9. 2001, 4 Ob 154/01b,
ecolex 2002/138 (Anm Reich-Rohrwig) = RdW 2002/197.

■

§§ 1, 2, 24 VereinsG 1951: Komplementärstellung eines Vereins
Ein ideeller Verein kann als juristische Person Arbeitsgesellschafter
einer KEG sein. OGH 8. 11. 2001, 6 Ob 188/01t, ecolex 2002/
167 = EvBl 2002/74 = RdW 2002/210 = wbl 2002/160.

■

§§ 75f GmbHG; §§ 330ff EO: Pfändung eines GmbH-Geschäfts-
anteils
1. Die Pfändung eines GmbH-Geschäftsanteils erfasst nicht die
Mitgliedschafts- und Verwaltungsrechte.
2. Die Verwertung gepfändeter Geschäftsanteile erfolgt durch
Verkauf gemäß § 332 Abs 2 EO.
3. Die aus der Mitgliedschaft erfließenden Forderungen (zB Ge-
winnanteil) sind grundsätzlich auch pfändbar, allerdings nach den

Regeln über die Pfändung von Forderungen. OGH 27. 2. 2002,
3 Ob 249/00i, ecolex 2002/170 = RdW 2002/454.

■

Artikel 7 Nr 15 EVHGB; §§ 128, 138, 159, 161, 171, 172 HGB:
Abfindung des ausscheidenden Kommanditisten
1. Der ausscheidende Kommanditist hat einen schuldrechtlichen
Abfindungsanspruch gegen die KG; die Höhe richtet sich danach,
was er bei der Auseinandersetzung erhalten würde, falls die Ge-
sellschaft aufgelöst worden wäre.
2. Die wirkliche Ausschüttung der Pflichteinlage lässt die Außen-
haftung wieder aufleben. OGH 27. 2. 2002, 3 Ob 276/01m,
GesRZ 2002, 83 = ecolex 2002/172 = RdW 2002/407 = wbl
2002/259.

■

§ 302 Abs 1 StGB:
Eine dem Beamten nur für dienstliche Zwecke gerechtfertigt offen
stehende Möglichkeit, das Grundrecht auf Datenschutz (§ 1 DSG)
und jenes auf Verschwiegenheit von bei Trägern von Krankenan-
stalten und in Krankenanstalten beschäftigten Personen (§ 9 KAG)
zu verletzen, wird für private Zwecke rechtsschädigend genützt.
OGH 30. 1. 2001, 14 Os 114/00 (RZ 2002, 66).

■

Art 6 EMRK; § 6 StEG:
Unabdingbare Kriterien eines den Verfahrensgarantien des Art 6
Abs 1 EMRK entsprechenden Entschädigungsverfahrens sind nicht
nur die Durchführung einer öffentlichen Verhandlung, sondern
auch die öffentliche Verkündung der Entscheidung. OGH 22. 5.
2001, 14 Os 56, 57/01 (RZ 2002, 67).

■

§§ 20, 20a StGB; 144a StPO:
Die Möglichkeit künftiger Adhäsionserkenntnisse hat bei der Ent-
scheidung über den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Ver-
fügung außer Betracht zu bleiben. OGH 15. 2. 2001, 15 Os 8/
01 (RZ 2002, 92).

■

§ 114 Abs 4, §§ 149a ff, § 381 Abs 1 Z 1, Abs 2, Abs 3, § 389
Abs 1 StPO; § 89 Abs 2, Abs 3 TKG:
Die amtswegige Korrektur eines dem Telekommunikationsunter-
nehmen überhöht zugesprochenen Kostenersatzes ist dem Ober-



AnwBl 2003/2 65

Schon gelesen?
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are, doch auch der interessierte Laie kann sei-
nen Gewinn daraus ziehen. 
Die 7. Aktualisierungslieferung behandelt ua
die „Vorratsteilung im WEG“, die neuen Rech-

nungsmerkmale für Rechnungen im UStG, sowie den Übergang der Steuer-
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Wohnbaufinanzierung und IAS (International Accounting Standards).
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Aktuell mit 

7. Lieferung!

landesgericht verwehrt, weil sich der Anspruch gegen den Bund
(und nicht gegen den Beschuldigten) richtet. Der Ausspruch des Be-
schwerdegerichtes hätte sich insoweit darauf beschränken müssen,
dass im Falle einer Verurteilung des Beschuldigten der dem Tele-
kommunikationsunternehmen zu Unrecht zuerkannte Teilbetrag bei
der Bestimmung des Pauschalkostenbeitrages außer Betracht zu
bleiben habe. OGH 22. 5. 2001, 14 Os 40, 41/01 (RZ 2002,
93).

■

Verwaltungsgerichtshof stellt den Vorsteuerabzug für das Arbeits-
zimmer wieder hier (Zustand wie vor 1. 1. 1995): VwGH 24. 9.
2002, 98/14/0198.

■

Ping-Pong-Effekt bei kollidierenden Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen in UN-Kaufrecht: Die in Betracht kommenden Lösungsmo-
delle, aufgezeigt von Dr. André Janssen, Münster in Wirtschafts-
rechtliche Blätter: WBl, 2002, 453ff .

(Mit dem Fazit: „Die eigenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen
zuletzt – und zwar schon vor Vertragsschluß – zu übersenden . . .“,
jedoch mit der Warnung vor einem drohenden „Bedingungs-Ping-
Pong“, da auch der Vertragspartner in gleicher Weise reagieren
kann; und mit dem Hinweis, dass in all dieser Zeit der Vertrag
„weiterhin in der Schwebe“ bleibt! Bisanz.).

■

Drei wichtige Vorlage-Beschlusse, zusammengefasst:
OGH 22. 3. 2002, 1 Ob 1/02g (Autobahnmaut),
OGH 9. 4. 2002, 4 Ob 40/02i (betreffend Schädigungsort)
OGH 26. 3. 2002, 10 ObS 58/02f (betreffend Ausgleichszu-
lage);
alle: JBl 2002, 663 und 663

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Ullrich
Saurer.
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O. Univ.-Prof. Dr. Heinz Krejci, Wien

HGB-Reform und freie Berufe1)

I. Das HGB soll ein allgemeines
„Unternehmergesetzbuch“ werden

Das HGB soll reformiert, vor allem vereinfacht und dereguliert und
von all jenen Vorschriften befreit werden, von denen man schon
längst erkannt hat, dass sie besser ins ABGB passen.2) Äußerer An-
stoß für die Reformdiskussion war ohne Zweifel die deutsche Han-
delsrechtsreform.

Eines der Hauptanliegen der Reform ist die Einpassung des HGB in
das übrige Unternehmensrecht durch eine Neufassung der §§ 1
bis 6 HGB: An die Stelle der derzeitigen, gegliederten, komplizier-
ten und heute längst nicht mehr einsichtigen Grundtatbestände des
HGB3) soll ein umfassender und einfacher Unternehmerbegriff
treten, wie er auch dem Wettbewerbs- und Immaterialgüterrecht
geläufig ist und wie er sich seit bald einem Viertel Jahrhundert im
Konsumentenschutzrecht bewährt hat.

Somit ist der Abschied vom „Kaufmann“, aber auch vom „Handel“
und vom „Handelsgewerbe“ angesagt. Stattdessen soll das HGB

zu einem allgemeinen „Unternehmergesetzbuch“ und damit end-
lich zum passenden Schlussstein im Gesamtbogen der unterneh-
mensrechtlichen Gesetze werden.

Es wäre freilich zu wenig, wollte man lediglich das Eingangstor
des HGB neu gestalten, im Übrigen aber den bisherigen Bau unre-
noviert lassen. Angestrebt wird eine umfassende Liberalisierung
des Firmenrechts und die Klarstellung einiger Grundfragen des
Rechts der Personengesellschaften, was deren Einsatzbereich und

1) Dieser Beitrag gibt in gekürzter Form einen Vortrag wieder, den der
Autor anlässlich des Delegiertentages am 27. 9. 2002 in Eisenstadt
gehalten hat. Der Anmerkungsapparat beschränkt sich auf das
Nötigste.

2) Hiezu mwN Krejci/Schmidt, Vom HGB zum Unternehmergesetz
(2002).

3) Man erinnert sich an die Tatbestände des „Istkaufmanns“, „Vollkauf-
manns“, „Minderkaufmanns“, „Sollkaufmanns“, „Kannkaufmanns“,
„Fiktivkaufmanns“, „Formkaufmanns“ und „Scheinkaufmanns“ mit allen
damit verbundenen Komplikationen. Vgl Krejci, Handelsrecht2 (2001)
24ff.
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ihre Rechtsfähigkeit betrifft. Auch soll eine Durchforstung und An-
passung des Rechts der unternehmensbezogenen Geschäfte (dzt
noch: „Handelsgeschäfte“) an den weiten Unternehmertatbestand
durchgeführt werden.4)

II. Die freien Berufe wollen nicht ins HGB

Gegen eine Handelsrechtsreform haben die Angehörigen freier
Berufe nichts einzuwenden. Sie möchten aber, wie die bisherige
Diskussion zeigt, auch in Zukunft nicht vom Grundtatbestand des
HGB erfasst sein. Das HGB sei ein Gesetz, das sich seit eh und je
nur den rechtlichen Anliegen bestimmter Gewerbetreibender ge-
widmet habe.

Mag in Hinkunft der Kreis dieser Gewerbetreibenden erweitert
werden, die Angehörigen freier Berufe wollen sich auch weiterhin
deutlich von den Gewerbetreibenden unterscheiden; Land- und
Forstwirte übrigens auch, wenngleich diese nichts dagegen haben,
wenn sich der einzelne Land- und Forstwirt freiwillig dem neuen
Unternehmergesetzbuch unterstellt.

In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, dass auch die
deutsche Handelsrechtsreform auf eine Einbeziehung der freien
Berufe in den Grundtatbestand des dHGB verzichtet hat. Dabei
sollte allerdings nicht verschwiegen werden, dass gerade diese Zu-
rückhaltung dem deutschen Gesetzgeber herbe Kritik eintrug.5)
Eben deshalb ist in Österreich daran gedacht, es besser zu ma-
chen.

Da die freien Berufe bislang vom HGB nicht tangiert waren, fragt
sich, welche Gründe für eine künftige Einbeziehung der freien Be-
rufe in den Grundtatbestand eines künftigen „Unternehmergesetz-
buchs“ sprechen.

III. Angehörige freier Berufe bieten selbständig
und auf Dauer organisiert wirtschaftlich werthafte

Leistungen gegen Entgelt an und entsprechen
insofern dem weiten Unternehmerbegriff

Das dem modernen Wirtschaftsleben adäquate, privatrechtliche,
weite Verständnis vom „Unternehmer“ erfasst jeden, der selbstän-
dig und auf Dauer organisiert anderen wirtschaftlich werthafte Leis-
tungen gegen Entgelt anbietet.

Dass auch der Freiberufler auf professionelle Weise selbständig
wirtschaftlich werthafte Leistungen erbringt, dafür auch Entgelt be-
kommt und sein Wirken, verfolgt er es nur hinreichend regelmäßig
und in ausreichenden Umfang, wohl nicht anders denn „organi-
siert“ gestalten kann, ist nicht zu bezweifeln.

Insofern entsprechen also auch Angehörige freier Berufe dem wei-
ten Unternehmerbegriff. Daraus allein kann freilich noch nichts ab-
geleitet werden. Es könnte ja sein, dass dieser Begriff für das HGB
nichts taugt, weil er zu weit greift.

IV. Angehörige freier Berufe sind Unternehmer
besonderer Art, für die weitgehend eigene berufs-
rechtliche Sondervorschriften und Standesregeln

gelten. Dennoch unterliegen sie schon bisher unter-
nehmensrechtlichen Vorschriften (Gesellschaftsrecht,
Wettbewerbsrecht, Immaterialgüterrecht, Verbrau-

cherrecht), nicht jedoch den Regeln des HGB

Nun könnte man sagen, ein derart umfassendes Unternehmerver-
ständnis sei gut und schön, seine enorme Weite missachte aber
doch ganz wesentliche Unterschiede, die zwischen gewerblicher
Tätigkeit und freiberuflichem Wirken bestünden.

Vor allem die in eigenen gesetzlichen Interessenvertretungen zu-
sammengefassten freien Berufe können dem Gedanken wenig ab-
gewinnen, auch nur partiell, also im Hinblick auf einige spezielle
privatrechtliche Ordnungsfragen demselben Regime zu unterste-
hen wie Gewerbetreibende.

Dies hängt in hohem Maße mit dem seit der Antike tradierten
Selbstverständnis der freien Berufe zusammen.

Ferner gibt es zahlreiche Unterschiede in der Rechtsstellung der
Gewerbetreibenden einerseits und der Angehörigen freier Berufe
andererseits:

Angehörige freier Berufe unterstehen weder der GewO noch gehö-
ren sie den Wirtschaftskammern an. Vielmehr gibt es für die wich-
tigsten und bekanntesten freien Berufe eigene gesetzliche Interes-
senvertretungen.6) Die übrigen freien Berufe sind hingegen in über-
haupt keiner Kammer zusammengefasst.

Für die in eigenen Kammern erfassten freie Berufe bestehen eigene
berufsrechtliche Vorschriften und Standesregeln. Gewerbetreibenden
sind solche Vorschriften fremd. Sie haben allerdings die unterschied-
lichsten anderen Bestimmungen zB des Gewerbe-, Umwelt-, Gesund-
heits- und Gefahrenschutzes zu beachten. Nicht „verkammerte“ freie
Berufe haben kein eigenständiges Berufs- bzw Standesrecht.

Auch das Steuerrecht differenziert zwischen selbständiger Tätig-
keit, zu der auch die freien Berufe zählen, Land- und Forstwirten
und Gewerbetrieben.

Zu fragen bleibt, inwieweit aus all diesen Differenzierungen ableit-
bar ist, dass auch die im HGB enthaltenen Ordnungsfragen auf
Angehörige freier Berufe nicht passen.

4) Unverändert soll hingegen, abgesehen von einer Präzisierung des An-
wendungsbereiches, das Rechnungslegungsrecht sowie das Recht der
Absatzmittler und des Transports bleiben.

5) Vgl dazu mwN Krejci/K. Schmidt, Vom HGB zum Unternehmergesetz
(2002) 92f.

6) So die Ärzte, Dentisten, Tierärzte, Notare, Rechtsanwälte, Patentan-
wälte, Wirtschaftstreuhänder, Ziviltechniker, Apotheker; vgl Krejci,
Empfiehlt sich die Einführung neuer Unternehmensformen? Partner-
schaft, Verein, Konzern, Verh. 10. ÖJT 1988 Bd I/1, 47ff; Nicht „ver-
kammert“ sind zB Schriftsteller, Übersetzer, Privatgelehrte, Erfinder, Pri-
vatlehrer, Marktforscher, Künstler, Journalisten, Bildberichterstatter,
Schiedsrichter etc. Straube in Straube2 § 1 Rz 16 mwN.
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Dass die wichtigsten freien Berufe angesichts ihrer besonderen
Verantwortung, die ihnen in unserer Gesellschaft zukommt, beson-
ders strengen Ausübungsregeln unterliegen, hat mit den im gege-
benen Zusammenhang relevanten, weitgehend anderen Materien
gewidmeten Ordnungsfragen eines allgemeinen Unternehmer-
rechts nichts zu tun. Es steht außer Diskussion, dass ein allgemei-
nes Unternehmergesetzbuch das Berufsrecht und die Standes-
regeln freier Berufe heute wie morgen unberührt lässt.
Wenn man das HGB in ein „Unternehmergesetzbuch“ umgestalten
will, bedeutet dies im Wesentlichen, den bisherigen, engen Grund-
tatbestand des Handelsrechts dem weiten Grundtatbestand des
sonst schon längst bestehenden Unternehmensrechts anzupassen.
Es dient dem besseren Verständnis der Zusammenhänge, an dieser
Stelle kurz zu reflektieren, welche Anliegen jene Regeln verfolgen,
die von der Rechtswissenschaft insgesamt als „Unternehmensrecht“
bezeichnet werden.
Das Unternehmensrecht befasst sich mit vom allgemeinen bürgerli-
chen Recht nicht ausreichend, nicht zufrieden stellend oder über-
haupt nicht beantworteten Ordnungsfragen professioneller unter-
nehmerischer Tätigkeit. Diese Ordnungsfragen betreffen einerseits
die Organisation dieser Tätigkeit und andererseits den unterneh-
merischen Geschäftsverkehr.7)
Das Wirtschaftsleben bedarf eingehenderer Regelungen der Un-
ternehmensorganisation, als das allgemeine Zivilrecht zu bieten
vermag. Diese Spezialisierung findet sich im weiten Feld des Ge-
sellschaftsrechts, das den Interessierten verschiedene Organisati-
onstypen zur Wahl stellt und solcherart die privatautonome Gestal-
tung von Zusammenschlüssen einerseits durch dispositives Recht er-
leichtert und andererseits in Verfolgung bestimmter Schutzzwecke
mittels zwingender Regelungen strukturiert.
Soweit Angehörige freier Berufe ihre Tätigkeit nach Maßgabe be-
rufsrechtlicher Vorschriften im Rahmen privatrechtlicher Zusammen-
schlüsse ausüben dürfen, bedienen sie sich der allgemeinen Orga-
nisationsformen des Unternehmensrechts. Das ist jedenfalls in Ös-
terreich so.8) Freie Berufe kennen somit bei uns trotz ihrer berufs-
rechtlichen Sonderstellung keine eigenen Rechtsformen. Die freien
Berufe bewegen sich somit im allgemeinen unternehmensrechtli-
chen Organisationsrecht, mag es auch berufs- und standesrechtli-
che Sonder- und Zusatzbestimmungen bzw Verbote geben. Auch
die Eingetragenen Erwerbsgesellschaften sind keine Sonderrechts-
formen für freie Berufe, sondern nichts weiter als außerhalb des
HGB angesiedelte Klone der OHG und KG für nichtvollkaufmänni-
sche Aktivitäten.
Der Ergänzung des Organisationsrechts dienen ferner all jene Vor-
schriften, die unternehmerische Tätigkeit bzw das Unternehmen
vor störenden Eingriffen schützen. Diesem Kreis von Ordnungsfra-
gen sind das Wettbewerbs- und Immaterialgüterrecht gewidmet.
Diese Regelungskomplexe gelten auch für Angehörige der freien
Berufe, wobei allerdings auf berufs- und standesrechtliche Beson-
derheiten im Bereich des Wettbewerbsrechts zu achten ist.

Soweit zum unternehmensrechtlichen Organisationsrecht.
Was nun den Bereich des Geschäftsverkehrs betrifft, zweifelt nie-
mand, dass auch die Angehörigen freier Berufe jedenfalls den Re-
geln des allgemeinen Zivilrechts unterstehen.
Angehörige freier Berufe unterstehen ferner ohne Einschränkung
als Unternehmer dem Konsumentenschutzrecht. Die Besonderhei-
ten der freien Berufe haben auch hier nicht dazu geführt, sie einem
anderen Verbraucherrechtsregime zu unterstellen als gewerbliche
Unternehmer und Land- und Forstwirte.
Zu fragen bleibt, aus welchen Gründen just die Sonderregelungen
des HGB über den unternehmerischen Geschäftsverkehr für Ange-
hörige freier Berufe unbeachtlich sein sollen, wobei freilich nicht
übersehen werden kann, dass dies bisher in der Tat so war.

V. Nicht alle HGB-Regelungen passen für freie
Berufe, doch ist bei etlichen HGB-Regelungen eine
Einbeziehung der freien Berufe sachlich geboten

Wer de lege ferenda meint, dass die freien Berufe fortan dem
neuen „Unternehmergesetz“ unterstehen sollen, hat dafür Gründe
zu nennen.
Im soeben dargelegten Umstand, dass auf die freien Berufe bereits
sonstige unternehmensrechtliche Regelungen außerhalb des HGB
anzuwenden sind, liegt ein solcher überzeugender Grund noch
nicht. Denn es könnte ja durchaus sein, dass sich die Regelungsma-
terie des HGB von den unternehmensrechtlichen Vorschriften, die
außerhalb des HGB angesiedelt sind, so gravierend unterscheidet,
dass ein Ausklammern der freien Berufe aus dem HGB durchaus
gerechtfertigt erscheint.

1. Prüfungsmaßstab sind die rechtspolitisch ange-
strebten Neuregelungen des künftigen „Unterneh-
mergesetzbuches“ und nicht das derzeitige HGB

Das HGB bietet Sonderregelungen vor allem

• über die Unternehmenspublizität: über die Registrierung (Fir-
menbuch), über den Namen, unter dem (derzeit nur die) Voll-
kaufleute ihr Unternehmen betreiben (Firmenrecht),

• über die Handlungsvollmacht und Prokura,
• über die handelsrechtlichen Personengesellschaften,
• über die handelsrechtliche Rechnungslegung
• und über die unternehmensbezogenen Rechtsgeschäfte.

Zu klären gilt, ob und inwieweit sich diese Regelungen ausschließ-
lich für das Wirken gewerblicher Unternehmer eignen, nicht aber
für freie Berufe.
Da das HGB erhebliche inhaltliche Änderungen gerade im Hin-
blick auf die Öffnung und Vereinfachung seines Grundtatbestan-
des erfahren soll, erscheint es zweckmäßig, die Frage nach der

7) Näheres zum Gegenstand und Anliegen des Unternehmensrechts bei
Krejci, Handelsrecht2 4 ff.

8) Anders die deutsche „Partnerschaftsgesellschaft“.
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Eignung der HGB-Regelungen für freie Berufe an den künftigen Re-
gelungen zu messen.

2. Firmenbuch

a) Schon heute gelten für rechtsfähige freiberufliche Gesellschaften die Vor-
schriften über das Firmenbuch

Das Firmenbuch ist zum einen für das Bestehen der konstitutiv ein-
getragenen juristischen Personen und teilrechtsfähigen Gebilde be-
deutsam.

Ich darf daran erinnern, dass all jenen freien Berufen, für die es
keine einschränkenden Berufsordnungen und Standesregeln gibt,
zur gemeinsamen Berufausübung sämtliche Gesellschaftsformen
frei zur Wahl stehen.

Selbst bei einer Reihe der in Kammern zusammengefassten freien
Berufe sind formkaufmännische Zusammenschlüsse erlaubt: so bei
Wirtschaftstreuhändern, Ziviltechnikern aber auch Rechtsanwäl-
ten. Diese Möglichkeiten werden auch genutzt. Im Übrigen stehen
insbesondere die Eingetragenen Erwerbsgesellschaften zur Verfü-
gung.

Die freien Berufe haben sich längst daran gewöhnt, mit ihren
rechtsfähigen Gesellschaften im Firmenbuch zu stehen.

b) Ob für freiberufliche Einzelunternehmer die Vorschriften über das Firmenbuch
relevant sind, hängt davon ab, ob und inwieweit freiberufliche Einzelunterneh-
mer den sonstigen HGB-Regelungen unterfallen sollen

Was hingegen die Einzelunternehmer betrifft, so ist zu beachten,
dass eine Eintragung eines Freiberuflers in das Firmenbuch zu
Zwecken der Signalisierung, dass auf seine Geschäftsverhältnisse
Handelsrecht anzuwenden ist, lediglich dann interessant ist, wenn
der freiberufliche Einzelunternehmer überhaupt dem übrigen mate-
riellen Handelsrecht unterstehen soll.

Diese Vorfrage kann erst nach Prüfung des übrigen Rechts des
HGB beantwortet werden.

3. Firmenrecht

a) Das Firmenrecht rechtsfähiger Gesellschaften gilt für Freiberufler schon heute

Sofern ein freier Beruf in der Rechtsform einer rechtsfähigen Gesell-
schaft ausgeübt wird, tritt diese schon heute unter einer registrier-
ten Firma auf.

b) Das Recht, eine Firma zu führen, ist auch für freiberufliche Einzelunternehmer
wertvoll

Der freiberufliche Einzelunternehmer hat hingegen keine Firma. Er
tritt lediglich unter seinem eigenen Namen auf. Bei Namensgleich-
heit entsteht das Bedürfnis, sich durch Zusätze voneinander zu un-
terscheiden, was nicht bei allen freien Berufen leicht ist. Rechtlich
stellen sich interessante Schutzfragen.

Schließt sich der Freiberufler mit anderen zu einer GesBR zusam-
men, bleibt nur die Möglichkeit einer Geschäftsbezeichnung.

Auch bei freien Berufen besteht Bedarf, das freiberufliche Unter-
nehmen mittels geeigneter Zusätze im Geschäftsverkehr hervorzu-

heben oder eine bewährte Bezeichnung des freiberuflichen Unter-
nehmens fortzuführen.

Das Recht, eine Firma zu führen, der präventive handelsrechtliche
Firmenschutz und insbesondere die Regeln über die Firmenfortfüh-
rung und die Unternehmenskontinuität sowie die künftige Lösung
des Nachhaftungsproblems9) können also auch für freiberufliche
Unternehmen von beachtlichem Vorteil sein.

Dies spricht eher dafür als dagegen, das Firmenrecht, das im Ver-
gleich zum bisher geltenden nach deutschem Vorbild grundlegend
liberalisiert und dadurch attraktiver werden soll,10) auch den freien
Berufen zu eröffnen.

4. Die HGB-Rechnungslegung ist der eigentliche Stein
des Anstoßes. Er lässt sich aus dem Weg räumen

Einer der Hauptgründe, weshalb sich die Angehörigen freier Be-
rufe gegen eine Anwendung des HGB auf ihre Tätigkeit wehren, ist
die Vorstellung, den handelsrechtlichen Rechnungslegungsvor-
schriften zu unterfallen. Vor allem der Gedanke, bilanzieren und
dabei offene Honorarforderungen als vermögens- und damit ge-
winnmehrend ansetzen zu müssen, obwohl noch kein Eingang zu
verzeichnen war, ist für jeden, der derzeit mit der Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung sein Auslangen findet, eine höchst abschre-
ckende Vorstellung.

a) Im Bereich der formkaufmännischen Gesellschaften haben sich die freien
Berufe an die handelsrechtliche Rechnungslegung bereits gewöhnt

Vorausgeschickt sei, dass sich jene Angehörigen freier Berufe
wohl an die handelsrechtliche Rechnungslegung gewöhnt haben,
die für ihre Tätigkeit die Rechtsform eines „Formkaufmanns“, also
der GmbH oder AG, gewählt haben.

b) Ordnungsgemäße Unternehmensführung zwingt zu sachkundiger Rechnungs-
legung

Ferner sollte nicht übersehen werden, dass ein ordentlicher Unter-
nehmer auch dann, wenn die handelsrechtlichen Rechnungsle-
gungsvorschriften für ihn unbeachtlich sind, schon zum eigenen
Wohl über seine Geschäftsvorfälle jene Aufzeichnungen führen
wird, die es ihm ermöglichen, sich ein Bild über seine Vermögens-
und Ertragslage zu machen. Ganz abgesehen davon ist beson-
dere Vorsicht und Sorgfalt geboten, wenn auch fremde Gelder ver-
waltet werden.

Die handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften sind weitge-
hend nichts anderes als in Rechtsnormen gefasste, betriebswirt-
schaftliche Grundregeln ordentlicher Gebarung.

Selbst wenn es die Verrechtlichung dieser Regeln nicht gäbe, wie
dies vor Schaffung des RLG der Fall war, bleibt jemandem, der ein
Unternehmen einer gewissen Größe führt, korrekter Weise gar
nichts anderes übrig, als sich am betriebswirtschaftlichen Sachver-

9) Vgl Krejci/Schmidt aaO 26ff.
10) Auch dazu Krejci/Schmidt aaO 25f, 123ff.
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stand zu orientieren, will er sich den erforderlichen Überblick über
die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage seines Unternehmens ver-
schaffen. Man kann nicht sagen, dass allein der Umstand, dass ein
freiberufliches Unternehmen betrieben wird, diese Notwendigkeit
erübrige.

Dies heißt freilich noch lange nicht, dass der betriebwirtschaftliche
Sachverstand Freiberufler dazu zwänge, eine Bilanz und Gewinn-
und Verlustrechnung aufzustellen.

c) Die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung für Freiberufler iS des § 22 Z 1 EStG
genügt auch für ihre handelsrechtliche Rechnungslegung

Was Freiberufler an den handelsrechtlichen Rechnungslegungsvor-
schriften abschreckt, ist in Wahrheit weniger der durch sie gefor-
derte Aufwand, als die steuerrechtliche Auswirkung einer handels-
rechtlichen Rechnungslegungspflicht.

Denn gemäß § 124 BAO sind nach Handelsrecht (oder anderen
gesetzlichen Vorschriften) bestehende Pflichten zur Führung und
Aufbewahrung von Büchern oder Aufzeichnungen „auch im Inte-
resse der Abgabenerhebung zu erfüllen“. Die handelsrechtlichen
Pflichten werden somit auch zu steuerrechtlichen. Und damit würde
bei Geltung der derzeitigen handelsrechtlichen Rechnungslegungs-
vorschriften für Freiberufler die derzeit für freiberufliche Tätigkeiten
bestehende steuerrechtliche Annehmlichkeit entfallen, mit der Ein-
nahmen-Ausgaben-Rechnung auszukommen.11)

Angesichts der verständlichen Bedenken gilt es sine ira et studio zu
prüfen, ob es sachlich gerechtfertigte Gründe gibt, die freiberufli-
che Tätigkeit aus diesem Pflichtenkreis ganz oder teilweise auszu-
nehmen. Einen Ansatz zu sachlichen Überlegungen bieten in die-
sem Zusammenhang die steuerrechtlichen Vorschriften.

Wir haben also zu fragen, warum das Steuerrecht unter anderem
zwischen Einkünften aus selbständiger Tätigkeit (zu welcher auch
die freiberufliche zählt) und Einkünften aus Gewerbebetrieb diffe-
renziert.

Für das Steuerrecht entscheidend ist, dass der Angehörige des
freien Berufes12) seine Tätigkeit prinzipiell persönlich durch Ausnüt-
zung seiner speziellen, höchstpersönlichen Kenntnisse und Fähig-
keiten ausübt. Es gilt die so genannte „eingeschränkte Vervielfälti-
gungstheorie“.

Die entsprechenden Grundsätze werden auch dann beachtet,
wenn eine Personengesellschaft, etwa eine Kanzleigemeinschaft
von Rechtsanwälten, in der Form einer Gesellschaft bürgerlichen
Rechts, tätig wird.

Dass hier die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung genügt, lässt sich
sachlich damit rechtfertigen, dass das freiberufliche Unternehmen
wegen des bestimmenden persönlichen Wirkens des Freiberuflers
sowohl im Hinblick auf seine Personalstruktur als auch im Hinblick
auf die zum Einsatz gelangenden Betriebsmittel überschaubar ist.

Diese Regelung überzeugt auch im Bereich der handelsrechtlichen
Rechnungslegungspflicht.

Es genügt demnach auch handelsrechtlich, für freiberufliche Unter-
nehmer lediglich die Pflicht zur Einnahmen-Ausgaben-Rechnung
vorzusehen.
Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die handelsrechtliche
Rechnungslegungspflicht ganz allgemein von Größenkriterien ab-
hängt. Dabei sollen für Einzelunternehmer nicht mehr die bisheri-
gen Kriterien, nämlich das Erfordernis eines nach Art und Umfang
kaufmännisch eingerichteten Geschäftsbetriebes, maßgeblich sein,
sondern klar definierte Mindestumsatzgrößen und Beschäftigten-
zahlen.
Diese Größen werden so festgesetzt werden, dass auch im ge-
werblichen Bereich erst dann die handelsrechtliche Rechnungsle-
gungspflicht greift, wenn eine Bilanzierungspflicht sachlich gebo-
ten erscheint.
Alles in allem sollte also die handelsrechtliche Rechnungslegungs-
pflicht kein Grund sein, die Einbeziehung freier Berufe in den
Grundtatbestand des reformierten HGB insgesamt abzulehnen.

5. Es wäre ein Wertungswiderspruch, würde das
Recht des unternehmerischen Geschäftsverkehrs nicht
auch auf die freiberufliche Tätigkeit angewandt.
Eine Reihe von Bestimmungen läuft allerdings
(wie bei anderen Dienstleistungsunternehmen) leer.
a) Das Recht, Prokura zu erteilen, wird von Angehörigen freier Berufe nicht drin-
gend benötigt, kann aber auch für sie wertvoll sein

Zum Recht des unternehmerischen Geschäftsverkehrs zählen auch
die Sonderregelungen über die Stellvertretung, wobei sich ledig-
lich die Prokura von den allgemeinen zivilrechtlichen Vertretungs-
regeln auffallend absetzt.
Mag sein, dass Freiberufler keinen sonderlichen Bedarf nach der
Erteilung einer Prokura verspüren. Dennoch liegt im Recht, Prokura
zu erteilen, ein prinzipieller Vorteil für den Geschäftsverkehr
gegenüber dem Vertretungsrecht des allgemeinen bürgerlichen
Rechts. Die Möglichkeiten, Prokura zu erteilen, sollten daher erwei-
tert werden.
Es spricht jedenfalls nichts dagegen, auch Freiberuflern das Recht
einzuräumen, Prokura zu erteilen. Das zwingt niemanden, von die-
sem Recht Gebrauch zu machen.

11) Für Umsätze aus selbständiger Tätigkeit, worunter insbesondere auch
die freiberufliche fällt, gilt nicht einmal die Buchführungspflicht nach
§ 125 BAO.

12) Zu den Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit nach § 22 Z 1 EStG zäh-
len selbständig (also insbesondere nicht im Rahmen eines Dienstverhält-
nisses) erzielte Einkünfte aus einer wissenschaftlichen, künstlerischen,
schriftstellerischen, unterrichtenden oder erzieherischen Tätigkeit, Ein-
künfte aus der Berufstätigkeit der Ziviltechniker und aus einer unmittel-
bar ähnlichen Tätigkeit, sowie aus der Berufstätigkeit der Ärzte, Tier-
ärzte und Dentisten, der Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare und
Wirtschaftstreuhänder, der Unternehmensberater, Versicherungsmathe-
matiker und Schiedsrichter im Schiedsgerichtsverfahren, der Bildbe-
richterstatter und Journalisten, der Dolmetscher und Übersetzer sowie
Einkünfte von therapeutisch tätigen Psychologen, von Hebammen und
von bestimmten im medizinischen Dienst tätigen Personen.
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b) Die handelsrechtlichen Regelungen über bestimmte Vertragstypen (Handels-
kauf, Absatzmittler- und Transportgeschäfte) betreffen keine freiberuflichen
Leistungspflichten

Soweit das „Unternehmensaußenrecht“ des HGB einzelne Ver-
tragstypen regelt, also den Handelskauf, das Kommissions-, Spe-
ditions-, Lager- und Frachtgeschäft, betreffen diese Regelungen die
Angehörigen freier Berufe bezüglich der Rolle des Leistungspflich-
tigen nur ausnahmsweise, weil die Hauptgeschäfte der freien Be-
rufe andere Leistungsbeziehungen zum Gegenstand haben.

Das gilt auch für das außerhalb des HGB angesiedelte Handels-
vertreter- und das Maklerrecht sowie für das Versicherungs-,
Bank- und Börserecht. Das Handelsvertreter- und Maklerrecht stellt
im Übrigen schon heute nicht mehr auf die Kaufleute des HGB ab.

Die Verträge der Freiberufler sind in erster Linie Werkverträge,
freie Dienstverträge und Auftragsverhältnisse. Diese Vertragstypen
sind im ABGB geregelt.

Dass die im Bereich des Unternehmensrechts vertypten Verträge
nicht gerade jene sind, die im Zentrum des Interesses der freien Be-
rufe stehen, besagt noch nicht, dass das gesamte Recht der Han-
delsgeschäfte für die freien Berufe uninteressant ist. Denn das HGB
enthält noch zahlreiche privatrechtliche Sondernormen zum allge-
meinen Schuld- und Sachenrecht.

Davon abgesehen ist zu beachten, dass schon heute dem HGB an-
gesichts des weiten Tatbestandes des § 2 HGB viele Dienstleis-
tungsunternehmen unterfallen, deren maßgebliche Vertragstypen
gleichfalls nicht jene sind, denen das Handelsrecht besonderes
Augenmerk zuwendet. Deshalb hat bislang aber noch niemand
behauptet, dass der Tatbestand des § 2 HGB angesichts des Rege-
lungsgegenstandes des HGB zu weit konzipiert worden sei.

c) Die allgemeinen schuldrechtlichen und sachenrechtlichen Regelungen des HGB
werden teilweise in das ABGB transferiert, teilweise aufgehoben und teilweise
entschärft; was im Unternehmergesetzbuch erhalten bleibt, ist auch auf unter-
nehmensbezogene Geschäfte der freien Berufe anzuwenden

Der folgenden Prüfung vorauszuschicken ist, dass die allgemeinen
schuldrechtlichen und sachenrechtlichen Regelungen des HGB im
Rahmen der anstehenden Reform weitgehend geändert werden.
Das HGB soll in erheblichem Maße dereguliert werden. Die
EVHGB wird aufgehoben. An die Stelle der vormals implantierten
BGB-Regelungen treten Regelungen des ABGB. Bestimmungen, die
im Laufe der Jahrzehnte als allgemein zivilrechtliche erkannt wur-
den, sollen in das ABGB transferiert werden. Eine Reihe spezifisch
handelsrechtlicher Normen wird „entschärft“ und für alle Unterneh-
mer tauglich gemacht.

Ebenso, wie sich das „Unternehmergesetzbuch“ vom Begriff des
„Kaufmanns“ und des „Handels“ verabschiedet, soll es sich auch
vom Begriff „Handelsgeschäft“ lösen. Stattdessen soll in Zukunft
von „unternehmensbezogenen Geschäften“ gesprochen werden.

Ich kann im Folgenden nur einen sehr allgemein gehaltenen Über-
blick geben. Er sollte genügen, um zu zeigen, dass das „Unterneh-
mergesetzbuch“ in Zukunft seine Normen so modifiziert, dass sie

für die professionellen Geschäftsbeziehungen aller Unternehmer
passen.

Die folgende Darstellung hält sich an die Paragrafenfolge des
HGB.

aa) Handelsbrauch

§ 346 HGB über die Beachtlichkeit von Handelsbräuchen ist ange-
sichts der §§ 914, 863 Abs 2 ABGB entbehrlich.

Die Regel gilt schon jetzt auch für Freiberufler. Ein sachlicher Ein-
wand kann dagegen nicht erhoben werden.

bb) Gesamtschuldnerhaftung

Die Regel des Art 8 Nr 1 EVHGB über die Haftung als Gesamt-
schuldner soll als § 890a in das ABGB transferiert werden.

Damit gilt sie auch für Freiberufler. Ein sachlicher Einwand kann
dagegen nicht erhoben werden.

cc) Ersatz des entgangenen Gewinns

Dass stets der entgangene Gewinn zu ersetzen ist (Art 8 Nr 2
EVHGB), wird in Zukunft ein allgemeiner Grundsatz sein. Schon
heute erweitert die Rechtsprechung dort, wo die gegliederte Scha-
denszurechnung des ABGB Anwendung findet, den Ersatz des
positiven Schadens so sehr, dass im Ergebnis ein allgemeiner Er-
satz des entgangenen Gewinns erreicht wird. Auch in der Diskus-
sion über eine Reform des Schadenersatzrechts wird der umfas-
sende Ersatz des entgangenen Gewinns für geboten erachtet.

Dass diese Regel auch für Freiberufler gilt, ist nur konsequent. Ein
sachlicher Einwand kann dagegen nicht erhoben werden.

dd) Sorgfalt des ordentlichen Unternehmers

Die Sorgfalt des ordentlichen Kaufmanns ist nichts anderes als eine
handelsrechtliche Variante des Sorgfaltsmaßstabes des § 1299
ABGB. Daher wird man in Zukunft entweder auf § 347 HGB über-
haupt verzichten oder aber auf die Sorgfalt des ordentlichen Un-
ternehmers verweisen. Letzteres wird empfohlen, um keinen Anlass
zu unangebrachten Fehlschlüssen aus einer Streichung des § 347
HGB zu bieten.

Dass gerade Freiberufler der Sachverständigenhaftung unterfallen,
versteht sich geradezu von selbst. Ein sachlicher Einwand kann da-
gegen nicht erhoben werden.

ee) Vertragsstrafe

Das Verbot des § 348 Abs 1 HGB, eine Vertragsstrafe richterlich
zu mäßigen, wird entweder überhaupt gestrichen oder weitge-
hend entschärft werden. Das richterliche Mäßigungsrecht ist ein
äußerst wertvolles Instrument, überhöhten Vertragsstrafen auf ein-
fache und effektive Weise zu begegnen.

Hingegen soll Art 8 Nr 3 EVHGB, wonach die Geltendmachung
eines die Vertragsstrafe übersteigenden Schadens durch die Ver-
einbarung der Vertragsstrafe nicht ausgeschlossen sein soll, als
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§ 348 Abs 2 in das HGB mit Geltung für den die Vertragsstrafe
schuldenden Unternehmer übernommen werden.

Es ist nicht einzusehen, warum diese an sich ohnehin abdingbare
Gesetzesregeln nicht auch für Freiberufler gelten sollte. Ein sachli-
cher Einwand kann dagegen nicht erhoben werden.

ff) Bürgschaft

Die Zweifelsregel, dass der bürgende Unternehmer als Bürge und
Zahler haftet (§ 349 HGB), ist allen Unternehmern zumutbar.

Die Formfreiheit der unternehmerischen Bürgschaft (§ 350 HGB)
soll angesichts des Umstandes, dass auch im Zivilrecht außerbürg-
schaftliche Interzessionsgeschäfte (insbesondere der Schuldbeitritt)
formfrei sind und überdies der Streit um die Anwendungsgrenzen
der Formvorschrift über die Bürgschaft den Geschäftsverkehr belas-
tet, beibehalten werden. Doch ist vorstellbar, dass die Formfrei-
heitsregel nur für im Firmenbuch registrierte Unternehmer gelten
soll. Dies würde auch der Rechtssicherheit dienen.

Ein sachlicher Einwand gegen die Geltung der unternehmensrecht-
lichen Sonderregelungen zur Bürgschaft auch für Freiberufler be-
steht nicht.

gg) Laesio enormis

Der Ausschluss der Anfechtung eines Handelsgeschäfts wegen Ver-
kürzung über die Hälfte (§ 351a HGB) soll fallen. Stattdessen sol-
len Unternehmer dieses Anfechtungsrecht vertraglich ausschließen
können.

Ein sachlicher Einwand gegen die Geltung dieser Regelung auch
für Freiberufler besteht nicht.

hh) Zinsen

Die RL 2000/35/EG vom 29. 6. 2000 zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug im Geschäftsverkehr hat den österreichischen Gesetz-
geber bereits zu einer unternehmensrechtlichen (und nicht kauf-
mannsrechtlichen) Neuregelung des Verzugszinsenregimes ge-
zwungen. Die Neuregelung musste in das ABGB eingefügt wer-
den, weil das HGB mangels geeigneten Grundtatbestandes nicht
„aufnahmefähig“ war.

Schon darin zeigt sich, wie sinnvoll ist wäre, das künftige „Unter-
nehmergesetzbuch“ zum Auffangbecken von Bestimmungen zu
machen, die für alle Unternehmer und nicht nur für Gewerbetrei-
bende gelten. Die für Unternehmer geltende neue Zinsenregelung,
die derzeit in das ABGB aufgenommen wurde, sollte in das künf-
tige „Unternehmergesetzbuch“ transferiert werden.

Inhaltlich gilt die Verzugszinsenregelung für Unternehmer schon
heute auch für freie Berufe.

ii) Entgeltlichkeit

Das im derzeit geltenden § 354 HGB nur bruchstückhaft zum Aus-
druck kommende Entgeltlichkeitsprinzip soll durch eine allgemeine
Formulierung ersetzt werden.

Ein sachlicher Einwand gegen die Geltung dieser Regelung auch
für Freiberufler besteht nicht.

jj) Kontokorrent

Die Bestimmungen über das Kontokorrent (§§ 355–357 HGB) stel-
len in Wahrheit allgemeines Zivilrecht dar. Eine Transferierung in
das ABGB bei gleichzeitiger inhaltlicher Verbesserung wäre wohl
die beste Lösung. Da es allerdings zwischen zwei Nichtunterneh-
mern kaum ein Kontokorrektverhältnis gibt und bei einem weiten
Unternehmerbegriff wohl so gut wie alle Kontokorrentverhältnisse
unternehmensbezogene Geschäfte sind, erscheint eine Beibehal-
tung dieser Regelungen im „Unternehmergesetzbuch“ durchaus
gerechtfertigt.

Die inhaltlichen Änderungen des bisherigen Kontokorrentrechts
zielen auf Vereinfachung und vor allem Klarstellung bis heute strit-
tiger Ordnungsfragen ab; dies vor allem, was die Rechtswirkungen
der Saldofeststellung betrifft.

Ein sachlicher Einwand gegen die Geltung dieser Regelung auch
für Freiberufler besteht nicht.

kk) Leistungszeit

Die §§ 358f HGB über die Leistungszeit erübrigen sich und sollten
gestrichen werden. Es genügen die einschlägigen Bestimmungen
des ABGB.

ll) Gattungsqualität

Die Zweifelsregel des § 360 HGB, wonach bei Gattungssachen
„mittlere Art und Güte“ geschuldet ist, sollte als § 905b in das
ABGB übernommen werden.

mm) Maß, Gewicht, Währung, Zeitrechnung, Entfernung

§ 361 HGB stimmt mit § 905 Abs 1 ABGB überein und wird des-
halb zu streichen sein.

Art 8 Nr 8 EVHGB über Fremdwährungsschulden wird wahr-
scheinlich als § 905a in das ABGB übernommen und entfällt da-
her im „Unternehmergesetzbuch“.

nn) Schweigen als Zustimmung

§ 362 HGB über das „Schweigen als Zustimmung“ soll modifiziert
werden. Zwar soll auch in Zukunft ein Unternehmer im Zweifel ge-
genüber demjenigen, zu dem der Unternehmer in Geschäftsbezie-
hung steht oder sich zu entsprechenden Leistungen angeboten hat,
auf einen Antrag auf Vertragsabschluss unverzüglich antworten;
sonst gilt Schweigen als Zustimmung. In allen anderen Fällen soll
aber eine Verletzung der Antwortpflicht wie im allgemeinen bür-
gerlichen Recht lediglich zu einer Haftung auf den entstandenen
Vertrauensschaden führen (§ 1003 ABGB).

Ferner soll es in einem neuen § 361 HGB eine Regel zum Thema
„kaufmännisches Bestätigungsschreiben“ geben, die sich an
Art 19 UN-Kaufrecht orientiert.
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Ein sachlicher Einwand gegen die Geltung dieser Regelung auch
für Freiberufler besteht nicht.

oo) Vollmachten

Art 8 Nr 9 EVHGB (Empfangsvollmacht des Überbringers einer
Quittung) soll als § 1030 Abs 2 in das ABGB übernommen wer-
den.

Art 8 Nr 10 EVHGB über den vermuteten Fortbestand einer
Unternehmervollmacht über dessen Tod hinaus wird zum § 58a
HGB.

Ein sachlicher Einwand gegen die Geltung dieser Regelung auch
für Freiberufler besteht insofern nicht, als die Höchstpersönlichkeit
einer solchen Vollmacht unschwer klargestellt werden kann.

Die handelsrechtlichen Sonderregelungen über den falsus procura-
tor (Art 8 Nr 11 EVHGB) sollen in Hinkunft entfallen.

pp) Wertpapiere

Die Regelungen der §§ 363 bis 365 HGB bleiben unverändert
bestehen.

Diese Bestimmungen haben für Freiberufler im Allgemeinen keine
Bedeutung.

qq) Gutglaubenserwerb

Die handelsrechtlichen Regelungen der §§ 366f HGB über den
gutgläubigen Eigentums- und Pfandrechtserwerb vom Nichtberech-
tigten sollen in einer harmonisierten Regelung des ABGB aufge-
hen. Diesbezüglich soll es zu einer Neufassung der §§ 367, 456
ABGB kommen.13)

Die Gleichstellung der gesetzlichen Pfandrechte des Kommissio-
närs, Spediteurs, Lagerhalters und Frachtführers hinsichtlich des
Gutglaubensschutzes mit vertraglich erworbenen Pfandrechten tan-
giert die freien Berufe nicht.

rr) Pfandverwertung

Die bisherigen handelsrechtlichen Regelungen über die Pfandver-
wertung (Art 8 Nr 14 und 15 EVHGB, §§ 1219 bis 1221 und
1228 bis 1248 BGB) werden allesamt gestrichen. Stattdessen soll
das Recht der Pfandverwertung in neuen Bestimmungen des ABGB
(§§ 466a und 466b) einer gegenüber der bisherigen Regelung
einfacheren und zugleich besseren Lösung zugeführt werden.

Im „Unternehmergesetzbuch“ verbleibt nur noch eine Sonderregel
bezüglich der Wartefrist für den Pfandverkauf und bezüglich der
gesetzlichen Pfandrechte des Kommissionärs, Spediteurs, Lager-
halters und des Frachtführers.

Die Sonderbestimmungen über die gesetzlichen Pfandrechte tan-
gieren die freien Berufe nicht. Im Übrigen gelten für sie die verbes-
serten und vereinfachten ABGB-Regelungen.

ss) Zurückbehaltungsrecht

Das unternehmerische Zurückbehaltungsrecht der §§ 369 bis 372
HGB bleibt erhalten. Es ist für freie Berufe wohl von untergeordne-

ter Bedeutung; seine Geltung auch für freie Berufe schadet diesen
aber nicht.

VI. Ergebnis

Alles in allem sollten die freien Berufe, für die nach wie vor vorran-
gig ihr jeweiliges Berufsrecht gelten wird, vom Anwendungsbe-
reich des allgemeine Regeln über die unternehmerische Organisa-
tion und den unternehmerischen Geschäftsverkehr enthaltenden
„Unternehmergesetzbuches“ mit erfasst werden, obwohl manche
seiner Bestimmungen wie bei anderen Dienstleistungsunterneh-
men leer laufen und überdies Ausnahmen gerechtfertigt erschei-
nen.

Diese betreffen in erster Linie die Vorschriften über die Rechnungs-
legung, die für Angehörige freier Berufe handelsrechtlich nicht an-
ders gestaltet werden sollten als im Steuerrecht. Dies bedeutet,
dass für freie Berufe auch handelsrechtlich die Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung genügen soll.

Das Firmenrecht kann auch für Angehörige freier Berufe nützlich
sein.

Die Regeln über die unternehmensbezogenen Geschäfte sollten
auch für die freien Berufe gelten, wobei praktisch nur die allgemei-
nen schuld- und sachenrechtlichen HGB-Bestimmungen relevant
sind, weil die im HGB geregelten Vertragstypen die freien Berufe
in der Regel nicht tangieren.

Die grundsätzliche Einbindung auch der freien Berufe in das „Un-
ternehmergesetzbuch“ ist im Hinblick darauf zweckmäßig, dass
europarechtliche Regelungen, die alle Unternehmer betreffen, eine
systematische Heimstatt benötigen. Diese sollte in Zukunft das „Un-
ternehmergesetzbuch“ und nicht das ABGB sein, in welchem sich
unternehmensrechtliche Regelungen systematisch zerstreuen und
verlieren würden.

Sofern man sich allein auf die hier erwogenen Aspekte beschränkt,
dürfte sich wohl eine ausgewogene und sachgerechte Lösung für
die Einbindung auch der freien Berufe in das allgemeine Unterneh-
mergesetzbuch finden.

Wer, von allem bisher hier Gesagten abgesehen, in einer Ausdeh-
nung des Anwendungsbereichs des HGB einen politischen Schritt
zur Verwirklichung eines offenbar befürchteten Vorhabens sieht,
den freien Berufen allmählich die Eigenständigkeit zu nehmen und
sie letztlich auch in anderen Hinsichten den Gewerben gleichzu-
stellen, hebt die Diskussion des hier anstehenden Themas auf eine
so hohe entwicklungsspekulative Ebene, dass der schlichte Fachju-
rist gut beraten ist, den Politikern zu weiterem Kräftespiel das Feld
zu überlassen.

13) Im HGB verbleiben soll lediglich die Regelung über den gutgläubigen
Erwerb des Eigentums oder des Pfandrechts bei Veräußerung eines ver-
lorenen und nach dem Kraftloserklärungsgesetz angezeigten Inhaber-
papiers an ein Kreditinstitut.
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RA Dr. Elisabeth Scheuba, Wien

Gedanken zur Einbeziehung der Rechtsanwälte ins HGB
Ist das, was gesetzlich machbar erscheint, auch politisch wünschenswert?

Hinter jedem Gesetzesvorhaben steht ein politischer Gestaltungs-
wille. Es genügt daher nicht, zu einem Gesetzesvorhaben allein
auf das Fachjuristische beschränkte Überlegungen anzustellen.
Auch die mit dem Vorhaben verfolgten politischen Ziele sind zu
berücksichtigen. Wenn also manche vom Gesetzgeber eine
Reform als aus rein fachjuristischen Gründen nahezu „geboten“
einfordern1), wonach die freien Berufe, sohin auch Rechtsanwälte,
in den Anwendungsbereich des HGB einbezogen werden sollen2),
so seien folgende Überlegungen zu den rechtspolitischen Aspekten
einer solchen Reform ergänzt:
Die freiberufliche Tätigkeit des Rechtsanwalts wird vom Kauf-
mannsbegriff des HGB nicht erfasst, sie wird, im Gegenteil, seit je-
her von gewerblichen Tätigkeiten deutlich abgegrenzt3): Die freibe-
rufliche Tätigkeit des Rechtsanwalts besteht zwar nach hL und Rsp4)
in einer dauernden, auf Erwerb gerichteten Tätigkeit, sie hat aber
überwiegend (wissenschaftlichen oder) rechtswahrenden Charak-
ter und besteht insbesondere nicht in bloß kaufmännisch-techni-
schen Kenntnissen und Fertigkeiten. Sie wird vielmehr auf wissen-
schaftlicher Grundlage betrieben und setzt eine gewisse höhere
Bildung, aber auch – was die Beziehung zwischen dem Rechtsan-
walt und seinem Klienten, zwischen Rechtsanwälten untereinander
und zwischen dem Rechtsanwalt und der Gesellschaft selbst be-
trifft – Handeln nach bestimmten, in den Berufsausübungsregeln
zum Ausdruck kommenden ethischen Grundsätzen5) voraus.
Diese deutliche Trennung zwischen der freiberuflichen Tätigkeit
des Rechtsanwalts einerseits und der gewerblichen Tätigkeit eines
Kaufmanns andererseits entspricht auch dem heute aktuellen Ver-
ständnis: So hat etwa der Europäische Gerichtshof die von Rechts-
anwälten ausgeübte freiberufliche Tätigkeit jüngst erst als eine
Tätigkeit charakterisiert, die „ausgesprochen intellektuellen Cha-
rakter hat, eine hohe Qualifikation verlangt und gewöhnlich einer
genauen und strengen berufsständischen Regelung unterliegt. Bei
der Ausübung einer solchen Tätigkeit hat das persönliche Element
besondere Bedeutung und diese Ausübung setzt auf jeden Fall eine
große Selbständigkeit bei der Vornahme der beruflichen Handlun-
gen voraus“6). Für die Erfüllung der Aufgaben des Rechtsanwalts
erachtet der EuGH vor allem die Unabhängigkeit des Rechtsan-
walts, sein Berufsgeheimnis sowie die Loyalitätspflicht für unab-
dingbar7).
Die von einem Rechtsanwalt erbrachten Dienstleistungen, nämlich
Rechtsberatung und rechtliche Vertretung, sind also ganz beson-
dere Dienstleistungen8): Die bestmögliche Versorgung mit Rechts-
rat und rechtlicher Vertretung jedes Rechtssuchenden liegt – insb
was die Sicherung der Qualität dieser Dienstleistungen und die

Einhaltung der mit den Berufsausübungsregeln zum Ausdruck ge-
brachten ethischen Grundsätze bei der Erbringung dieser Dienst-
leistungen betrifft – im öffentlichen Interesse9). Denn der Rechtsan-
walt vermittelt mit diesen Dienstleistungen jedem Einzelnen das
rechtliche Gehör, der Rechtsanwalt ist damit Garant der Rechtlich-
keit und der Rechtsstaatlichkeit (zB inbesonders auch eines fair trial
iSd Artikel 6 MRK).

Diese besondere Verantwortung10) des Rechtsanwalts – aber auch
das besondere gesellschaftliche Vertrauen in die Erfüllung dieser

1) Vgl insb Krejci, HGB-Reform und freie Berufe, AnwBl 2003, 67ff.
2) Die Reform des Kaufmannsbegriffs und des HGB wird im BMfJ mit

den betroffenen Interessensvertretungen seit 28. 11. 2001 (zu GZ
10000K/8-I-3/2002) diskutiert.

3) Nach der in Österreich herrschenden Meinung sind gewerbliche Tätig-
keiten solche (selbständige, planmäßige, relativ dauernde, nach außen
hervortretende, berufsmäßig erlaubte, auf Gewinnerzielung gerichtete)
wirtschaftliche Tätigkeiten, die gerade nicht in der Ausübung eines so
genannten freien Berufs bestehen (Straube in Straube, HGB2 [1995]
Rz 4 zu § 1 mwN).

4) So zB Straube in Straube, HGB2 Rz 14ff zu § 1 unter Berufung auf die
Rsp der Höchtsgerichte.

5) Auf diese (in den Berufsausübungsregeln zum Ausdruck kommenden)
ethischen Grundsätze macht insb Tajani, Der Sonderstatus für die freien
Berufe in der europäischen Verfassung, CONV 336/02, CONTRIB
118, 2 f, aufmerksam.

6) So EuGH 11. 10. 2001, C-267/99 zum Begriff des freien Berufs.
7) So EuGH vom 19. 2. 2002, C-35/99 NOVA I (deshalb stehen nach

Ansicht des EuGH die zwischen der Beratungstätigkeit des Rechts-
anwalts und der Prüfungstätigkeit des Wirtschaftsprüfers bestehende
Unvereinbarkeit sowie die Gefahr des Informationsaustauschs zwi-
schen Rechtsanwälten und Wirtschaftsprüfern der Zulassung von inter-
disziplinären Partnerschaften zwischen Rechtsanwälten und Wirt-
schaftsprüfern entgegen).

8) Tajani (CONV 336/02, CONTRIB 118, 2) erinnert an die Entschlie-
ßung des Europäischen Parlaments vom 5. April 2001, wonach die
freien Berufe Ausdruck einer auf dem Recht beruhenden demokrati-
schen Grundordnung und insbesondere ein wesentlicher Faktor der
europäischen Gesellschaften sind.

9) Zu Recht weisen schon die Tulbinger Thesen der RAK Wien (AnwBl
1991, IV) darauf hin, dass rechtliche Beratung und Vertretung nicht
ausschließlich kaufmännischen Regeln folgen dürfen, weil Recht keine
beliebige Ware ist und rechtliche Beratung und Vertretung keine belie-
bigen Dienstleistungen sind.

10) Diese besondere, von strengen Ausübungsregeln getragene Verant-
wortung, die den Rechtsanwälten in unserer Gesellschaft zukommt,
erwähnt auch Krejci, AnwBl 2003, 69, der in der Folge allerdings
meint, dass dies mit den Ordnungsfragen eines allgemeinen Unterneh-
mensrechts „nichts zu tun“ habe. Diese Ansicht lässt sich freilich bei
einer Betrachtung, die auch die politische Zielsetzung der Reform nicht
vorsätzlich ausklammert (wie Krejci, AnwBl 2003, 74, dies tut), im
Ergebnis nicht bestätigen.
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öffentlichen Aufgaben des Rechtsanwalts – bringt der Gesetzgeber
selbst mit den Vorschriften über die Anwaltspflicht und mit den be-
sonderen Vorschriften über die Berufsausübung, also mit den Vor-
schriften über die Beziehungen zwischen dem Rechtsanwalt und
dem Klienten, zwischen den Rechtsanwälten untereinander und
dem Rechtsanwalt und der Gesellschaft selbst zum Ausdruck11).
Alle diese Vorschriften haben zur Folge, dass für einen Rechtsan-
walt – so sehr er zweifellos bemüht sein muss, seine Kanzlei nach
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu leiten und insofern „kaufmän-
nisch-unternehmerisch“ tätig zu sein – beim „Verkauf“ seiner
Dienstleistungen Besonderes gilt, das ihn von jedem anderen
gewerblichen Unternehmer/Kaufmann unterscheidet:

• Der gewerbliche Unternehmer/Kaufmann kann seine Dienst-
leistungen grundsätzlich jedem verkaufen, der dafür bezahlt,
mögen die Kunden auch untereinander konkurrenzierende und
widerstreitende Interessen verfolgen.
Für den Rechtsanwalt gilt hingegen das selbst durch Parteienver-
einbarung idR nicht abdingbare Doppelvertretungsverbot12): Der
Rechtsanwalt kann seine Leistungen einem Klienten dann nicht
mehr „verkaufen“, wenn dieser Klient mit einem anderen Klien-
ten des Rechtsanwalts in Interessenskonflikte gerät. Der Rechtsan-
walt soll nämlich zum Schutz des Vertrauens, das der Klient in
den Rechtsanwalt setzt, in keinem Fall auch nur den Anschein er-
wecken, die Interessen seines Mandanten aufgrund einer Interes-
senskollision nicht mehr uneingeschränkt wahren zu können13).

• Der gewerbliche Unternehmer/Kaufmann stellt die eigenen Inte-
ressen (oder auch die Interessen gleichgesinnter Unternehmer)
stets vor die Interessen seines Kunden, um so einen für ihn wirt-
schaftlich günstigen Vertragsabschluss (oder Absprachen mit
Mitbewerbern) herbeizuführen. Auch wenn ein Unternehmer
den „Kunden als König“ umwirbt, so ist doch die Kundenorien-
tiertheit immer nur das Mittel, die eigenen Interessen des Unter-
nehmers zu fördern. Diese eigenen Interessen des Unternehmers
haben stets uneingeschränkt Vorrang vor den Interessen seiner
Kunden.
Für den Rechtsanwalt gilt hingegen der Vorrang des Mandats14):
Die eigenen Interessen des Rechtsanwalt haben gegenüber den
Interessen seines Klienten grundsätzlich zurückzutreten. Hier
steht das Interesse des Klienten also für sich, es ist nicht bloßes
Mittel zur Verfolgung der Eigeninteressen des Anwalts, die
Wahrung der Klientenrechte und -interessen ist vielmehr die vom
Rechtsanwalt geschuldete – und vom Gesetzgeber im Interesse
des Rechtssuchenden mit den Vorschriften über den Vorrang des
Mandats abgesicherte – Hauptleistungspflicht gegenüber dem
Klienten15).

• Der gewerbliche Unternehmer/Kaufmann ist in der Regel gegen-
über seinen Kunden nicht zur Verschwiegenheit verpflichtet. Um-
wirbt er seine Kunden mit der Zusage besonderer „Diskretion“,
so ist auch dies meist nur Mittel zum Zweck, die eigenen Interes-
sen des Unternehmers besonders zu fördern. Der Unternehmer

kann mit „berühmten“ Kunden für seine Dienstleistung jederzeit
uneingeschränkt werben.
Für den Rechtsanwalt gilt hingegen die – gesetzlich angeordnete
– Verschwiegenheitspflicht16): Er hat über die ihm anvertrauten
Angelegenheiten und die ihm sonst in seiner beruflichen Eigen-
schaft bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung
im Interesse seiner Partei gelegen ist, verschwiegen zu sein17).
Der Rechtsanwalt soll nämlich zum Schutz des besonderen ihm
vom Klienten entgegengebrachten Vertrauens das, was ihm nur
aufgrund dieses besonderen Vertrauensverhältnisses zu seinem
Klienten bekannt geworden ist, nicht für eigene Zwecke, insb
nicht zur Werbung für seine eigene Dienstleistung nutzen. Der
Rechtsanwalt kann als eine wesentliche Folge dieser Pflicht so-
hin im Regelfall mit „berühmten“ Klienten nicht werben.

• Der gewerbliche Unternehmer/Kaufmann ist zwar an das Ge-
setz und an sein Gewissen gebunden, kann sich aber – wenn er
dies für wirtschaftlich sinnvoll hält – jederzeit in Exklusivitätsbin-
dungen und sonstige Abhängigkeiten aller Art begeben.
Der Rechtsanwalt ist hingegen in dieser Frage nicht frei: Für ihn
gilt die wirtschaftliche Unabhängigkeit18). Der Rechtsanwalt darf

11) Diese Vorschriften bringen insb auch den politischen Willen des Ge-
setzgebers zum Ausdruck, den Anspruch des Einzelnen auf bestmögli-
che rechtliche Beratung und Vertretung durch jene Personen zu sichern,
die das in den Berufsausübungsregeln im öffentlichen Interesse festge-
legte Anforderungsprofil eines Rechtsanwalts erfüllen und damit auch
das gesellschaftliche Vertrauen rechtfertigen, dass bei der rechtlichen
Beratung und Vertretung die in den Berufsausübungsregeln zum Aus-
druck kommenden ethischen Grundsätze eingehalten werden.

12) § 10 Abs 1 RAO. Das Verbot der Doppelvertretung gilt als Vorschrift
des öffentlichen Standesrechts, von der die Partei den Rechtsanwalt
nicht befreien kann (OBDK 23. 12. 1992 AnwBl 1993, 333).

13) Das Verbot der anwaltlichen Doppelvertretung geht daher so weit, dass
sich der Rechtsanwalt einer Vertretungstätigkeit auch dann zu enthalten
hat, wenn er durch eine frühere Vertretungstätigkeit Kenntnis von Tat-
sachen erlangt haben könnte, die er in einem anderen Verfahren ver-
werten könnte (vgl etwa OBDK 31. 5. 1951 AnwBl 1952, 82; OBDK
5. 6. 1989 AnwBl 1990, 263; OBDK 10. 2. 1992 AnwBl 1993, 100;
OBDK 4. 10. 1993 AnwBl 1994, 611 uvm).

14) Vgl zu diesem insb aus § 9 RAO abgeleiteten Vorrang des Mandats zB
Tulbinger Thesen, AnwBl 1991, IV.

15) Ebenso geht die Treuepflicht gegenüber dem Klienten den allenfalls ge-
meinsamen Interessen des Rechtsanwalts mit Mitbewerbern vor. Bei der
Pflichtenkollision zwischen der Pflicht zur Kollegialität und der Pflicht
zur Treue und Verschwiegenheit dem Klienten gegenüber hat die Treue-
pflicht gegenüber dem Klienten Vorrang (vgl zB Feil/Wennig, Anwalts-
recht2 [1999] Rz 6 zu § 9 RAO mwN).

16) § 9 Abs 2 RAO.
17) Die Verschwiegenheitspflicht des Rechtsanwalts dauert grundsätzlich

auch über das Vertretungsverhältnis hinaus an (vgl dazu zB OBDK
29. 11. 1988, AnwBl 1991, 313; OBDK 14. 10. 1991, AnwBl 1993,
429 uvm; vgl dazu weiters Feil/Wennig, Anwaltsrecht2 Rz 25 zu § 9
RAO mwN).

18) Die Unverzichtbarkeit dieser Unabhängigkeit des Rechtsanwalts wird
besonders im Urteil des EuGH vom 19. 2. 2002, C-35/99 NOVA I be-
tont. Vgl zur Wichtigkeit anwaltlicher Unabhängigkeit auch schon Tul-
binger Thesen, AnwBl 1991, IV.
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nur an das Gesetz und sein Gewissen gebunden sein und soll
nicht auf wirtschaftliche Abhängigkeiten Rücksicht nehmen müs-
sen19). Die Vorschriften über die Unabhängigkeit sichern somit
die Einhaltung aller anderen Berufsausübungsregeln. Denn nur
ein wirtschaftlich selbständiger und unabhängiger Rechtsanwalt
garantiert die uneingeschränkte Loyalität und absolute Ver-
schwiegenheit gegenüber dem Klienten und die unbeeinflusste,
alleinverantwortliche Wahrung der Interessen seines Klienten.

• Der gewerbliche Unternehmer/Kaufmann verkauft (im Regelfall)
solche Dienstleistungen, für die es der Gesetzgeber als ausrei-
chend ansieht, die Qualität der Leistung im Sinne des Konsu-
mentenschutzes geregelt zu haben. Besondere Anforderungen
an die persönliche „innere“ Einstellung des Unternehmers zu sei-
ner Dienstleistung, wie zB eine besondere „Vertrauenswürdig-
keit“ des Unternehmers fordert der Gesetzgeber im Regelfall
nicht.
Der Rechtsanwalt erbringt hingegen eine gemeinwohlorientierte
Dienstleistung und fungiert somit als Garant der Rechtsstaatlich-
keit. Der Gesetzgeber stellt daher nicht nur an die Qualität der
Dienstleistung besondere Anforderungen20) sondern verlangt
auch die besondere persönliche Vertrauenswürdigkeit des
Rechtsanwalts als zusätzliche Voraussetzung für die Zulassung
zu diesem Beruf21). Gerade weil die anwaltlichen Dienstleistun-
gen die bereits genannten Merkmale aufweisen und besondere
Anforderungen an jene stellen, die sie erbringen, wünscht näm-
lich der Gesetzgeber, dass diese Dienstleistungen nur von Perso-
nen erbracht werden, die in einer bestimmten Weise sachlich
und persönlich qualifiziert sind. Nur solche Personen sollen
diese anwaltliche Leistungen erbringen, weil der Gesetzgeber in
diesen Qualifikationen zugleich auch eine Grundlage für das
gesellschaftliche Vertrauen sieht, dass diese Personen die in den
Berufsausübungsregeln zum Ausdruck kommenden ethischen
Grundregeln bei der Erbringung der Dienstleistung einhalten
werden22).

Alle diese besonderen Vorschriften, die ein Rechtsanwalt bei Er-
bringen seiner Dienstleistung – anders als jeder andere gewerbli-
che Unternehmer/Kaufmann – zu beachten hat, sichern der rechts-
suchenden Bevölkerung den unverzichtbaren Grundanspruch,
dass jedem Einzelnen eine qualitativ hochwertige rechtliche Bera-
tung und Vertretung von selbständigen, unabhängigen und einzig
den Interessen des Rechtssuchenden verpflichteten, verschwiege-
nen Rechtsanwälten geboten werden kann.

Die Einbeziehung der Rechtsanwälte in den Anwendungsbereich
des HGB würde die vom Gesetzgeber den Rechtsanwälten zuge-
dachte und mit den Berufsausübungsregeln zum Ausdruck ge-
brachte besondere Stellung zum Nachteil der rechtssuchenden
Bevölkerung und der Rechtsstaatlichkeit selbst unterlaufen. Nur
beispielsweise sei dafür etwa Folgendes genannt:

• Aus rein fachjuristischer Sicht mag im Recht, Prokura zu erteilen,
ein „prinzipieller Vorteil für den Geschäftsverkehr“ liegen, und
„jedenfalls nichts dagegen“ sprechen, auch Rechtsanwälten die-
ses Recht einzuräumen, weil ja „niemand gezwungen sei, von
diesem Recht Gebrauch zu machen“23).
Gerade das Recht, Prokura zu erteilen, würde aber dazu beitra-
gen, das besondere Vertrauen, das dem Rechtsanwalt selbst ent-
gegengebracht wird, zu unterlaufen: Denn die Tätigkeit des
Rechtsanwalts ist durch ein besonderes persönliches Element ge-
prägt. Die anwaltliche Tätigkeit ist daher auch grundsätzlich
„vertretungsfeindlich“24). Ein Rechtsanwalt darf sich nur durch
einen anderen Rechtsanwalt25) oder durch juristisch bereits ent-
sprechend ausgebildete Rechtsanwaltsanwärter26) vertreten las-
sen. Selbst Rechtsanwaltsanwärtern ist es aber nicht erlaubt, Ein-
gaben an Gerichte und Behörden zu unterfertigen27). Der Ge-
setzgeber will nämlich zum Schutz des Klienten gerade im Ver-
kehr mit Behörden und Gerichten sicherstellen, dass anwaltliche
Vertretungsleistungen auch tatsächlich nur von einem Rechtsan-
walt erbracht werden. Diese vom Gesetzgeber also mit gutem
Grund vorgesehene Vertretungsfeindlichkeit der anwaltlichen
Tätigkeit könnte mit dem Recht, Prokura zu erteilen, zum Nach-
teil der Klienten unterlaufen werden.

• Die Anwendung der Vorschriften über das unternehmerische
Zurückbehaltungsrecht (§§ 369–372 HGB) soll den Rechts-
anwälten „nicht schaden“28). Dies mag aus einer eng fachjuristi-
schen Sicht vertretbar sein, aus standespolitischer Sicht ist es
dies aber nicht:
Ein Rechtsanwalt darf eine ihm anvertraute Streitsache niemals
ganz oder auch nur teilweise „an sich lösen“29). Die für seine
Partei an ihn eingegangenen Barschaften muss er – im Fall der
Bestreitung seiner Honorarforderung durch den Mandanten –
grundsätzlich dem Mandanten herausgeben oder gerichtlich er-

19) Der Rechtsanwalt hat insb auch alles zu unterlassen, was ihn in finan-
zielle Abhängigkeit von Kanzleiangestellten oder Rechtsanwaltsanwär-
tern bringen könnte (vgl dazu §§ 36 und 44 RL-BA) und darf grundsätz-
lich nur mit anderen Rechtsanwälten ein Gesellschaftsverhältnis einge-
hen (§ 21c Z 1 RAO).

20) Zur Ausübung des Berufs eines Rechtsanwalts wird nur zugelassen, wer
die strengen Qualifikationen auf wissenschaftlicher Grundlage erfüllt,
also die gesetzlich vorgeschriebene wissenschaftliche und praktische
Ausbildung absolviert hat (§ 1 RAO).

21) § 5 Abs 2 RAO.
22) Diese Überlegungen rechtfertigen ua auch das aus diesen Gründen im

öffentlichen Interesse gelegene anwaltliche Vertretungsmonopol (vgl
Tulbinger Thesen, AnwBl 1991, III).

23) Krejci, AnwBl 2003, 71.
24) Gerade deshalb darf zB auch im Rahmen einer Rechtsanwalts-GmbH

nach § 21 Z 9a RAO keine Prokura erteilt werden.
25) § 14 RAO.
26) § 15 RAO. Vgl dazu zB auch § 31 Abs 2 und 3 ZPO.
27) § 15 Abs 1 und 3 RAO.
28) Krejci, AnwBl 2003, 74.
29) § 16 Abs 1 RAO; ebenso schon § 879 Abs 2 Z 2 ABGB.



78 AnwBl 2003/2

Abhandlungen

legen30). Der Rechtsanwalt soll und darf daher gerade kein Zu-
rückbehaltungsrecht an den Sachen seines Mandanten haben,
um jene Position der Stärke, die der Anwalt im Regelfall gegen-
über seinem Klienten hat, nicht missbrauchen zu können. Mit
diesem schon in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB dezidiert festgehalte-
nen Verbot eines anwaltlichen Zurückbehaltungsrechts bringt
der Gesetzgeber die ethischen Grundsätze, die er bei der Aus-
übung des Rechtsanwaltsberufs im öffentlichen Interesse einge-
halten wissen will, besonders deutlich zum Ausdruck. Die An-
wendung des kaufmännischen Zurückbehaltungsrechts auf
Rechtsanwälte würde somit in Wahrheit doch „schaden“, näm-
lich dem rechtsschutzsuchenden Klienten, zu dessen Schutz ein
Zurückbehaltungsrecht des Rechtsanwalts gerade ausgeschlos-
sen sein soll.

• Ganz ähnlich verhält es sich mit dem Provisionsverbot für
Rechtsanwälte:
Auch dieses schon in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB aus denselben
Gründen zum Schutz des Vertretenen vorgesehene Verbot (das
in § 51 RL-BA nochmals ausdrücklich festgehalten ist) würde
durch die befürwortete Anwendbarkeit des § 354 HGB31) zum
Nachteil des Klienten unterlaufen werden können.

Die Einbeziehung der Rechtsanwälte in die Vorschriften des HGB
wäre somit im Ergebnis rechtspolitisch ein Signal in die falsche
Richtung:

Ein Klient kann – anders als zB ein Kunde beim Kauf von Schuhen –
die Qualität der verkauften anwaltlichen Dienstleistung nicht vor
dem Erwerb einschätzen. Der Klient ist frühestens nach dem Erbrin-
gen der Dienstleistung, mitunter vielleicht auch nie in der Lage,
wirklich zu beurteilen, ob der Rechtsanwalt hochwertige Arbeit ge-
leistet hat. Der Rechtsanwalt, der in Eigenverantwortung entschei-
det, wie viel Aufmerksamkeit er einem Klienten widmet, ist somit
der starken Versuchung ausgesetzt, aus Gründen der Zeit- und Kos-
tenersparnis die Qualität der erbrachten Dienstleistung auf einem

Mindestmaß zu halten, oder den Klienten dazu zu verleiten, ihn als
Rechtsanwalt unnötigerweise weiter in Anspruch zu nehmen32).
Eine rein marktorientierte Denkweise – die Rechtsanwälte wie
jeden anderen Unternehmer behandelt wissen will – birgt die Ge-
fahr, dass damit eine Entwicklung eingeleitet wird, Rechtsanwälte
in ein System zu pressen, das die Besonderheiten dieses Berufs-
standes außer Acht lässt33) und damit der Erfüllung der vom Ge-
setzgeber den Rechtsanwälten im öffentlichen Interesse zugedach-
ten Aufgaben entgegensteht.
Eine – nach einem rein fachjuristischen Resümee vielleicht vorstell-
bare – Einbeziehung von Rechtsanwälten in das HGB ist bei einer
umfassenden Betrachtung, die auch die politische Zielsetzung ei-
ner solchen Einbeziehung nicht vorsätzlich ausklammert34), jeden-
falls abzulehnen.
Die Einbeziehung des Rechtsanwalts in das HGB liefe rechtspoli-
tisch im Ergebnis auf eine Schwächung der Rechtsstaatlichkeit hi-
naus: Denn diese setzt im Interesse jedes Einzelnen zwingend
Rechtsanwälte voraus, die auf der sicheren Grundlage der beste-
henden Berufsausübungsregeln selbständig, unabhängig, ver-
schwiegen und einzig den Interessen des Rechtssuchenden ver-
pflichtet, rechtliche Beratungs- und Vertretungsleistungen in best-
möglicher Qualität und Eigenverantwortung erbringen. Davon
darf nicht leichtfertig – nur weil rein marktorientiertes Denken den
Rechtsanwalt wie jeden anderen Unternehmer behandelt sehen
will – abgegangen werden.

30) § 19 Abs 3 RAO; § 16ff RL-BA.
31) Krejci, AnwBl 2003, 73, sieht in § 354 HGB idgF ein nur bruchstück-

haft zum Ausdruck kommendes Entgeltlichkeitsprinzip, gegen dessen
Anwendung auf Freiberufler in einer allgemeinen Formulierung „keine
Einwände ersichtlich“ seien.

32) Davor warnt zu Recht Tajani, Der Sonderstatus für die freien Berufe in
der europäischen Verfassung, CONV 336/02, CONTRIB 118, 5f, 8.

33) Vgl auch Tajani, CONV 336/02, CONTRIB 118, 8.
34) So ausdrücklich Krejci, AnwBl 2003, 74.

RA DDr. Karl Robert Hiebl, Braunau am Inn

§ 12 NTG – Ist dieses Privileg noch zeitgemäß?

Manches Privileg der Notare konnte bis in die heutige Zeit erhalten
werden. Darunter fällt nicht nur das Monopol der Unterschriftsbe-
glaubigung, sondern auch manch andere Bestimmung der Notari-
atsordnung bzw des Notariatstarifgesetzes. Auffallend ist in die-
sem Zusammenhang § 12 NTG, der da lautet:
Zur Entrichtung der Gebühr sind alle Personen verpflichtet, die die
Tätigkeit dem Notar aufgetragen haben oder Teilnehmer des mit
ihrem Einverständnis notariell errichteten, beurkundeten oder be-

glaubigten Geschäftes gewesen sind. Mehrere Zahlungspflichtige
haften zur ungeteilten Hand.
Diese Vorschrift hilft dem Notar berechtigte Honorarforderungen
einbringlich machen zu können. Nicht nur der unmittelbare Auf-
traggeber kann zur Zahlung herangezogen werden, sondern auch
ein (möglicherweise finanziell besser gestellter) anderer Teilneh-
mer des Vertrages, der die Gebühren schlussendlich zu bezahlen
hat. Eine inhaltlich ähnliche Gesetzesstelle findet sich im RATG
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nicht. Dies kann dazu führen, dass eine solidarische Haftung aller
Beteiligten am Vertrag gegenüber dem Honoraranspruch des
Rechtsanwaltes in Frage gestellt werden kann.
In der Praxis sind ua folgende Fallkonstellationen zu erwarten:
Beispiel 1: Ein von einem Rechtsanwalt errichteter Vertrag kommt
ohne sein Verschulden nicht zustande, weil es sich die Vertragspar-
teien vor dem formalen Vertragsabschluss anders überlegt haben.
Auch wenn im Vertrag eine Kostentragung vereinbart ist, kann
diese von den präsumtiven Vertragsparteien bestritten werden,
weil der Vertrag und damit die Verpflichtung zur Kostentragung
nicht unterfertigt worden ist.
Beispiel 2: Ein KEG-Vertrag wird errichtet und im Firmenbuch ein-
getragen. Die Gesellschaft hat sich zwar zur Zahlung verpflichtet,
zahlt aber nicht. Die Gesellschaft bzw der Komplementär wird in-
solvent. Haftet der Kommanditist für die Kosten der Vertragserrich-
tung und Eintragung im Firmenbuch?
In beiden Fällen wird der Notar kein Problem haben, seine Forde-
rungen gegen „alle Teilnehmer des Vertrages“ gerichtlich geltend
zu machen, er braucht sich bloß auf § 12 NTG zu berufen. Ein
Rechtsanwalt kann allerdings Probleme bekommen.
Durch die zunehmend papierlose, EDV-mäßige Erledigung des Ak-
ten- und Schriftverkehrs und die formalen Erleichterungen iSd § 30
Abs 2 ZPO (ebenso wie im AVG und der StPO) werden schriftliche
Vollmachten in der anwaltlichen Praxis eigentlich nicht mehr benö-
tigt. Wird ein Vertrag errichtet, ohne dass eine gesonderte schrift-
liche Vollmacht aller einzelnen Vertragsparteien unterfertigt wird,
kann sich die Frage der solidarischen Haftung stellen.
Mit der Frage, ob § 12 NTG inhaltlich auch auf Leistungen des
Rechtsanwaltes anzuwenden ist und ob das Privileg des Notars ge-
rechtfertigt ist, hat sich der OGH mehrfach beschäftigt (zuletzt
2 Ob 166/97v, AnwBl 1999/7615).
Die Auslegung des § 12 NTG dahingehend, dass darin die Zah-
lungspflicht eines „Teilnehmers“ unabhängig davon festgelegt
wird, ob er (ausdrücklich oder schlüssig) dem Notar einen Auftrag
erteilt hat, stellt mE eine unzulässige Privilegierung eines Rechtsbe-
rufes dar. Die Privilegierung des Notars im Vergleich zum Rechts-
anwalt – insbesondere bei der Errichtung von Verträgen – scheint
auch gleichheitswidrig.
Vom OGH wurde früher versucht, dieses Privileg sachlich zu be-
gründen (JBl 1975, 328): Den Notar treffe in Relation zum Rechts-
anwalt als Parteienvertreter eine qualifiziert höhere Beratungs- und
Belehrungspflicht.
Der Notar sei „(. . .) nämlich, zum Unterschied von einem Rechts-
anwalt, in der Gestaltung seiner Tätigkeit auch bei der Verfassung
einer Privaturkunde nicht frei.“ Der Notar sei verpflichtet, „(. . .) die
Wahrung des Gesetzes über den Parteiwillen zu stellen, voraus-
schauend künftigen Meinungsverschiedenheiten vorzubeugen und
Übervorteilungen einer Partei zu vermeiden. Ein Notar wird daher,
auch wenn er nur von einer Partei zur Errichtung der Vertrags-
urkunde beauftragt worden ist, diese nicht gegen die andere Partei

vertreten (. . .).“ Aus dieser Begründung des erkennenden Senats
kann im Umkehrschluss abgeleitet werden, dass diese Sorgfalt von
einem Rechtsanwalt als Vertragserrichter nicht erwartet wird.
Diese Begründung ist – so glaube ich – schon allein deshalb nicht
haltbar, weil der Rechtsanwalt aufgrund der RAO und der strengen
Standesvorschriften ohnehin eine Vertragspartei nicht gegen die
andere vertreten kann, wenn er Vertragserrichter ist. Andererseits
ist der Schutzzweck der Norm des § 12 NTG weder die inhaltliche
Richtigkeit des Vertrages noch der Schutz der Vertragsparteien vor
inhaltlichen Nachteilen und schon gar nicht die „Redlichkeit des
Vertragserrichters“.
Den diesbezüglichen Bedenken, die auch von Michael Bydlinski
(RdW 1993, 102) vorgebracht worden sind, hat sich der OGH in
der Entscheidung 2 Ob 166/97 im Wesentlichen angeschlossen.
Dieses Privileg wurde auch so begründet: Der Notar sei in all jenen
Fällen besonders zu schützen, in denen es unklar sein könne, wer
nun wirklich Auftraggeber sei. Der Notar sei deshalb zu schützen,
weil die „Autragserteilungslage“ unklar sei. Dies kann und muss
aber in gleichem Maße auch für einen Rechtsanwalt als Vertragser-
richter gelten.
Die Bestimmung des § 12 NTG ist deshalb auch auf den Rechtsan-
walt auszudehnen, wenn er Leistungen erbringt, die im NTG gere-
gelt sind. Eine dem Gleichheitsgebot entsprechende verfassungs-
konforme Interpretation der strittigen Bestimmung erfordert m.E.
folgende Auslegung:
Unter dem Begriff „Teilnehmer“ iSd § 12 NTG sind jene Personen
zu verstehen, die zumindest konkludent einen Auftrag erteilt ha-
ben. Dies kann aber nur so verstanden werden, dass nicht nur der
ausdrückliche Auftraggeber für die Entrichtung der Kosten und Ge-
bühren der Vertragserrichtung haftet, sondern auch alle sonstigen
Personen haften, in deren Interesse ein Vertrag errichtet worden ist
und ein Vertrag im Firmenbuch eingetragen worden ist. Es hat also
auch mE ein Kommanditist zu haften, selbst wenn er nicht aus-
drücklich zur Kostentragung im Vertrag verpflichtet wurde (vgl Bei-
spiel 2).
Wenn also ein Vertrag durch einen Rechtsanwalt errichtet worden
ist und Leistungen erbracht worden sind, die inhaltlich dem NTG
entsprechen, so sollten alle Vertragsparteien dem (präsumtiven)
Vertragserrichter für die angemessenen Kosten haften. Es darf kei-
nen Unterschied machen, ob der Vertrag von einem Rechtsanwalt
oder einem Notar errichtet worden ist. Das bisherige Privileg des
Notars ist mE unzeitgemäß und auch gleichheitswidrig.
Der Gesetzgeber sollte deshalb mE dieses unsachgemäße Privileg
dadurch abschaffen, indem eine dem § 12 NTG entsprechende
Regelung in das RATG aufgenommen wird. Mein Vorschlag dazu:
Dem § 1 RATG wird ein Abs 3 angefügt, der wie folgt lautet:
„Erbringt der Rechtsanwalt Leistungen, deren Entlohnung im Nota-
riatstarif geregelt ist, sind die im NTG angeführten Tarifansätze für
Leistungen des Rechtsanwaltes angemessen. § 12 NTG ist auf sol-
che Leistungen des Rechtsanwaltes sinngemäß anzuwenden.“
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Terminübersicht – Seminare
März

April

7. bis 8. 3. Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20030307/5 GRAZ

7. bis 8. 3. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20030307/8 WIEN

11. 3. Seminarreihe Steuerrecht:
3. Internationales Steuerrecht
Seminar-Nr: 20030311/8 WIEN

14. 3. Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Zivilprozessrecht
(mit Lugano-/Brüssel-Abkommen),
Exekutionsverfahren und Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20030314A/8 WIEN

14. bis 15. 3. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20030314/3 ST. GEORGEN i.A.

14. bis 15. 3. Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20030314/8 WIEN

20. bis 22. 3. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20030320/8 WIEN

21. 3. Be up to date!
Die Reform des Gewährleistungsrechts –
Gewährleistung geht uns alle an
Seminar-Nr: 20030321A/8 WIEN

21. 3. Anglo-amerikanisches Zivil- und Wirtschaftsrecht
(Schwerpunkt Vertragsrecht)
Seminar-Nr: 20030321/8 WIEN

27. bis 29. 3. Die französische Rechtssprache
Seminar-Nr: 20030327/8 WIEN

28. 3. Be up to date!
Rechtliche Rahmenbedingungen in der Familie:
Lebensgemeinschaft – aufrechte Ehe –
nach Ehescheidung
Seminar-Nr: 20030228A/8 WIEN

28. bis 29. 3. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20030328/3 ST. GEORGEN i.A.

28. bis 29. 3. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20030328/8 WIEN

3. bis 4. 4. Kartellrecht –
das Recht gegen Wettbewerbsbeschränkungen
Seminar-Nr: 20030403/8 WIEN

4. bis 5. 4. Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20030404/3 LINZ

Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht

Gegenstand des Seminars ist die Rechtsentwicklung im Wirt-
schaftsrecht, einschließlich des Sozialversicherungsrechts, jedoch
unter Ausschluss des Wirtschaftsverwaltungsrechts, in der letzten
Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar.
Schwerpunkte bilden die Themenbereiche:
Handelsrechtliches Vertragsrecht (insbesondere Kreditsicherungs-
recht, Bankvertragsrecht, aus diesem Jahr das ZinsRÄG), Gesell-
schaftsrecht (Erörterung der wichtigen einschlägigen Entscheidun-
gen und Neuregelungen, insbesondere das Vereinsrecht, nach
Möglichkeit auch der Entwurf des EKEG, Eigenkapitalersatz-
Gesetz), Arbeitsrecht (gesetzliche Änderungen im Jahre 2002, wie
das Betriebliche Mitarbeitervorsorgegesetz, also die neue Abferti-
gung, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Nationales Arbeits-
recht); Sozialversicherungsrecht (aktuelle Rechtsprechung und
gesetzliche Neuigkeiten) sowie Kartell- und Wettbewerbsrecht
(Neuregelung des Kartellrechts, Wettbewerbsgesetz, Recht der
Europäischen Gemeinschaft und nationales Recht; sowie die ein-
schlägige Rechtsprechung der letzten Zeit). Wenn in den Themen-
bereichen im Jahr vor dem Seminar wichtige neue Gesetze kund-
gemacht wurden, werden diese ebenso von den Referenten stets
für die Praxis erläutert.
Dieses Seminar will diejenigen Kolleginnen und Kollegen unterstüt-
zen, die in bestimmten Fachbereichen durch führende Referenten
und in Diskussion mit Kollegen auf dem Laufenden bleiben wollen,
um den Anforderungen an eine derartige Schwerpunkttätigkeit zu
entsprechen.

4. bis 5. 4. Schadenersatz und Gewährleistung
Seminar-Nr: 20030404/7 RANKWEIL

4. bis 5. 4. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 20030404/8 WIEN

22. 4. Seminarreihe Steuerrecht
4. Gebühren
Seminar-Nr: 20030422/8 WIEN

24. bis 26. 4. train the trainer:
Vorträge halten, Seminare leiten –
Expertentipps für Profis
Seminar-Nr: 20030424/2 BADEN

25. bis 26. 4. Gesprächstaktik und Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 20030425/2 HERNSTEIN

25. bis 26. 4. Österreichische Rechtsdatenbanken
Seminar-Nr: 20030425/5 GRAZ

25. bis 26. 4. Strafrecht
Seminar-Nr: 20030425/6 INNSBRUCK

25. bis 26. 4. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20030425/8 WIEN
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Termin: Freitag, 4. 4. 2003, bis Samstag, 5. 4. 2003 = 4 Halbtage
Planung: VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten in alphabetischer Reihenfolge:
Hon.-Prof. Dr. Helmut Gamerith, Vizepräs d OGH i R
Dr. Georg Graf, Univ.-Prof. in Salzburg
Mag. Dr. Martin Karollus, Univ.-Prof. in Linz
Dr. Wolfgang Mazal, Univ.-Prof. in Wien
Dr. Walter Schrammel, o.Univ.-Prof. in Wien
Seminarort: Linz
Seminar-Nr: 20030404/3

AVG, VStG, UVS

Dieses Seminar bietet einen systematischen Überblick über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsverfahrens anhand von
Sachverhalten und Beispielen bis zur entsprechenden Verfahrens-
erledigung in Theorie und Praxis.
Ziel ist insbesondere die vertiefende Erörterung jener Bereiche, die
im Hinblick auf die Rechtsanwaltsprüfung prüfungsrelevant sind.

Termin: Freitag, 4. 4. 2003 bis Samstag, 5. 4. 2003 = 3 Halbtage
Planung: Univ.-Lektor. Dr. Walter Schwartz, RA in Wien
Referenten: Univ.-Lektor. Dr. Walter Schwartz, RA in Wien
Dr. Wolfgang Fasching, Amt der Burgenländischen Landesregie-
rung
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20030404/8

Schadenersatz und Gewährleistung
special

Vertiefung bereits vorhandener schadenersatzrechtlicher Grund-
kenntnisse im Allgemeinen sowie Vorstellung aktueller Entwick-
lungstendenzen mittels aktueller Fälle aus der Rechtsprechung des
Obersten Gerichtshofes; besondere schadenersatzrechtliche An-
sprüche nach Verkehrsunfällen; Einführung in das neue Gewähr-
leistungsrecht samt Vorstellung allfälliger gerichtlicher Entscheidun-
gen.

Termin: Freitag, 4. 4. 2003 bis Samstag, 5. 4. 2003 = 3 Halbtage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, Hofrat des OGH,
Universität Innsbruck
Dr. Georg Kathrein, Abteilungsleiter im BMJ
Seminarort: Rankweil
Seminar-Nr: 20030404-7

Österreichische Rechtsdatenbanken
extra

Dieses Seminar soll dem Teilnehmer nicht nur einen Überblick über
die Einsatzmöglichkeit der derzeit unentbehrlichen EDV zur univer-
sellen Information in der Anwaltskanzlei bieten, sondern auch
einen Überblick über die on- und offline verfügbaren Hilfsdienste

geben. Der Teilnehmer soll aus der Kombination eines Referates
mit praktischen Übungen erlernen, wie man mit sich ständig aktua-
lisierenden Daten arbeitet, Operatoren gezielt einsetzt und Such-
begriffe in die Erhebung einbezieht. Darüber hinaus werden
neben den (bekannten) juristischen Datenbanken auch weitere
Informationsmöglichkeiten und Einsatzgebiete der Informations-
technologie abgehandelt und die effiziente Anwendung derselben
in praktischen Übungen vermittelt. Hierbei soll der Teilnehmer vor
allem die Benutzung von Formulardatenbanken, die Verwendung
von parlamentarischen Materialien und den Einsatz der weiteren
technischen Hilfsmöglichkeiten erlernen. Auch der technische Auf-
bau und die Upsetmöglichkeiten werden im Grundriss und nach
der praktischen Bedeutung gemessen in Diskussion gezogen,
wobei insbesondere auch auf einzelne Fragen der Teilnehmer ein-
gegangen wird. Ebenso wird ein umfassender Einblick in die Mög-
lichkeiten des Einsatzes der EDV im Büroalltag einer Rechtsan-
waltskanzlei geboten und auf zukünftige Entwicklungen eingegan-
gen. Abschließend sollen auch wirtschaftliche Aspekte der Soft-
wareentwicklung einfließen und Vor- und Nachteile derselben um-
fassend dargestellt werden.
Die Teilnehmerzahl ist auf 25 Personen beschränkt.

Termin: Freitag, 25. 4. 2003, bis Samstag, 26. 4. 2003 = 3 Halb-
tage
Planung: VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz
Referenten: Mag. Hannes Pichler, RAA in Graz
Michael Fruhstorfer, Netzwerkadministrator der Karl Franzens
Universität Graz
Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 20030425/5

Strafrecht

basic

In den ersten beiden Halbtagen dieses Seminars wird schwerpunkt-
mäßig auf die Vorbereitung und Durchführung von Rechtsmittelver-
fahren eingegangen.
Der dritte Halbtag widmet sich den Aufgaben des Verteidigers
nach der Urteilsverkündigung.

Termin: Freitag, 25. 4. 2003, bis Samstag, 26. 4. 2003 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Albert Heiss, RA in Innsbruck
Dr. Ursula Pernfuss, RA in Innsbruck
Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 20030425/6

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
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Amtliche Mitteilungen

Änderungen der Liste

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. KASSIN Gottfried,
9300 St. Veit/Glan, Unterer Platz 11,
Tel. 04212/20 40,
Telefax 04212/281 22,
per 1. 12. 2002

Verzicht

Dr. ORTNER Albin,
9500 Villach,
per 30. 11. 2002
mStV Dr. Herwig Wutscher,
8020 Graz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. MODL Bernd,
bei RA Dr. Hans Gradischnig, Villach

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Mag. EISMAYR Harald,
4632 Pichl/Wels, Gemeindeplatz 7,
Tel. 07247/203 71,
Telefax 07247/20 372,
per 2. 12. 2002

Mag. GRATZ Erich,
4020 Linz, Landstraße 76,
Tel. 0732/66 82 82,
Telefax 0732/66 82 82-4,
per 2. 12. 2002

Mag. GRATZ Heidemarie,
4020 Linz, Landstraße 76,
Tel. 0732/66 82 82,
Telefax 0732/66 82 82-4,
per 2. 12. 2002

Mag. STARZENGRUBER Caterina,
Dr. STÜTZ Wolfgang,

4020 Linz, Adalbert-Stifter-Platz 2/8,
Tel. 0732/78 59 99,

Telefax 0732/78 59 99-50,
per 2. 12. 2002

Ableben

Mag. ZINNHOBLER Wolfgang,
4600 Wels,
per 4. 12. 2002
mStV Mag. Gerhard Eigner,
4600 Wels

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. KREIBICH Florian,
5020 Salzburg,
Erzabt-Klotz-Straße 4/2,
Tel. 0662/84 22 81,
Telefax 0662/84 22 81-29,
per 1. 12. 2002

Verzicht

Dr. DIEMAND Alexander,
5020 Salzburg,
per 30. 11. 2002
mStV Dr. Manfred Nessmann,
5020 Salzburg

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. KAMMERLANDER Heinrich,
Mag. MÜLLER-MEZIN Michael,
Dr. PIATY Martin,
Dr. SCHOELLER Stefan,

8010 Graz, Glacisstraße 27,
Ecke Zinzendorfgasse,
Tel. 0316/80 68-0,
Telefax 0316/80 68-21,
per 18. 12. 2002

Dr. FIDLER Georg,
8650 Kindberg, Bahnhofstraße 12,
Tel. 03865/33 55,
Telefax 03865/34 34,
per 4. 12. 2002

Beschluss

Für Frau Dr. STAMPFL Sylvia, Rechtsanwäl-
tin in 8700 Leoben, Hinterbergstraße 27,
wird gemäß § 34 Abs 4, RAO Herr
Dr. KOGLER Hermann, Rechtsanwalt in
8700 Leoben, Roseggerstraße 15, für die
Dauer der Erkrankung zum mittlerweiligen
Stellvertreter bestellt.

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GOLLER Claudia,
6020 Innsbruck, Edith-Stein-Weg 2,
Tel. 0512/56 21 23,
Telefax 0512/58 46 98-21,
e-mail: ra.dr.goller@eunet.at,
per 11. 11. 2002

Mag. MARKL Anneliese,
6020 Innsbruck,
Andreas-Hofer-Straße 2–4, 3. Stock,
Tel. 0512/57 55 05,
Telefax 0512/57 55 06,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 2. 12. 2002

Dr. MALAUN Rüdiger,
6020 Innsbruck, Schöpfstraße 15,
Tel. 0512/56 06 50,
Telefax 0512/56 06 50-50,
per 2. 12. 2002

Beschluss

Über Dr. STRICKNER Rainer, RA in
6020 Innsbruck, Andreas-Hofer-Straße 2-
4, wurde mit Beschluss des Disziplinarra-
tes der Tiroler RAK vom 18. 11. 2002 zu
D02-31, D02-32, D02-33, D02-38, ge-
mäß § 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt die einstwei-
lige Maßnahme der vorläufigen Unter-
sagung der Rechtsanwaltschaft ausgespro-
chen. Für die Dauer der Untersagung
wurde RA Mag. Albin Huber in 6020 Inns-
bruck, Maria-Theresien-Straße 5/II, zum
mStv bestellt.
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Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FROHNER Andreas,
1030 Wien, Zaunergasse 1–3,
Tel. 01/710 77-30,
Telefax 01/710 77-303,
e-mail: afrohner@skadden.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 13. 11. 2002

Dr. GEIGER Martin R.,
1040 Wien, Gußhausstraße 2,
Tel. 01/504 41 42,
Telefax 01/504 41 42-43,
e-mail: m.geiger@dallmann.cc,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 13. 11. 2002

Mag. LEPSINGER Hans Harald,
1010 Wien, Schottengasse 7/2/6,
Tel. 01/535 33 56, 535 33 76,
Telefax 01/535 06 19-33,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 11. 2002

Mag. Dr. NIRK Thomas,
1060 Wien, Marchettigasse 2–6,
Tel. 01/597 83 68-15,
Telefax 597 15 78-50,
e-mail: thomas.nirk@chello.at,
korrespondiert in englischer,
russischer und ukrainischer Sprache,
per 13. 11. 2002

Dr. STEINER Günther,
1060 Wien, Linke Wienzeile 4,
Tel. 01/587 07 21,
Telefax 01/587 25 02,
per 27. 11. 2002

Kanzleisitzverlegungen

Mag. FOIDL Georg,
1030 Wien,
Landstraßer Hauptstraße 71/2,
Tel. 01/717 28-228,
Telefax 01/717 28-229,
per 1. 1. 2003

Mag. SCHUBHART Michael,
1040 Wien, Brucknerstraße 6,
Tel. 01/513 65 88,

Telefax 01/513 65 88-33,
per 6. 12. 2002

Mag. SCHWEIGHOFER Rudolf,
1010 Wien, Kärntner Straße 12,
Tel. 01/512 66 55-21,
Telefax 01/512 66 55-10,
per 2. 12. 2002

Mag. TRAPPMAIER Bernd,
1030 Wien,
Landstraßer Hauptstraße 71/2,
Tel. 01/717 28-228,
Telefax 01/717 28-229,
per 1. 1. 2003

Dr. UNTERKIRCHER Ferdinand,
1030 Wien,
Hainburgerstraße 20/Tür 1,
Tel. 01/714 34 03,
Telefax 01/713 07 46,
per 1. 1. 2003

Dr. WENNIG Fritz,
1010 Wien, Schottenring 1,
Eingang Schottengasse 10,
Tel. 01/533 20 03,
Telefax 01/535 60 38,
per 18. 11. 2002

Verzicht

Dr. KAISER Udo,
1190 Wien,
per 30. 11. 2002
mStV Dr. Elisabeth Nowak,
1190 Wien

Beschluss

Infolge der am 2. 12. 2002 erfolgten Wie-
dereintragung des Dr. MALAUN Rüdiger,

RA in 6020 Innsbruck, Schöpfstraße 15,
in die Liste der Rechtsanwälte der Tiroler
RAK, wird der infolge des seinerzeitigen
Verzichtes auf die Ausübung der Rechts-
anwaltschaft mit 13. 1. 2002 bestellte
mStv Mag. Thomas Angermair, RA in
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12, sei-
nes Amtes enthoben.

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

GESKE Manfred,
1010 Wien, Franz Josefs-Kai 49/22,
Tel. 01/925 52 85,
Telefax 01/925 52 85,
per 6. 11. 2002

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BERGER Karoline,
bei RA Dr. Marcus Bachmayr-Heyda

RAA Mag. BRANCA Francesco M.,
bei RA Dr. Rudolph K. Fiebinger

RAA Mag. DORFMEISTER Claudia,
bei RA Dr. Georg Legat

RAA MMag. ENGLMAIR Christof,
bei RA Mag. Thomas Koller

RAA Mag. GRIGKAR Patricia,
bei RA Dr. Karl Grigkar

RAA Mag. GROHS Anna Sara,
bei RA Dr. Eva Rieß

RAA Mag. HAUSWIRTH Peter,
bei RA Dr. Wolfgang Punz
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RAA Mag. HERMANN Roland,
bei RA Dr. Armin Dallmann

RAA Dr. KIRSCHNER Iris M.,
bei RA Mag. Dr. Tibor Varga

RAA Dr. KRAFT Nikolaus,
bei RA Dr. Peter Vögel

RAA Mag. KUHN Christoph Ulrich,
bei RA Dr. Heinz Meller

RAA Mag. LANDSIEDL Karoline,
bei RA Dr. Elisabeth Stern

RAA Mag. LEITNER Max,
bei RA Dr. Helmut Platzgummer

RAA Mag. MUCHITSCH Philipp,
bei RA Dr. Andreas Schmid

RAA Mag. NEWERTH Thomas,
bei RA Dr. Susanne Pertl

RAA MMag. NOVAK Sibylle,
bei RA MMag. Dr. Stefan Günther

RAA Mag. RANINGER Michael,
bei RA Dr. Klaus Grösswang

RAA Mag. REICH-ROHRWIG Robert,
bei RA Dr. Helmut Winkler

RAA Mag. SCHÄTTLE Christian,
bei RA Dr. Gustav Etzl

RAA Mag. SCHEFCIK Gerald,
bei RA Dr. Andreas Doschek

RAA Ing. Mag. STREHN Alexander,
bei RA Dr. Rudolf Lessiak

RAA Mag. TRÄXLER Bernd,
bei RA MMag. Dr. Astrid Ablasser

RAA Mag. WECHTL Norbert,
bei RA Dr. Winfried Schwarz

RAA Mag. WEISS Robert,
bei RA Mag. Dr. Rainer Roniger
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

02/283 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 562.105/6-II/W2/02
Verordnung über die Mindestbesatzung von Fahrzeugen
(Schiffsbesatzungsverordnung); vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

02/284 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 461.102/19-III/3/02
Entwurf einer Verordnung, mit der die Grenzwerteverord-
nung 2001 geändert wird; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

02/289 Bundesministerium für Justiz
GZ 13.025/37-I.5/2002
Bundesgesetz, mit dem die KO, die AO, das Insolvenz-
rechtseinführungsgesetz, das BWG und das Versiche-
rungsaufsichtsgesetz geändert werden (BG über das
Internationale Insolvenzrecht – IIRG)
Referent: Dr. Peter Schulyok, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 18. 12. 2002

02/290 Bundeskanzleramt
GZ 601.460/001-V/1/2002
Verordnung über die Pauschalierung der Aufwand-
ersätze im Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof
(VwGH-Aufwandersatzverordnung 2002)
Referent: Dr. Alexander Christian, ÖRAK
Stellungnahme abgegeben am: 18. 12. 2002

02/291 Bundeskanzleramt
GZ 600.127/016-V/2/2002
UVS-Aufwandersatzverordnung 2002
Referent: Dr. Alexander Christian, ÖRAK
Stellungnahme abgegeben am: 18. 12. 2002

02/293 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 100501/01-SCII/VPS

Bundesgesetz über die Errichtung einer Verkehrssicher-
heitsbehörde
Referent: Dr. Eric Heinke, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 30. 12. 2002

02/294 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/269-VII/6/2002
Entwurf einer Verordnung über den akademischen Grad
„Master of Business Administration“ (18. MBA-Ver-
ordnung) für den Universitätslehrgang „Executive MBA
E-Management“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/296 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.109/0-VI/C/14/02
Entwurf einer Verordnung über die arbeitsmedizinische
Ausbildung von Ärzten (Arbeitsmediziner-Ausbildungs-
verordnung, AMAV); vereinfachtes Begutachtungsverfah-
ren

02/299 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 31.901/59-VII/13/02
Entwurf einer Verordnung über die Einrichtung eines
Beirates zur gesundheitlichen Risikobewertung von dem
Lebensmittelgesetz 1975 unterliegenden Waren; verein-
fachtes Begutachtungsverfahren

02/301 Univ. Innsbruck
Studienplan Wirtschaftsrecht
Referent: Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 21. 1. 2003

02/303 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.220/1-VII/6/2002
Entwurf einer Verordnung über den Rechnungsabschluss
der Universitäten („UnivRechnungsabschlussVO“); ver-
einfachtes Begutachtungsverfahren

02/305 Bundesministerium für Finanzen
GZ. 23 1005/5-III/17/02
Bundesgesetz, mit dem das Investmentfondsgesetz 1993
und das Bankwesengesetz geändert werden
Referent: Dr. Georg Schima, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 3. 2. 2003
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Pressekonferenz
Wahrnehmungsbericht 2001/2002
im Presseclub Concordia

Das „neue“ Präsidium des ÖRAK nutzte am 17. 12. 2002 die
Präsentation des Wahrnehmungsberichtes 2001/2002 um sich
erstmals gemeinsam den Journalisten von Print, Radio und TV vor-
zustellen und um dem Forderungspaket der österreichischen An-
waltschaft an die neue Regierung Nachdruck zu verleihen.

Nach einer kurzen Vorstellung des neuen Präsidiums wies Präsi-
dent Dr. Gerhard Benn-Ibler darauf hin, dass die Anwaltschaft die
geäußerte Kritik im Wahrnehmungsbericht immer als positive Kritik
verstanden wissen will: „Es geht nicht ums Kritisieren, es geht um
eine noch bessere Gesetzgebung, eine noch bessere Gerichtsbar-
keit und eine noch bessere Verwaltung.“ Die Reaktionen der Behör-
den auf die vorangegangenen Wahrnehmungsberichte waren
grundsätzlich gut und zeigen der österreichischen Anwaltschaft,
dass diese positive Kritik der letzten Jahre durchaus ernst genom-
men wird.

Vizepräsidentin Dr. Gertraute Steger präsentierte dann den Wahr-
nehmungsbericht 2001/2002. Hauptkritikpunkte diesmal: Zu
kurze Fristen bei der Begutachtung von Gesetzen, zu lange Verfah-
rensdauer und Mängel bei der Ausfertigung von Urteilen.

Mit Nachdruck formulierte Frau Dr. Steger in diesem Zusammen-
hang den Wunsch der österreichischen Anwaltschaft nach einem
Anwaltszwang bei Scheidung.

Im Anschluss daran berichtete Vizepräsident Dr. Gerhard Horak
über die Leistungen der Rechtsanwaltschaft in der Verfahrenshilfe.
Die österreichische Rechtsanwaltschaft hat im Jahr 2001 im Rah-
men der Verfahrenshilfe in 20.223 Fällen Bürger vor den Gerich-
ten vertreten (Strafsachen 12.527, Zivilsachen 7.696). Die in der
Verfahrenshilfe erbrachten Leistungen der Anwaltschaft sind ge-
genüber dem Jahr 2000 um mehr als 5% gestiegen, dies entspricht
einem Gegenwert von öS 338,5 Mio. (E 24,6 Mio).

Abschließend trug Dr. Benn-Ibler die von Vizepräsident Dr. Rupert
Wolff, der leider beruflich verhindert war, verfasste Stellungnahme
zur Situation des österreichischen Rechtsanwaltes in der EU vor.

Es folgte eine rege Diskussion mit den zahlreich erschienenen Ver-
tretern der Medien aus Print, Radio und Fernsehen zu den einzel-
nen Themen.

Die Berichterstattung der Medien war wie auch schon im letzten
Jahr sehr erfreulich:

Noch am selben Tag berichtete die APA, und es folgten Beiträge
im Mittagsjournal um 12:25 auf Ö1 und in der ZIB um 13:08 in
ORF2.

Das Echo der Printmedien reichte von Presse, Salzburger Nach-
richten, Wiener Zeitung, Kleine Zeitung, Kronenzeitung, Kurier bis
hin zu der Vorarlberger Tageszeitung.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Pressekon-
ferenz ein erfreulicher Erfolg war.

Mag. Evelyn Thum, ÖRAK (Öffentlichkeitsarbeit)

Überblick über den Inhalt
des Wahrnehmungsberichtes
2001/2002
In den Wahrnehmungsbericht 2001/2002 wurden zur Wahrung
der Aktualität im Beobachtungszeitraum bis einschließlich 18. No-
vember 2002 laufend eingelangte Wahrnehmungen über den
Zustand der österreichischen Rechtspflege und Verwaltung auf-
genommen. Dieser Bericht wird vom Österreichischen Rechts-
anwaltskammertag dem gesetzlichen Auftrag des § 36 RAO fol-
gend erstellt und den zuständigen Stellen zur Kenntnis gebracht.
Vielfach konnte dadurch bereits erreicht werden, dass Missstände
beseitigt und Maßnahmen zur Verbesserung ergriffen wurden. Er-
freulich ist etwa, dass das Bundesministerium für Justiz die im
Wahrnehmungsbericht 2000/2001 enthaltene Anregung, in dem
Beschluss des Gerichts, mit dem die Gebühren von Sachverständi-
gen oder Zeugen bestimmt werden, auch festzuhalten, welche Be-
träge aus welchen erliegenden Kostenvorschüssen welcher Partei
auszubezahlen sind, aufgegriffen und allen Richtern mit Erlass
(JMZ 11 005/374-I.8/2002, Erlass vom 24. 9. 2002 über die
Auszahlungsanordnung von Parteigeldern aus Kostenvorschüssen)
zur Kenntnis gebracht hat.

Der Wahrnehmungsbericht 2001/2002, ist im Internet von der
Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages unter
www.rechtsanwaelte.at (Presse / Rechtspolitik / Wahrnehmungs-
bericht) abrufbar.

Nachstehend finden Sie einen Überblick über die wichtigsten
Themen des Wahrnehmungsberichtes 2001/2002:
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Anregungen zur Rechtspolitik – Absolute
Anwaltspflicht in Ehescheidungsverfahren

Angeregt wurde vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag,
sowohl im streitigen als auch im außerstreitigen Ehescheidungsver-
fahren die absolute Anwaltspflicht vorzusehen. Im Wahrnehmungs-
bericht wird dazu Folgendes ausgeführt (S 6 ff):

„In Ehesachen besteht derzeit nur relative Anwaltspflicht, was be-
deutet, daß die Partei grundsätzlich selbst handeln kann, wenn sie
sich jedoch vertreten lassen will, so ist dies nur durch einen Anwalt
möglich. Dagegen besteht im Rechtsmittelverfahren, wenn also ein
Ehegatte gegen das Urteil Berufung erhebt, absolute Anwalt-
spflicht. Hier muß sich die Partei von einem Rechtsanwalt vertreten
lassen.

Diese Situation entspricht nach Auffassung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages jedoch nicht den tatsächlichen Bedürf-
nissen der rechtsunkundigen Partei nach Schutz und geordneter
Rechtspflege in Scheidungsverfahren. Gerade die Folgen, die sich
an ein Scheidungsurteil im streitigen Verfahren aber auch einen
Vergleich, der bei einer einvernehmlichen Scheidung geschlossen
wird, knüpfen, sind fundamental, geht es doch um Unterhaltsver-
pflichtungen und die Aufteilung der Ehegüter. Das Urteil bzw der
Vergleich schafft Fakten, die nicht mehr reparabel sind und das
Leben der Parteien tiefgreifend beeinflussen. Insbesondere bei der
einvernehmlichen Scheidung, bei der sich die Parteien über die
wesentlichen Fragen zu einigen haben, besteht die Gefahr der
Übervorteilung einer Partei, wozu es etwa durch einen Wissensvor-
sprung einer Partei oder faktische Druckausübung kommen kann.
Problematisch ist, daß der Richter in diese Umstände kaum Einblick
hat, weshalb die erforderliche Aufklärung der Parteien niemals
sämtliche Aspekte umfassen kann. Der Vergleich wird, sofern die
Parteien nicht anwaltlich vertreten sind, nach Anleitung des Rich-
ters geschlossen, der die Interessen beider Parteien zu berücksich-
tigen hat.

Hinzuzufügen ist, daß die absolute Anwaltspflicht im Berufungsver-
fahren die fehlende Anwaltspflicht im erstinstanzlichen Verfahren
nicht ersetzen kann, weil im Scheidungsverfahren mit dem Rechts-
mittel nur mehr Gerichtsfehler geltend gemacht werden können,
nicht jedoch fehlendes Parteivorbringen ‚nachgeschoben‘ werden
kann.

Die Partei sollte daher sowohl im streitigen als auch im außerstrei-
tigen Scheidungsverfahren verpflichtet sein, sich durch einen
Rechtsanwalt vertreten zu lassen, weil der Rechtsanwalt ausschließ-
lich im Interesse der Partei tätig wird und ihr mit qualifiziertem
Rechtsrat zur Seite steht. Bei absoluter Anwaltspflicht ist einem Ehe-
partner, der nicht in der Lage ist die Kosten für einen Anwalt, ohne
Beeinträchtigung des notwendigen Unterhaltes selbst zu bestreiten,
im Wege der Verfahrenshilfe vom Gericht kostenlos ein Rechtsan-
walt beizustellen. Durch die anwaltliche Vertretung würde im Sinne

der Parteien zweifellos die Chancengleichheit und die materielle
Gerechtigkeit gefördert werden, vorausgesetzt beide sind vor Ge-
richt vertreten.

Zudem würden nach Auffassung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages die Gerichte entlastet, die derzeit auch die Auf-
gabe haben, die unvertretenen Parteien zu belehren und anzulei-
ten um sie vor Nachteilen zu schützen, was dann, wenn jede Partei
anwaltlich vertreten wäre, entfiele. Die bei Scheidungsverfahren
zutage tretenden zwischenmenschlichen Konflikte stellen eine zu-
sätzliche Belastung dar, weil der Richter hier zusätzlich auch psy-
chologisches Einfühlungsvermögen aufbieten muß. Der Wunsch
nach Einführung des absoluten Anwaltszwanges wurde daher be-
reits vielfach auch von Seiten der Richterschaft an den Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag herangetragen. Die anwalt-
liche Vertretung bringt auch den Vorteil, daß der Prozeßstoff auf-
gearbeitet und konzentriert wird, wodurch das gerichtliche Ver-
fahren erleichtert und gestrafft wird.“

Gesetzesbegutachtung

Kritisiert wurde, dass das Begutachtungsrecht der Rechtsanwalts-
kammern und des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
nach wie vor in Einzelfällen durch extrem kurze Begutachtungs-
fristen stark eingeschränkt wird (S 8 f):

„Im Berichtszeitraum waren der Österreichische Rechtsanwalts-
kammertag, die Rechtsanwaltskammern und die Begutachtungsre-
ferenten für die Bundes- und Landesgesetzgebung mit 375, teil-
weise äußerst umfangreichen Gesetzesentwürfen befaßt. In Begut-
achtung gingen beispielsweise das Bundesvergabegesetz 2002,
das Mediationsgesetz, die Änderung der Gewerbeordnung, das
Eigenkapitalersatz-Gesetz, das Strafrechtsänderungsgesetz 2002,
das Universitätsgesetz 2002, die Sicherheitspolizeigesetz-Novelle
2002, das Privatsphäre-Schutzgesetz, die Exekutionsordnungs-No-
velle 2003, das Nachbarrechts-Änderungsgesetz und das Straf-
rechtliche Entschädigungsgesetz 2004.

Die von der Anwaltschaft abgegebenen Gutachten sind erfah-
rungsgemäß ein von den gesetzgebenden Körperschaften vielbe-
achteter Beitrag zur Legistik. Dennoch gibt es leider manchmal
Fälle, in welchen die Aussendung zur Begutachtung offenbar nur
‚alibihalber‘ erfolgt und abgegebene Stellungnahmen nicht beach-
tet werden. In diesem Zusammenhang ist etwa die Vorgangsweise
des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen
hinsichtlich des Entwurfs einer Verordnung betreffend die Einrich-
tung eines Regionalbüros der Anwältin für Gleichberechtigungsfra-
gen für Oberösterreich zu kritisieren. Dieser Entwurf des Bundesmi-
nisteriums für soziale Sicherheit und Generationen langte am
23. 10. 2002 ein, mit dem Ersuchen um Stellungnahme bis
18. 11. 2002. Tatsächlich wurde das Regionalbüro bereits am
21. 11. 2002 eröffnet, also bereits 3 Tage nach Ende der Stellung-
nahmefrist.
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Extrem kurze Begutachtungsfristen und die Tatsache, daß in letzter
Sekunde aufgrund verschiedenster Interventionen gravierende Än-
derungen an den Entwürfen vorgenommen werden, führen teil-
weise zu vorprogrammierten Auslegungsschwierigkeiten, Mißver-
ständnissen und letztlich zu einer Überbelastung der Gerichte und
Verwaltungsbehörden.

So wurde das den Rechtsanwaltskammern und dem Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag gesetzlich eingeräumte Begut-
achtungsrecht in einzelnen Fällen stark eingeschränkt, weil die Be-
gutachtungsfristen zu kurz waren. Ein Negativbeispiel dafür ist der
Entwurf einer Verordnung über den akademischen Grad ‚Master
of Business Law‘, der am gleichen Tag zur Begutachtung einlangte,
an dem die Frist zur Stellungnahme endete. Damit ist die Möglich-
keit eine fundierte Stellungnahme abzugeben auf Null reduziert,
ein Begutachtungsverfahren wird ad absurdum geführt.“

Mangelnde Gesetzesqualität

Auch die mangelnde Gesetzesqualität bildete erneut einen wesent-
lichen Kritikpunkt des Wahrnehmungsberichtes (S 9 f):

„Wie schwierig es für den Staatsbürger ist, sich gesetzeskonform
zu verhalten, zeigt beispielsweise die Entwicklung des Bundesver-
gabegesetzes. Zur Gänze wiederverlautbart mit BGBl I 1997/56,
erweist sich bereits 5 Jahre später eine Neuauflage erforderlich.
Dies führt aber keinesfalls dazu, daß die bisherigen Rechtsanwen-
der, nicht nur öffentliche Vergabestellen und Einrichtungen der öf-
fentlichen Hand sondern auch die Bieter, eine klare Vorgabe der
Ausschreibungsmodalitäten hätten, sondern daß diese nach wie
vor auf kasuistische Entscheidungen der neun Nachprüfungsstellen
der Länder und des Bundesvergabeamts angewiesen sind. Auf-
grund völliger personeller Überlastung des Bundesvergabeamts
kann der von den EU-Richtlinien vorgegebene rasche Verfahrens-
ablauf kaum erreicht werden. Durch zusätzlich erforderliche
Rechtsschutzeinrichtungen, wie die Gerichtshöfe öffentlichen
Rechts, Vorabentscheidungsverfahren und letztlich eine wiederum
auf Einzelfälle abgestellte EuGH-Judikatur, ist für den Vergabe-
praktiker eine rasche und rechtssichere Ausschreibung kaum mög-
lich. Aber auch für den Staatsbürger als Bieter ist ein der teils völlig
konträren Rechtsprechung entsprechendes anfechtungssicheres An-
gebot ohne vertiefte Rechtskenntnisse nicht möglich. Auch wenn
der Gesetzgeber EU-Richtlinien zu beachten hat, darf der Staats-
bürger ein für ihn praktikables Gesetz erwarten.

Leider ist zu beobachten, daß es bei der Erstellung von Gesetzen
immer wieder zu groben Fehlern kommt. Ein schwerwiegendes Re-
daktionsversehen findet sich beispielsweise in einem Bundesge-
setz, kundgemacht mit BGBl, Teil I, Nr. 97 vom 27. 6. 2002, das
unter Artikel I überschrieben ist mit ‚Entwurf eines Bundesgesetzes
über den unabhängigen Finanzsenat (UFSG)‘. Hier wurde ein be-
schlossenes Bundesgesetz irrtümlich mit ‚Entwurf‘ betitelt. Ein

weiterer gravierender Fehler findet sich in dem am gleichen Tag
herausgegebenen BGBl Teil I Nr. 90, mit dem ein Gesetz kundge-
macht wurde, mit dem das ‚Krankenanstaltengesetz‘ geändert
werden sollte. Problematisch ist, daß es zu diesem Zeitpunkt kein
Gesetz mit diesem Titel mehr gab, weil das entsprechende Gesetz
seit 20. 4. 2002 ‚Bundesgesetz über Kranken- und Kuranstalten‘
heißt.

Solche fehlerhaften Normen können zu schwerwiegenden Ausle-
gungsproblemen und damit Rechtsunsicherheit führen. Erforder-
lichenfalls müssen solche Gesetze mit hohem Aufwand wieder re-
pariert werden.“

Strafrechtspflege

Wiederholt wurde die Forderung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages, auch dem Opfer im Strafverfahren das Recht
auf Beigebung eines Rechtsanwaltes im Rahmen der Verfahrens-
hilfe einzuräumen.

Weiters wurde erneut gefordert, den in § 393a StPO geregelten
Verteidigungskostenbeitrag so zu ändern, dass sich der Ersatz der
Verteidigerkosten im Falle eines Freispruches an den tatsächlich
erbrachten Leistungen orientiert beziehungsweise dass die Pau-
schalbeträge des § 393a StPO so angehoben werden, dass sie
sich an den durchschnittlich erbrachten Leistungen der Verteidiger
orientieren. Zudem sollte dafür Sorge getragen werden, dass im
Rahmen dieses Pauschalbetrages die anwaltlichen Leistungen von
den Gerichten zur Gänze zugesprochen werden.

Die Pauschalbeträge wurden zuletzt im Jahr 1993 angepasst. Es
erscheint daher, zumal die Gerichte den Verteidigungskostenbei-
trag gem § 393a StPO in der Praxis nur sehr restriktiv zusprechen
und nunmehr seit beinahe 10 Jahren keine Anpassung erfolgt ist,
dringend geboten, die Vergütung den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechend zu erhöhen. (vgl S 13f)

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag forderte weiters
auch im Grundrechtsbeschwerdeverfahren, den Pauschalbetrag,
mit dem die Kosten für eine erfolgreiche Grundrechtsbeschwerde
ersetzt werden, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend zu
erhöhen.

Auch in diesem Verfahren werden die Kosten für die Tätigkeit eines
Verteidigers für den Fall, dass der Grundrechtsbeschwerde stattge-
geben wird, nur in Form einer Pauschale, welche die durchschnitt-
lich aufzuwendenden Verteidigerkosten bei weitem nicht abdeckt,
refundiert. Somit ist der Beschwerdeführer, zu dessen Gunsten der
Oberste Gerichtshof erkannt hat, dass er durch eine strafgericht-
liche Entscheidung in seinem Grundrecht auf persönliche Freiheit
verletzt wurde, vielfach gezwungen einen Teil der Verteidigerkos-
ten selbst zu tragen.

Der Pauschalbetrag für die Beschwerdekosten einschließlich der
Barauslagen beträgt seit 1993 nur 581 Euro. Es wäre daher –
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nachdem seit beinahe 10 Jahren keine Anpassung erfolgt ist –
dringend erforderlich, den Pauschalbetrag den tatsächlichen Auf-
wendungen entsprechend angemessen zu erhöhen. (vgl S 14)

Beeinträchtigung
der gesetzmäßigen Verteidigung

Berichtet wurde, dass es, wie schon in den Jahren zuvor, erneut
zahlreiche Beschwerden über unmittelbar vor Haft- bzw Hauptver-
handlungen erfolgende Pflichtverteidiger- bzw Verfahrenshilfebe-
stellungen, die eine gesetzes- und pflichtgemäße Vorbereitung des
Verteidigers bzw des Klienten hindern, gibt. Das Recht auf Vertei-
digung wird durch derart kurze Bestellungen auf inakzeptable
Weise geschmälert und auf die terminlich angespannte Situation
von Rechtsanwälten in keiner Weise Rücksicht genommen.

Auf die nach wie vor bestehende Problematik, dass dem Verteidi-
ger nicht rechtzeitig Aktenkopien zur Verfügung gestellt werden,
wurde erneut hingewiesen. (vgl S 15ff)

Überlange Verfahrensdauer

Wie bereits in den Jahren zuvor betrafen wieder zahlreiche Be-
schwerden, die vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag in
den Wahrnehmungsbericht aufgenommen wurden, teilweise er-
hebliche Verfahrensverzögerungen. Die überwiegende Zahl der
im Beobachtungszeitraum gemeldeten Fälle betreffen Zivilver-
fahren. Einzelne Beschwerden betrafen auch Verfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof und dem Verwaltungsgerichtshof, Strafver-
fahren und Verwaltungsverfahren.

Neben Kritik wird von den Rechtsanwaltskammern anlässlich des
Wahrnehmungsberichtes auch immer wieder Lob geäußert. Ange-
merkt wurde etwa, dass die Rechtspflege im Allgemeinen, mit
wenigen Ausnahmen, sehr gut funktioniert.

Mag. Silvia Tsorlinis, ÖRAK

Salzburg
Vollversammlung der RAK Salzburg 2002

Anwesend waren 92 von 356 in die Liste der Salzburger Rechts-
anwaltskammer eingetragenen Kolleginnen und Kollegen. Nach
Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit berichtet der
Präsident über die Arbeit des Ausschusses und die Vorhaben, ins-
besondere über die Veränderungen im ÖRAK sowohl in personel-
ler, als auch organisatorischer Hinsicht. Im Rahmen der Diskussion
um die Neuorganisation der Gerichte konnte gemeinsam mit den
Standesvertretern der Richterschaft durch Interventionen und
gemeinsames Vorgehen und Auftreten bewirkt werden, dass die
Standorte der Bezirksgerichte Saalfelden und Thalgau erhalten
blieben.

Im Jahre 2002 wurde im Ausschuss eine Schieds- und Schlichtungs-
ordnung erarbeitet und beschlossen, sowie Seminare (Wohnrecht,
Gebühren- und Verkehrssteuern, Patentrecht, ZPO-Novelle) organi-
siert, die guten Anklang in der Kollegenschaft gefunden haben.
Der Ausschuss der Salzburger Rechtsanwaltskammer hat auf seiner
Homepage eine Rubrik „AKTUELLES“ eingerichtet. Weiters wurde
berichtet, dass am Delegiertentag in Eisenstadt neue Richtlinien
(§§ 9c, 42c) und eine Empfehlung (Art XV Z 4, Art XV Z 5) RL-BA
beschlossen wurde.
Anschließend erstattet der Präsident des Disziplinarrates, Dr. Alois
Bixner, den Bericht über die Tätigkeit des Disziplinarrates.
Es wurden sodann die wesentlichen Ziffern des Jahresabschlusses
2001 vorgetragen. Die Rechnungsprüfer teilten mit, dass sie den
Abschluss 2001 geprüft haben und beantragten, dem Kammeraus-
schuss die Entlastung zu erteilen. Die Entlastung für den Jahres-
abschluss 2001 wird mit Stimmenenthaltung des Ausschusses
erteilt. Der Jahresabschluss wurde mit überwiegender Mehrheit
genehmigt.
Genehmigt wurde der Voranschlag für die Kammergebarung
2003. Der Kammerbeitrag samt Zuschlägen beträgt für 2003 wie
folgt:

• Grundbeitrag: EUR 900,–
• Zusatzbeitrag für den 1. RAA EUR 900,–
• Zusatzbeitrag für den 2. RAA EUR 1.800,–
• Zusatzbeitrag für den 3. RAA EUR 2.700,–
• Zusatzbeitrag für den 4. RAA EUR 3.600,–
• für Angestellte mit BU EUR 130,–
• Zuschlag für die Prämie der Zweitrisikover-

sicherung bei einer Versicherungssumme von
EUR 363.364,17 EUR 1.090,09

• bei einer Versicherungssumme von
EUR 581.382,67 EUR 1.210,–

• für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte EUR 250,–
für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwalts-
gesellschaften EUR 250,–

• Zuschlag für Notfallsfonds EUR 100,–

Umlagenordnung 2003 wurde wie folgt beschlossen:
• Für Kammermitglieder unter 65 Jahre EUR 3.344,–
• für Kammermitglieder, die am 1. Jänner des Bei-

tragsjahres das 65. Lebensjahr vollendet haben
und deren Wartezeit gem § 50 Abs 1 lit a und b
RAO zu diesem Zeitpunkt vollendet war EUR 1.672,–

• für Kammermitglieder, die am 1. Jänner des Bei-
tragsjahres das 75. Lebensjahr vollendet haben
und deren Wartezeit gem § 50 Abs 1 lit a und b
RAO zu diesem Zeitpunkt vollendet war EUR 0,–

Der Antrag des Ausschusses der Salzburger Rechtsanwaltskammer
auf Erhöhung des Beitrages der „Zusatzpension – neu“ für 2003
auf EUR 3.400,– festzusetzen, wurde angenommen.
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Die Leistungsordnung 2003 wurde wie folgt beschlossen:
• Erhöhung der Alters- und Invaliditätsrente von

monatl brutto EUR 1.743,49 auf EUR 1.768,–
• an die/den hinterbliebene/n Witwe/r/Ehegat-

ten von monatl brutto EUR 1.220,47 auf EUR 1.238,–
• an die Vollwaisen monatl brutto EUR 1.220,47

auf EUR 1.238,–

(Bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt eine anteilige
Kürzung, sodass der Gesamtauszahlungsbetrag nie mehr als
brutto EUR 1.768,– beträgt. Sämtliche Zahlungen erfolgen
14 x jährlich).
Die durchgeführten Neuwahlen haben folgendes Ergebnis ge-
bracht:
Vizepräsident:
Dr. Bertram Maschke
Mitglieder des Kammerausschusses:
Dr. Erich Greger
Dr. Wilfried Haslauer
Dr. Michael Pallauf
Dr. Wilhelm Sluka
Wahl der Kammeranwälte:
Dr. Reinhard Bruzek
Dr. Christoph Koller
Dr. Herbert Waltl
Der Präsident schließt die Vollversammlung mit dem Dank an alle
Funktionäre für ihr Engagement.

Terrorismus und Recht
Am 12. August 2002 fand im Rahmen des Jahreskongresses der
American Bar Association (ABA) in Washington eine Round-Table-
Diskussion statt. Das Thema lautete dieses Jahr, bezogen auf die
Terroranschläge vom 11. September 2001: „Terrorism and the
Rule of Law“.
An der durch die Angst vor dem ersten Jahrestag geprägten Dis-
kussion nahmen ua teil: ein Vertreter des Menschenrechtsinstitutes
von Chicago, ein Vertreter des FBI, ein Vertreter des Amerikani-
schen Justizministeriums, ein Vertreter der American Bar Associa-
tion, ein Vertreter der Streitkräfte, ein Vertreter des National Center
für Gericht und Medienarbeit, ein Vertreter der Nationalen Kom-
mission über Terrorismus und mehrere Universitätsprofessoren.
Die Diskussion stand im Spannungsfeld zwischen der Bekämpfung
des Terrorismus und der Verteidigung des Rechtsstaates und der
Freiheit.
In der Publikumsdiskussion erklärte ein Teilnehmer aus Singapur,
wenn er zwischen Terrorbekämpfung und Menschenrechten wäh-
len müsste, würde er auf die Menschenrechte verzichten.
Bei anderen Wortmeldungen ging hervor, dass gerade im Kampf
gegen den Terrorismus die Menschenrechte unbedingt zu wahren

seien, da sonst das Ziel der Terroristen, unsere freie Gesellschafts-
ordnung zu zerstören, von uns selber umgesetzt werden würde.

Von den amerikanischen Teilnehmern auf dem Podium wurden
zum Teil kontroverse Standpunkte vertreten. Einerseits wurde von
einigen, zB dem Vertreter des FBI, die die Menschenrechte ein-
schränkenden staatlichen Maßnahmen der USA voll unterstützt und
verteidigt, von anderen wurde auf die Problematik hingewiesen,
wie Amerika sich zB einen palästinensischen Staat vorstellen
könne, dessen Gebiet durch israelische Siedlungen wie bei einem
Schweizer Käse durchlöchert sei.

Auf die Bedenken, dass für die Gefangenen in Guantanamo fak-
tisch ein eigenes Recht geschaffen würde, wurde seitens des ame-
rikanischen Regierungsvertreters der Standpunkt vertreten, dass
bei der Festhaltung der Gefangenen ohne Anklage und Gerichts-
verfahren und ohne die Möglichkeit, einen Verteidiger beizuzie-
hen, kein Eingriff in die Menschenrechte gegeben sei, dass dort
sowohl das Recht als auch die Verfassung der USA eingehalten
würden.

Vor allem seitens der Diskussionsteilnehmer aus Europa wurde
mehrfach darauf hingewiesen, dass Demokratie die beste Antwort
und die einzige Hoffnung gegen Terrorismus sei. Andererseits
wurde auch festgehalten, dass Terrorismus und die Rule of Law im
direkten Widerspruch stünden, und dass eben die Terroristen ohne
Rücksicht auf die Rule of Law arbeiten würden.

Auf die Schwierigkeit, Geldbewegungen und Informationsaus-
tausch über das Internet zu kontrollieren, wurde hingewiesen. Der
Terrorismus macht sich die moderne Technologie zu Nutze, um
neue Netzwerke aufzubauen und Gelder praktisch unkontrolliert
fließen zu lassen, sodass der Terror heute eine andere Dimension
erhalten hat. Terroristische Organisationen zeigen zB auf ihren
Webseiten auf, wie viele Tote sie „erreicht“ haben.

Auch die Politik der begrenzten und eher unkritischen Medien-
berichterstattung hat dazu geführt, dass man in der Öffentlichkeit
immer weniger informiert wird. So wurden auch in Deutschland
und Europa als Reaktion auf den Terrorismus neue Gesetze einge-
führt, wobei unter dem Aspekt der Sicherheit Verschärfungen
erfolgten, die wiederum eine Einschränkung der Menschenrechte
mit sich brachten. Demgegenüber steht die Initiative der französi-
schen und anderer Anwälten, durch Resolutionen zu verhindern,
dass alles eingeschränkt wird.

In einer Wortmeldung wies ich darauf hin, dass ich vor allem drei
Aspekte bei der Diskussion und den Bemühungen nach dem
11. September 2001 vermissen würde, nämlich

1. die Frage nach den Ursachen des Terrors und den Ursachen
der Bereitschaft von Menschen, ihr Leben für terroristische Akten
hinzugeben,

2. die Frage, was getan wurde, um diese Ursachen herauszuar-
beiten und

3. die Frage was getan wird, um diese Ursachen zu beseitigen.



AnwBl 2003/2 91

Berichte

Beklemmend bekam ich den Eindruck, dass in fast allen Diskussio-
nen in Amerika kaum nach dem „Why“ (also nach der Ursache
des Terrors) gefragt wird, sondern nur nach dem „How“ (also wie
konnte das am 11. September geschehen). Der Frage nach den
Ursachen wurde auch in dieser Diskussion weitgehend ausgewi-
chen. Dies offensichtlich, weil ungeheure Angst besteht, dass durch
das Definieren der Ursachen auch indirekt eine Rechtfertigung für
den Terror gesehen werden könnte und sich naturgemäß niemand
diesem Vorwurf aussetzen möchte.
Obwohl die Staaten auf Terrorakte fast immer nur mit militärischen
Antworten reagieren, war es doch als Ergebnis der Diskussion
letztlich weitgehend zumindest auf seiten der europäischen Teil-
nehmer klar, dass mit rein militärischen Mitteln Terrorismus kaum
zu besiegen sein wird.

Dr. Ivo Greiter,
Rechtsanwalt in Innsbruck
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eDAY 2003
am 1. 3. 2003 in der WK Österreich

Sallinger Saal

9:00–11:00 eAustria in eEurope – Das elektronische Öster-
reich in Europa im Jahr 2010 – Bestandsauf-
nahme und Zukunftsperspektiven
Moderation: Prof. Peter A. Bruck, ICCM
Begrüßung: Mag. Christian Domany, General-
sekretär Wirtschaftskammer Österreich
Podiumsdiskussion:

• N.N., ÖVP
• N.N., SPÖ
• N.N., FPÖ
• N.N., Grüne
• Reinhard Büscher, Direktor für E-business und

IKT, Europäische Kommission
• Dr. Paul Rübig, Europäisches Parlament
• Prof. Dr. Reinhard Posch, CIO der österrei-

chischen Bundesregierung

12:00–15:00 eGovernment – elektronische Dienstleistungen für
Bürger und Unternehmer
Moderation: Alexander Strohmer, ORF

• Zentrales Melderegister / Bürgerkarte, BM für
Inneres

• eFinanz, BM für Finanzen, Sektionschef
Dr. Arthur Winter

• Amtsmanager Online, BM für Öffentliche Leis-
tungen und Sport

• Stadt Wien online, Stadt Wien, Obersenatsrat
DI Eberhard Binder

• Sozialversicherung online, SVA
• Online parking, Siemens
• oesterreich.at, Wiener Zeitung
• Justiz Online, Cyberdoc, Dr. Alfred Moser
• Rechtsanwaltsinformationssystem und ERV neu,

Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Heufler, Österr.
Rechtsanwaltskammertag

13:30–16:00 eCommerce – sichere elektronische Geschäfte
Moderation: Jürgen Gangoly – Internet Ombuds-
mann

• Wertsicherung durch Kundenzufriedenheit,
nextiraOne

• Effiziente e-Mail Werbung, mcn
• Fernseh- und Radiowerbung online, CIP
• Ausschreibungen Online, vemap.com
• Handel online, bizmarket.at

Dworak Saal

Saal 7

• Viren, Hacker und Trojaner, Symantec
• Wie mache ich meinen PC sicher?, Microsoft

16:00–18:30 ePractice – erfolgreiche Lösungen
(Staatspreissieger) aus Österreich
Moderation: Johannes Zeitelberger, Leupold &
Leupold

• Geschäftsprozesse online, Tyrolit, Markus
Piber

• CD-ROM Unternehmenspräsentation, Agro-
linz, Mag. Peter C. Vogel

• Unternehmensübergreifende Zusammenarbeit
Trierenberg Holding, Dipl.-Ing. Igor Arbanas,
Tricon Consulting GmbH & Co.KG

• Mobile Business, Mike McGinn und Stefan
Poltnigg, metronet wireless

18:30–21:00 eLiving und eSkills – Leben und Arbeiten in einer
vernetzten Welt
Moderation: Barbara Rett, ORF

• Radio Online, Last.FM
• Multimedia im Wohnzimmer, Telekom
• Medizin Online, AKH Wien
• eLearning, Österr. Rotes Kreuz
• eBanking
• Museum Online, Nofrontiere
• Zeitung online, krone.at

10:00–12:00 Workshop Schule Online – Kooperation mit dem
Unterrichtsministerium
Moderation: Mag. Elisabeth Altrichter, WKÖ

12:30–13:30 Podiumsdiskussion Betriebssoftware
Open Source und Microsoft
Moderation: Computerwelt

14:00–15:00 It’s time to e-GO!
SELBSTbewusst in die SELBSTständigkeit
Start des GO! Businessplan Wettbewerb 2003

15:00–16:00 i2b – der Businessplanwettbewerb für innovative
Technologien und Dienstleistungen

16:00–18:00 Industrial eBusiness Club

14:00–16:00 Basel II – Online Rating für Bonität

16:00–18:00 Digitale Signatur – Erfahrungsaustausch
A-Trust
ARA
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Raab Saal

1. Österreichischer
StrafverteidigerInnentag
21./22. März 2003, Wien
Strafverteidigung – Realität und Vision

Programm

Freitag, 21. März 2003

Ort: Erste Bank der ö Sparkassen AG, 1010 Wien, Eingang
Petersplatz 5

Notariatskammer
Rechtsanwaltskammer
OCG
Austria Card
Forms2Web
It20one
Anecon

9:00–18:00 ORF Confetti TV
Multimedia für Kinder und Junggebliebene

21:00–24:00 eClubbing

Veranstalter: Vereinigung Österreichischer StrafverteidigerIn-
nen

Tagungsbeitrag: E 220,–
E 165,– für Mitglieder
E 110,– für RAA, Prakt und Stud
Der Tagungsbeitrag ist vor Seminarbeginn unter
Verzicht auf eine eigene Rechnung auf das Konto
der Vereinigung bei der Bank Austria Credit-
anstalt, BLZ 12.000, Nr 52051 077 001, zu
überweisen. Der Überweisungsauftrag gilt als
Abrechnungsbeleg.

Anmeldung: Büro der Vereinigung (Frau Riehs)
1010 Wien, Kärntner Ring 6
T+43 1 503 24 04–52, F+43 1 503 24 04–11
E office@strafverteidigung.at
H www.strafverteidigung.at

17.00 Uhr Eröffnung und Begrüßungsworte

17.30 Uhr Festvortrag (o.Univ.-Prof. Dr. Christian Bertel):
Die Verteidigung im österreichischen Strafverfah-
ren

Samstag, 22. März 2003

Ort: Hotel DAS TRIEST, Wien, Wiedner Hauptstraße 12

18.15 Uhr Podiumsdiskussion zum Festvortrag

19.30 Uhr Cocktail-Empfang

Thema: Verteidigung im Vorverfahren
Vorsitz: RA Dr. Manfred Ainedter, Wien

9.00 Uhr Vorbemerkungen des Vorsitzenden

9.10 Uhr Verteidigungspraxis im Vorverfahren und Re-
formvorhaben
RA Dr. Herbert Eichenseder, Wien

9.30 Uhr Bewertung der Vorverfahrensreform aus deut-
scher Verteidigerperspektive
RA Prof. Dr. Franz Salditt, Neuwied (D)

9.50 Uhr Kurz-Statements

10.00 Uhr Diskussion

10.30 Uhr Kaffeepause

11.00 Uhr Die Übermacht des Staatsanwaltes im neuen Vor-
verfahren
RA Dr. Rudolf Zitta, Salzburg

11.20 Uhr Mehr Macht den Strafverteidigern
RA Dr. Wolfgang Moringer, Linz

11.40 Uhr Kurz-Statements

11.50 Uhr Diskussion

ca. 12.30–
14.00 Uhr

Mittagsbuffet

Thema: Reform der Hauptverhandlung
Vorsitz: RA Dr. Gerald Ruhri, Graz

14.00 Uhr Vorbemerkungen des Vorsitzenden

14.10 Uhr Agi(ti)eren des Verteidigers in der Hauptverhand-
lung
RA Mag. Josef Phillip Bischof, Wien

14.30 Uhr Vorstellungen zur „Hauptverhandlung neu“
RA Univ.-Doz. Dr. Richard Soyer, Wien

14.50 Uhr Kurz-Statements

15.00 Uhr Diskussion

15.30 Uhr Kaffeepause

16.00 Uhr Theorie und Praxis richterlicher Beweiswürdi-
gung
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Brandstetter, Wien

16.20 Uhr Fairness – ein fremder Rechtsbegriff?
RA Dr. Wilfried Ludwig Weh, Bregenz
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2nd Annual Conference on
European Tort Law
Am Abend des 24. April und am 25. April 2003 findet die vom
Europäischen Zentrum für Schadenersatz- und Versicherungsrecht
(ECTIL) und der Forschungsstelle für Europäisches Schadenersatz-
recht der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ESR) ver-
anstaltete Annual Conference on European Tort Law zum zweiten
Mal in Wien statt. Die Konferenz, die in englischer Sprache abge-
halten wird, wendet sich an Universitätsangehörige und Akademi-
ker und informiert über die neuesten Entwicklungen des Schaden-
ersatzrechts in Europa. Vornehmlich junge Wissenschafter berich-
ten über die aktuellsten schadenersatzrechtlichen Tendenzen in
ihrem Heimatland, wobei neben den Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union (außer Luxemburg) auch die Schweiz, Polen, Ungarn,
Slowenien und Tschechien vertreten sind. Die schadenersatzrecht-
lich relevante Gesetzgebung, Judikatur und Literatur des Jahres
2002 wird gemeinsam mit einem kurzen rechtsvergleichenden
Bericht, einer Darstellung der Entwicklungen auf europäischer
Ebene und zwei längeren Vorträgen über schadenersatzrechtliche
Grundfragen auf der Konferenz präsentiert. Im Anschluss an die
Veranstaltung werden die Ergebnisse im zweiten Yearbook on
European Tort Law veröffentlicht.

Konferenzbeitrag E 400,– (inklusive ein Exemplar des
Yearbook 2002)

Universitätsangehörige E 40,– (nur Konferenz; Kosten für Year-
und Richter book zusätzl E 60,–)

Juristen in Ausbildung E 20,– (nur Konferenz; Kosten für Year-
book zusätzl E 60,–)

Konferenzbeiträge inkludieren Konferenzmaterialien, Abendemp-
fang mit Buffet am Donnerstag, Mittagsbuffet und Erfrischungen
am Freitag während der Konferenz.

Weitere Informationen und Anmeldungen:

Europäisches Zentrum für Schadenersatz- und Versicherungsrecht
(ECTIL)
A-1080 Wien, Landesgerichtsstraße 11
Tel 01/401 27-1688 / Fax 01/401 27-1685 oder E-mail
ectil@ectil.org
Besuchen Sie auch unsere Homepage: http://www.ectil.org

16.40 Uhr Kurz-Statements

16.50 Uhr Diskussion

17.30 Uhr Beschlussfassungen des 1. Österreichischen
StrafverteidigerInnentages

Ende ca 18 Uhr
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2345 Brunn am Gebirge,
Grohegasse 2,
Tel.: 02236/33 22 3,
Fax: 02236/34 834

WIRTSCHAFTSERMITTLUNGEN,
OBSERVATIONEN, RECHERCHEN,
VERDECKTE VIDEOÜBERWACHUNG

BERUFSDETEKTIVE

PETER LANG & Co KG

INT. KOMMISSION
DER DETEKTIVE

B U N D E S V E R B A N D

D E U T S C H E R

D E T E K T I V E

B U N D E S V E R B A N D

D E U T S C H E R

D E T E K T I V E
ÖSTERREICHISCHER
DETEKTIVVERBAND

Ist Schächten
strafbare Tierquälerei?
Repliken auf Hollaender

1. Hollaender hat im AnwBl 2002 auf den Seiten 568 bis 571
dargestellt, wieso seiner Ansicht nach Schächten eine Tierquälerei
im Sinne des § 222 StGB ist. Er zitiert ausführlich die österrei-
chische Lehre und Rechtsprechung zur Frage der Tierquälerei. Er
kommt1) zur Ansicht, dass Schächten den Tatbestand der rohen
Misshandlung im Sinne des § 222 StGB erfüllt. Weiters führt er
aus, dass auch die verfassungsrechtlichen Überlegungen im Falle
des Schächtens nicht greifen, da die Einschränkung Religionsfrei-
heit „die in einer demokratischen Gesellschaft zum Schutz der
öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen
Gesundheit und Moral und der guten Sitten erforderlich sind“ ge-
gen das Schächten sprechen, da dies eine gesellschaftliche nicht
anerkannte Quälerei und rohe Misshandlung von Tieren sei.
Im Jahre 2001 ist in der Serie religionsrechtliche Studien 2 von
Potz, Schinkele, Wieshaider herausgegeben das Buch „Schäch-
ten, Religionsfreiheit und Tierschutz“ erschienen. Dieses durchaus
lesenswerte Buch befasst sich umfassend mit dem Problem des
Schächtens und der Religionsfreiheit nicht nur aus der Sicht des
Veterinärs sondern auch unter dem Gesichtspunkt der Religion und
der Rechtsordnungen der verschiedenen Staaten. Es ist tiermedizi-
nisch nicht unumstritten, ob das Schächten wirklich eine Tierquäle-
rei – somit auch tatbestandsmäßig im Sinne des § 222 StGB – ist.
Es kommt nicht nur darauf an, dass die verwendeten Werkzeuge
entsprechend scharf und groß sind, dass die entsprechenden
Schnitte rasch und sauber gemacht werden können, sondern es
kommt auch auf die Ausbildung des Schlachters an. Es ist auch
nicht Aufgabe dieses Artikels darzulegen, wie die veterinärmedizi-
nischen Argumentationen pro und kontra Schächten sind, so ver-
weist der Autor jedoch darauf, dass in der 2002 in der Schweiz
durchgeführten Volksabstimmung hinsichtlich der Aufhebung der
Verfassungsbestimmung gegen das Schächten auch dort die tier-
medizinischen Argumente pro und kontra des Schächtens gegen-

über standen. Es ist Hollaender vorzuwerfen, dass er sich gerade
mit der Frage der Tatbestandsmäßigkeit der rohen Misshandlung
nicht entsprechend auseinander gesetzt hat, sondern lediglich
diese ohne nähere Begründung angenommen hat.

Sowohl das Judentum als auch der Islam schreiben vor, wie aus
religiöser Sicht ein Fleisch für den Gläubigen verzehrbar ist. Die
Verzehrbarkeit hängt nicht nur von der Gattung des Tieres sonder
auch von der Bearbeitung, somit auch von der Schlachtung, ab.
Hollaender beschäftigt sich lediglich mit der Frage des Schächtens
aus islamischer Sicht, geht jedoch nicht auf die jüdische Betrach-
tungsweise ein.

Der Verweis auf Art 5 Abs 2 RL 93/119/EG ist nur sehr kuriso-
risch. Ebenso führt er nicht aus, ob diese Richtlinie, die nationalem
Recht vorangeht, für Folgen hinsichtlich der Interpretation des
§ 222 StGB zeitigt. Art 5 Abs 1 und 2 lauten wie folgt:

Abs 1:

Einhufer, Wiederkäuer, Schweine, Kaninchen und Geflügel, die
zur Schlachtung in Schlachthöfe verbracht werden, sind

a) gemäß Anhang A zu verbringen und die erforderlichenfalls
unterzubringen

b) gemäß Anhang B ruhig zu stellen,

c) gemäß Anhang C vor dem Schlachten zu betäuben oder unmit-
telbar zu töten

d) gemäß Anhang D zu entbluten

Abs 2:

Für Tiere, bei denen aufgrund bestimmter religiöser Riten beson-
dere Schlachtmethoden angewandt werden, gelten die Auflagen
nach Abs 1 Buchstabe C nicht.

Damit hat das Gemeinschaftsrecht ausdrücklich gestattet, dass reli-
giös vorgeschriebene Schlachtmethoden wie das Schächten ge-
meinschaftsrechtkonform sind und somit auch nicht tatbestands-
mäßig wie Hollaender es vermeint.

Ebenso hat Hollaender das Urteil des europäischen Gerichtshofes
für Menschenrechte zum 27. Juni 2000 nicht angeführt2). In die-
sem Urteil vertrat der EGMR die Ansicht, dass ein Verbot des
Schächtens ein Verstoß gegen Artikel 9 EMRK sei. Es ist auch
weiters kein Verstoß gegen öffentliche Ordnung sowie gegen die
guten Sitten, wie es Hollaender in seinem Aufsatz vermeint.

Ich halte aus verfassungsrechtlicher sowie gemeinschaftsrechtlicher
Sicht die rechtliche Diskussion zur Frage der Zulässigkeit des
Schächtens für erledigt. Es ist jedoch bei einer solchen Diskussion
immer dabei zu achten, dass nicht diese als Vorwand, wie dies so-
oft in der Geschichte schon geschehen ist, für eine Diskriminierung
oder Verfolgung von Minderheiten dient3).

Wolf-Georg Schärf

1) AnwBl 2002, 570.
2) Case of the Jewish liturgical association, Cha’are Shalom ve Tsedek vs

France (Appl 27417/95) Judgment, Strasbourg, 27 June 2000.
3) So Potz, eine historische Einleitung, aao 27 ff.
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Vergleich
abgeschlossen zwischen dem Kläger Ö s t e r r .  R e c h t s -
a n w a l t s v e r e i n  W i r t s c h a f t l .  O r g a n i -
s a t i o n  d .  R e c h t s a n w ä l t e , Rotenturmstraße 13,
1010 Wien, vertreten durch D r . H e i n z - P e t e r
W a c h t e r ,  Rechtsanwalt, Landstraßer Hauptstraße 83-85/18,
1030 Wien, und den beklagten Parteien D r . G ü n t e r
K l o d n e r  u n d  V e r e i n  „ C l u b  f ü r  N i e d e r -
ö s t e r r e i c h e r I n n e n  I n t e r n .  B e r a t u n g s -
z e n t r u m “ , Dr. Bohrgasse 2-8/15/2, 1030 Wien, beide
vertreten durch D r .  L e n n a r t  B i n d e r ,  Landstraßer
Hauptstraße 58/14, 1030 Wien, wegen EUR 36.000.– samt
Anhang (Gewerblicher Rechtsschutz/Urheberrecht).

Die beklagten Parteien sind bei sonstigem Zwang schuldig, es im
geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs zu unterlas-
sen, als Parteienvertreter vor Gericht oder Verwaltungsbehörden,
insbesondere in Adoptionsverfahren, Ehenichtigkeitsverfahren und
Asylverfahren aufzutreten sowie in den genannten Verfahren
Eingaben für Parteien zu verfassen.

Handelsgericht Wien
Gerichtsabteilung 24

17. Jänner 2003

007 024 CG 185/02t - 4(1VC)

derzeit können wir Ihnen anbieten:

Kanzleiräumlichkeiten

1, Spiegelgasse mit 211m²

3, Traungasse mit 250 m²

7, Neubaugasse mit 210 m²

15; Mariahilfer Str. mit 289 m²

Anfragen richten Sie bitte an

Hrn.Hannes Fahrnberger (01-59934-222) oder

h.fahrnberger@kapital-wert.com.

GIV Immobilienverwaltung und

-vermittlung

6, Schmalzhofgasse 26

2. Der Aufsatz ist zum einen methodisch unsauber: So fehlt etwa
die Auseinandersetzung mit den Lehrmeinungen von Kienapfel/
Schmoller BT III § 222, Rz 18 und Hinterhofer BT 3 von Hollaender
118, die nicht einmal zitiert werden. Ferner kann der Leser mit
Zitaten wie „Schwaighofer in Tierschutz“ (568) nichts anfangen –
wie soll er auf diese Weise das Werk finden? Pallins Standpunkt
wird angeblich in einer „Einleitung“ bereits dargelegt (568). Indes
findet man im Beitrag keine Einleitung und auch Pallins Ansicht
wird nirgends näher ausgebreitet!

Auch an inhaltlicher Substanz lässt der Aufsatz leider vieles vermis-
sen. Ganz unabhängig vom Ergebnis – dieses erscheint jedenfalls
vertretbar – sind vor allem die „verfassungsrechtlichen Überlegun-
gen gegen die Position der hM“ (570) dünn – de facto folgt keine
Begründung, ob die Strafbarkeit des Schächtens nun wirklich zum
Schutz der öffentllichen Ordnung, Moral usw erforderlich ist. Ge-
rade das wäre nachzuweisen gewesen (siehe dazu etwa Kram-
mer, Tierschutz und Religionsfreiheit. Sind Schächtungsverbote ver-
fassungswidrig? JRP 2002, 269ff; Hinterhofer in Triffterer StGB-
Komm § 222 Rz 55, doch hierzu findet sich eher kein weiterfüh-
render Hinweis. Bei den von Hollaender angeführten Argumenten
handelt es sich eher um Scheinbegründungen.

Hubert Hinterhofer
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Disziplinarrecht
7854

1. Art 2 des 7. ZPEMRK – übergeordnete Gerichte
2. § 28 Abs 2 DSt – Einleitungsbeschluss

3. § 48 Abs 2 DSt – Rechtsmittelgegenschrift,
Zustellung

1. Beide Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes
sind als „übergeordnete Gerichte“ iS Art 2 des
7. ZPEMRK anzusehen.

2. Auch die amtswegige Fortführung des einge-
leiteten DisVerfahrens durch den DR ändert
nichts an der verfassungsrechtlichen Unbedenk-
lichkeit des Abgehens vom reinen Anklageprin-
zip (dem Einleitungsbeschluss kommt nicht die
Funktion einer Anklageschrift zu).

3. Die auf Ersuchen des Bf erfolgte, rechtzeitige
Zustellung der Berufungsbeantwortung des KA
an den Bf schließt eine Verletzung des verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf ein
faires Verfahren aus.

VfGH 19. 6. 2002, B 1514/01, OBDK 2. 7. 2001, 9 Bkd 1/01

Aus den Entscheidungsgründen:

Zu 1. Der Bf bringt zunächst vor . . . . . dass im anwaltlichen Dis
Recht dem Art 2 des 7. ZPEMRK, welcher normiere, dass in straf-
rechtlichen Angelegenheiten zwei Gerichtsinstanzen vorzusehen
sind, durch den Ausschluss der Anrufbarkeit des VwGH nicht Rech-
nung getragen werde. Zu den übrigen ist auf die österreichische
Erklärung zu dieser Verfassungsbestimmung zu verweisen, aus der
sich ergibt, dass beide Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts jeden-
falls als „übergeordnete Gerichte“ iSd Art 2 des 7. ZPEMRK anzu-
sehen sind (ebenso VfSlg 13.012/1992, VfGH 8. 3. 2002,
B 1755/00), sodass die behauptete Verletzung dieser Verfas-
sungsbestimmung schon aus diesem Grund nicht vorliegen kann.

Zu 2. Der VfGH hat schon bisher den Aspekt, dass dem Einlei-
tungsbeschluss nach § 28 DSt 1990 nicht die Funktion einer Ankla-
geschrift zukommt, weder im Hinblick auf Art 90 Abs 2 B-VG noch
im Hinblick auf Art 6 EMRK als verfassungsrechtlich angesehen
(vgl VfSlg 15.487/2000 mwH). An der verfassungsrechtlichen Un-
bedenklichkeit dieses Abgehens vom reinen Anklageprinzip ver-
mag auch der Umstand nichts zu ändern, dass nach Einleitung des
DisVerfahrens auf Antrag des KA das Verfahren von Amts wegen
durch den DR fortzuführen ist, haben doch nach dem Prinzip der
materiellen Wahrheit der DR und der KA die zu Gunsten und zu

Lasten eines Besch sprechenden Umstände mit gleicher Sorgfalt zu
berücksichtigen (§ 20 Abs 3 DSt 1990).

Zu 3. Dem Bf wurde, wie sich aus den vorgelegten Akten ergibt,
die Berufungsbeantwortung des KA im Hinblick auf Art 6 EMRK
rechtzeitig zugestellt. Allein der Umstand, dass ihm dieser Schrift-
satz lediglich auf sein Ersuchen übermittelt wurde, kann keine Ver-
letzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts auf ein
faires Verfahren bewirken. Worin in der Unterlassung der rechtzei-
tigen Zustellung der schriftlichen Ankündigung des GenProk, er
werde zur Berufung des Bf in der mündlichen Verhandlung vor der
OBDK Stellung nehmen, eine Verfassungsverletzung erblickt
werden kann, legt die Beschwerde nicht dar und vermag auch der
VfGH nicht zu erkennen.

Anmerkung:

Zu 1. Zur Erinnerung: Die OBDK ist Verwaltungsbehörde mit rich-
terlichem Einschlag, Art 144 Abs 1 B-VG, aber ein „Tribunal“ iS
EMRK; es reicht aber schon aus, dass der VfGH als „übergeordne-
tes Gericht“ bei Grundrechtsverletzungen angerufen werden kann.

Zu 2. Hier hat der VfGH – möglicherweise erstmals – klargestellt,
dass die amtswegige Durchführung des einmal eingeleiteten Dis-
Verfahrens (ebenso wenig wie das Fehlen einer Anklageschrift)
verfassungsrechtlich bedenklich ist (zum Einleitungsbeschluss
s VfSlg 15.847/ 2000 mwH) und dies mit dem einfachen Hinweis
begründet, dass sich dem Prinzip der materiellen Wahrheit DR und
KA die zu Gunsten und zu Lasten des Besch sprechenden Um-
stände „mit gleicher Sorgfalt“ zu berücksichtigen haben (Prinzip
der materiellen Wahrheitsforschung, s auch § 3 StPO).

Zu 3. Auch wenn die RM-Gegenschrift des KA nicht, wie es sein
sollte, von Amts wegen, sondern erst auf Ersuchen des Besch recht-
zeitig zugestellt wird, ist das fair trial-Prinzip nicht verletzt. Die
(wenngleich schriftliche) Ankündigung des Generalprokurators, er
werde (erst) in der Berufungsverhandlung zur Berufung des Besch
Stellung nehmen, ist kein RM, welches dem Besch vor der Beru-
fungsverhandlung zugestellt werden musste.

Strigl

7855

1. Art 6 EMRK – angemessene Verfahrensdauer
2. Art 2 StGG – gehäuftes Verkennen
der Rechtslage, Gleichheitsgrundsatz

1. Die Beschwerde wegen Verletzung des ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf
„angemessene Verfahrensdauer“ gem Art 6
EMRK ist so lange zulässig, als die DisStrafe noch
nicht getilgt und daher die Beschwer nicht weg-
gefallen ist.
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2. Dass die lange Verfahrensdauer allein keinen
für den Bf nachteiligen Einfluss auf den Inhalt
des DisStraferkenntnisses der OBDK haben
kann, ist kein willkürliches Verhalten durch ge-
häuftes Verkennen der Rechtslage, wenn die
belBeh sich ausdrücklich und in nachvollzieh-
barer Weise mit dem Antragsvorbringen des Bf
auseinander gesetzt hat.

VfGH 2. 12. 2002, B 942/02, OBDK 25. 2. 2002, 10 Bkd 3/01

Aus den Entscheidungsgründen:

Eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes
auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz kann nach der
stRsp des VfGH (zB VfSlg 10.413/1985, 11.682/1988) nur vor-
liegen, wenn der angefochtene Bescheid auf einer dem Gleich-
heitsgebot widersprechenden Rechtsgrundlage beruht, wenn die
Behörde der angewendeten Rechtsvorschrift fälschlicherweise ei-
nen gleichheitswidrigen Inhalt unterstellt oder wenn sie bei Erlas-
sung des Bescheides Willkür geübt hat.

Bei der verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit der angewen-
deten Rechtsgrundlage könnte ein willkürliches Verhalten der Be-
hörde unter anderem dann vorgeworfen werden, wenn sie den Bf
aus unsachlichen Gründen benachteiligt hat oder aber, wenn der
angefochtene Bescheid wegen gehäuften Verkennens der Rechts-
lage in einem besonderen Maße mit den Rechtsvorschriften in Wi-
derspruch steht (zB VfSlg 10.337/1985, 11.436/1987).

Ein gehäuftes Verkennen der Rechtslage kann aber der bel Beh
nicht vorgeworfen werden, wenn sie davon ausgeht, dass allein
die Länge der Verfahrensdauer keinen für den Bf nachteiligen Ein-
fluss auf den Inhalt des DisStraferk der OBDK vom 25. 1. 1993,
Bkd 43, 88/90, 10 Bkd 4/92 iSd § 363a StPO haben könne. Die
bel Beh hat sich ausführlich und in nachvollziehbarer Weise mit
dem Antragsvorbringen des Bf auseinander gesetzt. Ob dabei die
Auslegung des § 363a StPO iVm § 77 Abs 1 DSt 1990 in jeder
Hinsicht rechtsrichtig ist, hat der VfGH nicht zu prüfen, und zwar
auch dann nicht, wenn sich die Beschwerde – wie im vorliegenden
Fall – gegen eine Entscheidung einer Kollegialbehörde nach
Art 133 Z 4 B-VG richtet, die beim VwGH nicht bekämpft werden
kann (vgl etwa VfSlg 13.419/1993, 14.408/1996).

Der Bf wurde durch den angefochtenen Bescheid nicht im verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichheit aller Staats-
bürger vor dem Gesetz verletzt.

Anmerkung:

Auch wenn ein Strafverfahren oder DisVerfahren „überlang“ dau-
ert und der EGMR ausspricht, dass eine Verletzung des Rechtes
„auf zügige Abwicklung“ des Verfahrens stattgefunden hat und
wenn hierauf ein auf § 363a StPO gestützter Antrag auf „Erneue-

rung“ des Strafverfahrens gestellt wird, ist nach dieser Bestimmung
zu prüfen, ob diese Verletzung des Art 6 einen für den hievon
Betroffenen nachteiligen Einfluss auf den Inhalt der Entscheidung
ausüben konnte. Es ist durchaus denkbar, dass § 363a StPO auch
im anwaltlichen DisVerfahren sinngemäß anzuwenden ist, weil
sich aus dem DSt nichts anderes ergibt und die StPO-Anwendung
hier mit den Grundsätzen und Eigenheiten des DisVerfahrens ver-
einbar sei (§ 77 Abs 2 DSt).

Wenn aber die OBDK als bel Beh sich „ausdrücklich und nachvoll-
ziehbar“ mit dem Antragsvorbringen auseinander gesetzt hat,
kann von einem „gehäuften Verkennen der Rechtslage“ und daher
von einem „willkürlichen Verhalten“ der Behörde und daher von
einer Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes nicht die Rede sein.
Mehr, nämlich die inhaltliche Rechtsrichtigkeit, ist vom VfGH nicht
zu prüfen.

Strigl

7856

§ 9 RAO – Treuhandschaft

Der vom Besch vor Kaufpreiszahlung gestellte
Grundbuchsantrag auf Vormerkung des Eigen-
tumsrechtes des Käufers einer Liegenschaft ver-
stößt gegen die Vertragsklausel, dass eine Ver-
bücherung des Kaufvertrages erst nach vollstän-
diger Entrichtung des Kaufpreises zu erfolgen
hat.

OBDK 18. 11. 2002, 14 Bkd 9/02

Aus den Gründen:

In sämtlichen Berufungsgründen wird im Wesentlichen geltend ge-
macht, die Handlungsweise des Besch, nämlich die bücherliche
Eintragung der Vormerkung des Eigentumsrechtes für die Käufer
verstoße nicht gegen die Vertragsbestimmung, weil eine bücher-
liche Vormerkung nicht gleichzusetzen sei mit einer bücherlichen
Einverleibung des Eigentumsrechtes.

Diesen Ausführungen kommt schon deshalb keine Berechtigung
zu, da die entsprechende Vertragsklausel nicht zwischen Vormer-
kung und Einverleibung unterscheidet, sondern lautet:

Eine Verbücherung des Kaufvertrages hat erst nach vollständiger
Entrichtung des Kaufpreises zu erfolgen.

Es kann nun kein Zweifel darüber bestehen, dass auch der Grund-
buchsantrag auf Vormerkung des Eigentumsrechtes und die auf-
grund dieses Antrages erfolgende Vormerkung eine Verbücherung
des Kaufvertrages darstellt, wenngleich bedingt durch eine nach-
folgende Rechtfertigung. Gem § 35 GBG findet eine Vormerkung
bei Privatkunden dann statt, wenn nicht alle in § 31 bis 34 GBG
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festgesetzten besonderen Erfordernisse zur Einverleibung vorhan-
den sind, etwa die Aufsandungserklärung fehlt. Im konkreten Fall
wurden dem Grundbuchsantrag der Original-Kaufvertrag und die
Grundverkehrsgenehmigung, nicht jedoch die Unbedenklichkeits-
bescheinigung, beigelegt. Der Kaufvertrag enthielt auch die für die
Einverleibung erforderliche Aufsandungserklärung.

Mit Antrag auf Vormerkung des Eigentumsrechtes wurde daher ob-
jektiv gegen die vorliegende Vertragsbestimmung verstoßen. Allfäl-
lige beim DB bestehende Zweifel über die Bedeutung der Bestim-
mung hätte dieser mit den Verkäufern abklären müssen.

Anmerkung:

Die E löst ein gewisses Bedauern aus: Da die steuerliche UB noch
nicht vorlag oder dem Verbücherungsantrag nicht beigelegt
wurde, kam die Einverleibung des Eigentumsrechtes nicht in Frage.
Die beantragte und erwirkte Eigentumsvormerkung wäre nach
einem Jahr (§ 55 GBG) gelöscht worden, wenn sie nicht durch Vor-
lage der UB gerechtfertigt worden wäre; in diesem Jahr hätte hier
der Restkaufpreis bezahlt werden müssen, sodass das vertragliche
Verbücherungsverbot obsolet geworden wäre.

Aber dasselbe Ergebnis hätte erreicht werden können, wenn die
Rangordnung für die beabsichtigte Veräußerung knapp vor Ab-
schluss des Kaufvertrages angemerkt und – nach Erfüllung der in
der Zwischenzeit fällig werdenden Kaufpreisrestzahlungspflicht –
zu einer durch die RO rückwirkenden Einverleibung des Eigentums-
rechtes des Käufers geführt hätte. Diese Variante wäre keinesfalls
zu beanstanden gewesen.

Der Besch als Vertragsverfasser scheiterte hier lediglich an seiner
eigenen Wortwahl im Vertrag: Wenn die vollständige Kaufpreis-
zahlung eine Bedingung für die „Einverleibung des Eigentumsrech-
tes“ des Käufers gewesen wäre, hätte wahrscheinlich niemand
Anstoß an der – ebenfalls nach einem Jahr zu löschenden – Vor-
merkung genommen.

Ein Kaufpreisteil wurde hier drittfinanziert und der Geldgeber be-
stand wie üblich auf grundbücherliche Sicherstellung. Dadurch ent-
stand für den Besch eine Konfliktsituation, zu deren Lösung die Zu-
stimmung aller Beteiligten notwendig war. Die OBDK legte ihm zur
Last, dass er sich in eine solche Situation durch Übernahme „wider-
sprüchlicher“ Verpflichtungen – genauer: Verpflichtungen aus nicht
gleichartigen Interessenlagen – nicht begeben und dann einseitig
eine Lösung zu Lasten des Verkäufers suchen hätte dürfen. Das ist
schon richtig und es ist auch verständlich, dass sich der Besch
selbst von der Haftung gegenüber der Bank aufgrund der dort
übernommenen Treuhandschaft befreien wollte, aber er hat sich
nicht damit verantwortet, dass unter dem allgemeinen Ausdruck
„Verbücherung des Kaufvertrages“ ausschließlich die Verbüche-
rung des Eigentumsrechtes gemeint war, zumal bei Vertragsab-
schluss offenbar niemand an die Möglichkeit einer Vormerkung ge-
dacht hat. In diesem Falle wäre es sicher zu einer Klarstellung der

Vertragsklausel gekommen. Ein RA als Treuhänder, somit als Be-
auftragter von mehreren, hier sogar von drei Parteien mit gegen-
sätzlichen Interessen, hat mit besonderer Sorgfalt darauf zu ach-
ten, dass keinem der Beteiligten aus dem Treuhandvertrag (oder
seiner Durchführung) Nachteile erwachsen (14 Bkd 2/91, AnwBl
1992, 303).

Warum der Besch die Verkäufer über seine Treuhandschaft gegen-
über der Bank inhaltlich nicht informiert oder sie wenigstens nach-
träglich um ihre Zustimmung zur Vormerkung des Käufereigentums-
rechtes nicht gefragt hat, wäre im Normalfall unverständlich. Hier
ging der Käufer während der Vormerkungszeit in Konkurs, die Ver-
käufer haben einer Vertragsauflösung nicht zugestimmt, der Zugriff
eines Drittgläubigers (des Käufers) sollte verhindert werden, etc.
Kurz: jede Menge Schwierigkeiten traten auf, entstanden aus der
finanziellen Lage des Käufers, aus der nicht sorgfältig formulierten
Vertragsklausel und aus deren ebenfalls nicht sorgfältigen Aus-
legung durch den Besch. Gerade diese nicht geringen Folgen sei-
ner Handlungsweise schlossen die Anwendung des § 3 DSt natür-
lich aus.

Strigl

Rechtsanwaltstarifgesetze
7857

RAT TP 2 / 3 A (§ 308 EO) – Drittschuldnerklage

Anders als für die Drittschuldnerklage (nur) auf
exekutiv übergegangene Lohnansprüche, die
den Ausnahmetatbestand nach TP 2 Z 1 lit b RAT
erfüllt, gebühren für die Drittschuldnerklage auf
Pensionsversicherungsansprüche Kosten nach
TP 3 A RAT.

OLG Wien 7. 10. 2002, Zl 8 Ra 307/02d

Aus den Gründen :

Nach ständiger neuerer Rechtsprechung (vgl OLG Wien 8 Ra
264/98x, 9 Ra 335/97v, 10 Ra 206/98q, 9 Ra 86/99d, OLG
Linz 12 Ra 48/92, 12 Ra 255/96y ua) gebühren für eine Dritt-
schuldnerklage Kosten lediglich nach TP 2, wenn in dieser Klage
nur der auf den betreibenden Gläubiger exekutiv übergegangene
Lohnanspruch des Verpflichteten geltend gemacht wird und daher
die Drittschuldnerklage gemäß § 308 Abs 1 EO als keine Klage ei-
gener Art anzusehen ist, die in TP 2 RAT gesondert angeführt hätte
werden müssen. Wenn mit Klage lediglich der Übergang der For-
derung auf den betreibenden Gläubiger durch Pfändung und darü-
ber hinaus bei Nichtabgabe einer Drittschuldneräußerung die
nicht erfolgte Leistung an den Gläubiger behauptet wird, ist diese
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Klage als eine auf Leistung des Entgelts für Arbeiten und Dienste
gerichtete zu beurteilen, weil durch den exekutiv übergegangenen
Lohnanspruch des Verpflichteten auf den Gläubiger die Rechtsna-
tur der zugrunde liegenden Ansprüche keine Änderung erfährt.

Abgesehen davon, dass sich die klagende Partei in ihrer Klage
auch auf Schadenersatz gemäß § 301 Abs 1 EO stützt, ist im ge-
genständlichen Fall unstrittig, dass es sich nicht um eine Drittschuld-
nerklage handelt, welcher ein Dienstverhältnis zwischen Verpflich-
tetem und Drittschuldner ursprünglich zugrunde lag (siehe AnwBl
1992/4259), sondern im Wege der Exekution auf die Pensions-
ansprüche der Verpflichteten gegenüber der beklagten Partei Zu-
griff genommen werden sollte. In diesem Zusammenhang vermag
sich der erkennende Senat jedoch der Rechtsmeinung des Rekurs-
gegners nicht anzuschließen, dass es ‚keinen Unterschied mache
ob die wiederkehrenden regelmäßigen Leistungen aus der Erbrin-
gung von Dienstleistungen oder aus Pensionsversicherungsleistun-
gen resultieren, da es sich letztlich bei den Pensionsansprüchen um
in TP 2 Z 1 lit b RAT angeführtes Entgelt für Arbeiten und Dienste‘
handelt.

Ungeachtet des Umstandes, ob die gegenständliche Klage schon
aufgrund ihres Umfanges nach TP 3 zu honorieren wäre, stehen
dem Kläger jedenfalls Kosten nach TP 3 RAT zu, da – wie ausge-
führt- der von der Rekursgegnerin ins Treffen geführte Ausnahmetat-
bestand gemäß TP 2 Z 1 lit b RAT gerade nicht vorliegt.“

Anmerkung:

1. Nach Abschnitt I Z 1 lit a der TP 3 RAT sind alle Klagen, soweit
sie nicht unter TP 2 fallen, nach TP 3 A zu entlohnen (vgl OLG
Wien 10. 6. 1998, 8 Ra 167/98g = AnwBl 1998, 519).

Bedauerlicherweise begründet das Rekursgericht hier nicht näher,
weshalb es sich der noch vom Erstgericht vertretenen Meinung,
Drittschuldnerklagen auf gepfändete Bezugsansprüche (gleichwohl
ob es sich nun um die in Abschnitt I Z 1 lit b der TP 2 RAT ausdrück-
lich angeführten „Entgelte für Arbeiten und Dienste“ handelt oder
aber – wie hier- um Pensionsversicherungsansprüche) seien gene-
rell nur nach TP 2 RAT zu honorieren, nicht anschließt. Ihm ist aber
einerseits schon deshalb zu folgen, weil „(Pensions-) Versiche-
rungsansprüche“ in TP 2 RAT eben nicht genannt werden, und an-
dererseits weil zwar das Entstehen von Pensionsversicherungs-
ansprüchen in der Regel an geleistete Arbeiten und Dienste des
Versicherten anknüpft (wenn auch keineswegs immer bzw aus-
schließlich – siehe zB den Nachkauf von Versicherungszeiten oder
die Einrechnung von Ersatzzeiten), jedoch der Charakter der bei
Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen auf Lebensdauer zuste-
henden Versicherungsleistung als solche ihr denjenigen eines in di-
rektem Konnex zu Arbeiten und Diensten zustehenden Entgelts
nimmt.

2. Jedenfalls richtig ist das Ergebnis aber auch, wenn man im
Falle der Nichterfüllung von Drittschuldnerpflichten (hier: der Äuße-

rungspflicht gemäß § 301 EO) zusätzlich noch auf den Charakter
der Drittschuldnerklage als Schadenersatzklage abstellt:

Entstehen dem betreibenden Gläubiger Kosten wegen der schuld-
haften Nichterfüllung der Drittschuldnerpflichten oder wegen deren
vorsätzlicher oder grob fahrlässiger unrichtiger oder unvollständi-
ger Erfüllung, so sind diese Kosten seit der EO-Novelle 1991 dem
Drittschuldner bereits im Drittschuldnerprozess aufzuerlegen (vgl
Resch in Burgstaller/Deixler-Hübner, EO-Kommentar, Rz 44f zu
§ 301; Oberhammer in Angst, EO-Kommentar, Rz 3 zu § 301).
Bedingt durch das Abstellen auf das Schuldausmaß handelt es sich
beim besonderen Kostenersatzanspruch gemäß § 301 Abs 3
Satz 1 EO um einen gesetzlich besonders geregelten Schadener-
satzanspruch in Bezug auf schuldhaft verursachte Prozesskosten
(Resch aaO, Rz 52f mN). Daraus folgt, dass die Drittschuldner-
klage, insofern darin der Anspruch, insbesondere der Kostenan-
spruch, auch auf Schadenersatz aus der mangelhaften Erfüllung
der Drittschuldnerpflichten gestützt wird, nicht nur den Charakter
einer Klage beispielsweise auf Entgeltszahlung (TP 2 RAT) hat, son-
dern mit dieser Klage auch ein Schadenersatzanspruch gegen den
Drittschuldner geltend gemacht wird. Schadenersatzklagen, wel-
che die Behauptung der anspruchsbegründenden Tatsachen ent-
halten, sind jedoch unstrittig nach TP 3 A RAT zu honorieren (vgl
OLG Linz, 5. 5. 1992, 12 Ra 48/92 = AnwBl 1992, 595 m Anm
Tews; LG Innsbruck, 17. 3. 1992, 1 aR 101/92 = AnwBl 1992,
680 m Anm Grill).

Dr. Wolfgang Rainer
(am Verfahren beteiligt)

Insolvenzrecht
7858

§ 1311 ABGB; § 81 Abs 3 KO; § 114a KO;
§ 115 KO – Klagsweise Geltendmachung

eines Gemeinschaftsschadens durch
den Gemeinschuldner nach Konkursaufhebung

Der Masseverwalter haftet bei Sorgfaltsverlet-
zungen nach § 81 Abs 3 KO iVm §§ 114, 115 KO
idF BGBl 1982/370 jedenfalls (mit oder ohne
konkursgerichtlicher Genehmigung) für seine
wirtschaftliche Entscheidung. Nach Aufhebung
des Konkurses steht es dem Gemeinschuldner of-
fen, einen Schadenersatzanspruch gegen den
Masseverwalter zu erheben, wenn der Masse-
verwalter konkursspezifische Pflichten nach § 81
Abs 3 KO iVm § 115 KO verletzt hat.

OGH 2. 7. 2002, 8 Ob 110/02p
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Sachverhalt:

Die Klägerin war Eigentümerin einer Liegenschaft, auf der ein Vier-
sternehotel errichtet war. In den Jahren 1975 bis 1983 erwirtschaf-
tete die Klägerin durch den Betrieb des Hotels einen Verlust von
insgesamt S 30.139.100. Die Auslastung des Viersternebetriebs
lag gravierend unter der durchschnittlichen Auslastung für Vierster-
nebetriebe in dieser Region. Mit Beschluss des Landesgerichtes
Salzburg vom 29. 5. 1984 wurde über Antrag der Gläubigerin
der Konkurs über das Vermögen der Klägerin eröffnet und der Erst-
beklagte zum Masseverwalter bestellt. Das Hotel wurde bereits am
4. 6. 1984 geschlossen, der Erstbeklagte begründete diesen
Schritt in seinem Bericht an das Konkursgericht vom selben Tag
damit, dass in Anbetracht des monatlichen Personalaufwands von
netto S 59.300,– die Schließung zur Vermeidung weiterer Schädi-
gungen der Gläubiger unumgänglich und deshalb nach telefoni-
scher Rückfrage beim Konkurskommissär erfolgt sei. Die Gläubige-
rin sei nicht bereit, die Haftung für den weiteren Betrieb des Hotels
zu übernehmen. Die Rechnungslegung des Masseverwalters wurde
mit Beschluss vom 27. 4. 1987 genehmigt. Mit Beschluss vom
29. 1. 1988 wurde der Konkurs nach Verteilung des Massevermö-
gens aufgehoben. Zum Zeitpunkt der Betriebsschließung lagen
4460 Buchungen für die Sommersaison 1984 vor. Es ist nicht da-
von auszugehen, dass alle Buchungen realisierbar waren.

Die Klägerin stützt ihren Schadenersatzanspruch gegen den Erst-
beklagten auch darauf, dass er seine Pflichten als Masseverwalter
dadurch verletzt habe, dass er den Hotelbetrieb ohne Vorliegen
der gesetzlichen Voraussetzungen geschlossen habe. Die Klägerin
habe in den Saisonen vor Konkurseröffnung außergewöhnlich gut
gewirtschaftet, die Auslastung des Hotels sei weit über dem Durch-
schnitt in dieser Region gelegen. Im Übrigen sei die Schließung
des Hotelbetriebs ohne Rechtsgrundlage erfolgt. Das Konkursge-
richt habe die Betriebsschließung nicht beschlussmäßig bewilligt.
Der Erstbeklagte bestritt dieses Begehren mit der Begründung, dass
die Schließung des Hotelbetriebs über Weisung des Konkurskom-
missärs erfolgt sei und im Hinblick auf die Entwicklung der Nächti-
gungszahlen unabdingbar gewesen sei. Die Masse habe anfäng-
lich praktisch über keine Eigenmittel verfügt und die Gläubiger
seien nicht bereit gewesen, eine Kostenhaftung für ein Offenhalten
des Hotels zu übernehmen. Die behaupteten Umsatz- und Gewinn-
erwartungen seien unrichtig. Dem Beklagten sei kein Verschulden
vorzuwerfen.

Das Erstgericht erkannte im angefochtenen Teilurteil im Sinne einer
Klagsabweisung hinsichtlich des Erstbeklagten auch aus dem
Grund, dass er als Masseverwalter berechtigt gewesen sei, das
Unternehmen der Gemeinschuldnerin zu schließen. Die Klägerin
habe einerseits keinen Schaden nachweisen können, andererseits
sei für den Zuspruch eines Schadenersatzanspruches ein Verschul-
den des Erstbeklagten notwendig. Diesem sei aber die Aufrechter-
haltung des Hotelbetriebs über den 4. 6. 1984 hinaus mangels

hinreichender Aussichten und Haftung der Konkursgläubiger nicht
zumutbar gewesen.

Das Berufungsgericht hob das Teilurteil hinsichtlich des Erstbeklag-
ten auf und verwies die Rechtssache zur neuerlichen Verhandlung
und Entscheidung an das Erstgericht zurück. Es führte dazu aus,
dass es zu diesem Fragenkomplex noch einige Feststellungen des
Erstgerichtes sowohl zum behaupteten Verschulden des Erstbeklag-
ten als auch zur Höhe des allenfalls entstandenen Schadens ver-
misse. Das Berufungsgericht sprach aus, dass der Rekurs gegen
den Aufhebungsbeschluss zulässig sei, weil es an oberstgerichtli-
cher Judikatur zum Schutznormcharakter der §§ 114 Abs 3, 115
Abs 1 KO idF des IRÄG 1982 (nunmehr §§ 114a Abs 2, 115
Abs 1 KO) fehle.

Dagegen richtet sich der Rekurs des Erstbeklagten mit einem Abän-
derungsantrag. Die Klägerin beantragt, dem Rekurs nicht Folge zu
geben.

Der OGH erachtete den Rekurs für zulässig, die vom Erstbeklagten
im Rekursverfahren aufrechterhaltenen Einwendungen aber nicht
für berechtigt.

Aus den Gründen:

Schadenersatzansprüche gegen den Masseverwalter sind nach
Beendigung des Konkursverfahrens im Rechtsweg geltend zu ma-
chen (ecolex 1990, 21, ecolex 1992, 256 mwN). Gemäß § 81
Abs 3 KO ist der Masseverwalter allen Beteiligten für Vermögens-
nachteile, die er ihnen durch pflichtwidrige Führung seines Amtes
verursacht, verantwortlich. Sowohl aus § 115 Abs 1 KO (auch) idF
BGBl 1982/370 als auch aus § 81 Abs 3 KO ergeben sich kon-
kursspezifische Rechtspflichten, deren Verletzung den Massever-
walter den Beteiligten gegenüber haften lässt (SZ 69/170, 4
Ob134/99f mw). Zu den Beteiligten, die jedenfalls nach Aufhe-
bung des Konkurses Schadenersatzansprüche geltend machen
können, zählt auch der Gemeinschuldner (vgl zur Rechtswegzuläs-
sigkeit schon ON 47 tw veröffentlicht in RZ 1991/71 = EvBl
1991/20; allgemein SZ 17/144, JBl 1965, 323, SZ 47/84; RIS-
Justiz RS0065149; Bartsch/Pollak 3 § 81 KO, Anm 28; Petschek/
Reimer/Schiemer, S 171, Shamiyeh, Die zivilrechtliche Haftung
des Masseverwalters, S 62 und 234; aA Hierzenberger/Riel in
Konecny/Schubert, Kommentar zu den Insolvenzgesetzen, § 81
KO, Rz 32 – zu den Gemeinschaftsschäden; Chalupsky/Duursma
in Buchegger [Hrsg] Insolvenzrecht § 81 KO Rz 103ff, für Verlet-
zung der „Sanierungspflicht“). Nach Aufhebung des Konkurses ist
kein konkreter Anlass ersichtlich, den „Eigentümer“ weiter in der
Geltendmachung seiner Rechte zu beschränken. Das Konkursge-
richt hat die Tätigkeit des Masseverwalter gemäß § 84 Abs 1 KO
nur zu überwachen. Das Verhalten des Masseverwalters ist auf
dessen Gesetzmäßigkeit zu überprüfen. Die Überwachungsmaß-
nahmen dürfen aber nicht zu einer Lähmung wirtschaftlicher Initia-
tive oder einer bürokratischen Behinderung der Verwaltung führen.
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Es ist nicht Aufgabe des Konkursrichters, die Tätigkeit des Masse-
verwalters faktisch selbst zu übernehmen und ihn „auf Schritt und
Tritt“ zu überwachen (SZ 69/170). Das bedeutet, dass die gericht-
liche Bewilligung einer Verwertungshandlung des Masseverwalters
ihn nicht grundsätzlich von seiner Haftung den Beteiligten gegen-
über entlastet. Basiert der Bewilligungsbeschluss des Konkursge-
richtes – was wohl die Regel ist – auf den Antrag des Masseverwal-
ters und seinem Bericht, so haftet er, wenn wie hier nicht beson-
dere Umstände hinzutreten, für allfällige Sorgfaltsverletzungen, die
zu einer unrichtigen Einschätzung der wirtschaftlichen Situation
des gemeinschuldnerischen Unternehmens und darauf aufbauend
zu einem unrichtigen Bericht geführt haben (Petschek/Reimer/
Schiemer S 170; vgl. auch Shamiyeh aaO S 183ff; Konecny/
Schubert aaO Rz 35). Der erstbeklagte Masseverwalter haftet also
bei Sorgfaltsverletzungen nach § 81 Abs 3 KO iVm §§ 114, 115
KO idF BGBl 1982/370 jedenfalls (mit oder ohne konkursgericht-
licher Genehmigung) für seine wirtschaftliche Entscheidung, dass
es notwendig war, das gemeinschuldnerische Unternehmen zu
schließen, weil eine Erhöhung des Ausfalls für die Gläubiger an-
ders nicht vermeidbar gewesen wäre. Dabei hat der Masseverwal-
ter die durch den Gegenstand seiner Geschäftsführung gebotene
Sorgfalt (§ 1299 ABGB) anzuwenden (§ 81 Abs 1 KO). Der
Masseverwalter haftet demnach für durch pflichtwidrige Ausübung
seines Amtes verursachte Vermögensschäden wie ein Sachverstän-
diger (vgl 7 Ob 539/92). Dabei ist von jenen Kenntnissen und
Fähigkeiten auszugehen, die bei einem Masseverwalter gewöhn-
lich vorauszusetzen sind (4 Ob 134/99f, Shamiyeh aaO S 154,
Konecny/Schubert aaO Rz 27). Den belangten Masseverwalter
trifft die Beweislast nach § 1298 ABGB. Ihm obliegt es zu bewei-
sen, dass er die nach § 1299 ABGB geforderte objektive Sorgfalt
bei der Führung seines Amtes, hier bei der Unternehmungsschlie-
ßung, eingehalten hat (vgl RIS-Justiz RS0022705; Reischauer in
Rummel II2 § 1299 ABGB Rz 21, § 1298 ABGB, Rz 5 mwN). Der
Masseverwalter muss nach der Konkursordnung den Antrag auf
konkursgerichtliche Genehmigung der Betriebsschließung stellen.
Tut er dies nicht, wäre der Gemeinschuldner legitimiert, im Kon-
kursverfahren Abhilfe zu schaffen, was die Klägerin nicht getan
hat. Es steht ihr jetzt nach Aufhebung des Konkurses offen, einen
Schadenersatzanspruch gegen den Masseverwalter zu erheben,
wenn der Masseverwalter konkursspezifische Pflichten nach § 81
Abs 3 KO iVm § 115 KO verletzt hat. Schutzgesetze im Sinne des
§ 1311 ABGB sind abstrakte Gefährdungsverbote, die dazu be-
stimmt sind, die Mitglieder eines Personenkreises gegen Verletzun-
gen von Rechtsgütern zu schützen. (RIS-Justiz RS0027710; Koziol,
Haftpflichtrecht II, 102f; Harrer in Schwimann, Praxiskommentar2,
§ 1311 AGB, Rz 7). Aus den §§ 114, 115 KO idF BGBl 1982/
270 iVm § 81 Abs 3 KO ergibt sich aber eine bestimmte Verhal-
tenspflicht des Masseverwalters, um einer konkreten Schadenszufü-
gung vorzubeugen, durch die auch der Gemeinschuldner ge-
schützt werden soll. Dass die Bestimmung des § 114 KO in der

damals maßgeblichen Fassung der KO Nov BGBl 1982/370
auch als Schutznorm zu Gunsten des Gemeinschuldners anzuse-
hen ist, ergibt sich schon daraus, dass es sich ja grundsätzlich um
dessen „Eigentum“ handelt, die Betriebsstilllegung regelmäßig
auch im Falle der Aufhebung des Konkurses schwer wieder rück-
gängig gemacht werden kann und § 81 Abs 3 KO ja ausdrücklich
anordnet, dass der Masseverwalter „allen“ Beteiligten für Vermö-
gensnachteile aus der pflichtwidrigen Führung des Amtes haftet
und damit auch dem Gemeinschuldner (vgl etwa MGA KO9 § 81
E 22 = EvBl 1998/79 = JBl 1998, 320 = ZIK 1998, 101 ua; vgl
schon Petschek/Reimer/Schiemer Insolvenzrecht 171f; vgl im
Übrigen zur Verpflichtung zur Einvernahme des Gemeinschuldners
§ 114 Abs 2 KO; vgl allgemein zum Schutznormcharakter von
Verfahrensvorschriften etwa RIS-Justiz RS0023095 mwN). (. . .)

Anmerkung:

1. Die gegenständliche Entscheidung zeigt in – für jeden Masse-
verwalter – abschreckender Weise, wie lange nach Beendigung
eines Konkursverfahrens er noch mit Schadenersatzansprüchen auf
der Grundlage von § 81 Abs 3 KO konfrontiert werden kann, liegt
doch die Konkursaufhebung im konkreten Fall nahezu fünfzehn
Jahre zurück; die Ansprüche sind deshalb noch nicht verjährt, weil
der Gemeinschuldner den Schadenersatzprozess sogleich nach
Konkursaufhebung anhängig machte. Weiters veranschaulicht die-
ser Fall wiederum deutlich, dass der Genehmigung der Schluss-
rechnung des Masseverwalter durch das Konkursgericht von der
Rechtsprechung keine Entlastungswirkung beigemessen wird.

2. Haftungsgrundlage (§ 81 Abs 3 KO):

In dieser Rechtssache wurde der Schadenersatzanspruch des Mas-
severwalters auf § 81 Abs 3 KO gestützt. Danach ist der Massever-
walter allen Beteiligten für jene Vermögensnachteile verantwort-
lich, die er diesen infolge einer schuldhaften Verletzung seiner kon-
kursspezifischen Pflichten zufügt; schon leichte Fahrlässigkeit wirkt
dabei haftungsbegründend. Des Weiteren hat der Masseverwalter
die durch den Gegenstand seiner Geschäftsführung gebotene
Sorgfalt (§ 1299 ABGB) anzuwenden (§ 81 Abs 1 KO). § 81
Abs 3 KO wird von der hL und Rsp als Haftung aufgrund einer ge-
setzlichen Sonderbeziehung angesehen (Welser, Sachverständi-
genhaftung im Insolvenzverfahren, NZ 1984, 92, 95ff; Koziol,
Delikt, Verletzung von Schuldverhältnissen und Zwischenbereich,
JBl 1994, 209, 218; Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert,
Kommentar zu den Insolvenzgesetzen [ab 1997] §§ 81, 81a
Rz 11; Chalupsky/Duursma-Kepplinger in Bartsch/Pollak/Bucheg-
ger § 81 Rz 94ff; DRdA 1996, 140 [Oberhofer]). Begründen lässt
sich dies vor allem mit den weit reichenden Einwirkungsmöglich-
keiten des Masseverwalters auf das bloße Vermögen der am Kon-
kursverfahren Beteiligten, welche besondere Schutzpflichten die-
sen gegenüber auslösen. Darüber hinaus haftet der Massever-
walter für Hilfspersonen gemäß § 1313a ABGB; zudem kommt
die Beweislastumkehr des § 1298 ABGB zum Tragen (Welser,
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NZ 1984, 96; Koziol, JBl 1994, 218; Hierzenberger/Riel in
Konecny/Schubert §§ 81, 81a Rz 12; Chalupsky/Duursma-Kepp-
linger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 95 mwN).

3. Die §§ 114a ff KO normieren eine „Pflicht zur Unternehmens-
fortführung“ (dies gilt auch für die Rechtslage vor dem IRÄG 1997,
die im gegenständlichen Fall maßgeblich war; mit dem IRÄG
1997 wurde die Fortführungsverpflichtung bis zur Berichtstagsat-
zung sogar noch verstärkt). Das Konkursgericht darf eine Schlie-
ßung des gemeinschuldnerischen Unternehmens nur dann anord-
nen oder bewilligen, wenn aufgrund der Erhebungen feststeht,
dass anders eine Erhöhung des Ausfalls, den die Konkursgläubiger
erleiden, nicht vermeidbar ist. Die Vorschriften über die Unterneh-
mensfortführung stellen in erster Linie Schutzvorschriften zu Guns-
ten der Konkursgläubiger dar (arg § 115 Abs 1 KO: „Erhöhung
des Ausfalls, den die Konkursgläubiger erleiden“). Ein Schutz des
Gemeinschuldners ist meines Erachtens nur in zweiter Linie be-
zweckt. Dieser soll insbesondere vor einer voreiligen (Zerschla-
gungs-)Verwertung des Unternehmens geschützt werden, um nicht
auf diese Weise seine spätere (nachkonkursliche) Erwerbschance,
die vielfach unmittelbar vom Fortbestand des Unternehmens ab-
hängt, zu verlieren (echter Sanierungsschaden). Hinsichtlich des in-
folge einer verfehlten Unternehmensfortführung durch den Masse-
verwalter primär entstehenden (Quoten-)Schadens kann der Ge-
meinschuldner jedoch nicht als unmittelbar Geschädigter betrach-
tet werden; vielmehr sind primär die Konkursgläubiger betroffen,
deren Befriedigungschance im Konkurs verringert wird (dazu be-
reits Chalupsky/Duursma-Kepplinger in Bartsch/Pollak/Buchegger
§ 81 Rz 103ff).

Jedenfalls zutreffend ist hingegen die Aussage des OGH, dass
selbst für den Fall, dass ein Schließungsbeschluss des Konkurs-
gerichts vorgelegen hätte, der Masseverwalter dadurch seiner Haf-
tung nach § 81 Abs 3 KO nicht enthoben wäre. Stellt dieser pflicht-
widrigerweise einen Schließungsantrag, obgleich das Unterneh-
men iSd §§ 114a ff KO (noch) fortführbar gewesen wäre und er-
wächst einem Beteiligten daraus ein Schaden, so hat der Masse-
verwalter dafür auch dann schadenersatzrechtlich einzustehen,
wenn das Konkursgericht – wenn auch ebenfalls verfehlterweise –
seinem Antrag stattgibt. Hier wären allenfalls daneben noch die
Voraussetzung einer Amtshaftung für das Fehlverhalten des Kon-
kursgerichts zu prüfen.

4. Zur Aktivlegitimation des Gemeinschuldners:

Im gegenständlichen Fall wurde die Klage nach Aufhebung des
Konkurses vom Gemeinschuldner gegen den früheren Massever-
walter anhängig gemacht. Eine solche Klage setzt jedoch voraus,
dass dem Gemeinschuldner durch die schuldhafte Handlung des
Masseverwalters – zu frühzeitige Schließung eines noch fortführba-
ren Unternehmens – ein unmittelbarer Vermögensschaden entstan-
den ist. Zwar zählt der Gemeinschuldner nach herrschender An-
sicht zu den am Konkursverfahren Beteiligten, doch leitet sich die

Beteiligtenstellung für den konkreten Fall aus den jeweiligen dieser
Person gegenüber bestehenden konkursspezifischen Pflichten des
Masseverwalters ab. Die Lehre definiert den Kreis der Beteiligten
als jene Personen, denen gegenüber der Masseverwalter konkurs-
spezifische Pflichten zu erfüllen hat und die daher einen Rechtsan-
spruch auf ein entsprechendes, pflichtgemäßes Verhalten des Mas-
severwalters haben (siehe nur Hierzenberger/Riel in Konecny/
Schubert §§ 81, 81a Rz 15 mwN; Chalupsky/Duursma-Kepplin-
ger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 100ff mwN). Unstrittig
ist, dass den Masseverwalter gegenüber dem Gemeinschuldner
die konkursspezifische Pflicht trifft, nicht in dessen konkursfreies
Vermögen einzugreifen, es demnach nicht in die Verwertung mit-
einzubeziehen (siehe nur Hierzenberger/Riel in Konecny/Schu-
bert § 81, 81a Rz 16; Chalupsky/Duursma-Kepplinger in Bartsch
Pollak Buchegger § 81 Rz 103 mwN; SZ 47/84 = EvBl 138).
Weiters sollte auch auf eine uneinbringliche Forderung nicht ver-
zichtet und unverwertbares Vermögen nicht vernichtet, sondern die
für die Masse wertlosen Vermögensbestandteile an den Gemein-
schuldner freigegeben werden (vgl JBl 1963, 323). Bei diesen
Schäden handelt es sich um so genannte Einzelschäden; das sind
Schäden, die im Gegensatz zu den Gemeinschaftsschäden nicht
zu einer Verringerung des gemeinsamen Befriedigungsfonds
(Masse) führen, sondern nur das Vermögen bestimmter Beteiligter
schmälern (Chalupsky/Duursma-Kepplinger in Bartsch/Pollak/
Buchegger § 81 Rz 215 mwN). Solche Einzelschäden sind immer –
sowohl im laufenden Verfahren als auch nach Konkursaufhebung –
durch den jeweiligen Geschädigten im Klageweg gegen den Mas-
severwalter geltend zu machen (siehe nur Hierzenberger/Riel in
Konecny/Schubert §§ 81, 81a Rz 32; Lentsch, Geltendmachung
und Umfang der Haftung des Masseverwalters bei gescheiterter
Unternehmensfortführung, ZIK 2000/49; Chalupsky/Duursma-
Kepplinger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 216; ZIK 1995,
55).

Der hier vom Gemeinschuldner eingeklagte Schaden stellt aller-
dings keinen Einzelschaden sondern einen Gemeinschaftsschaden
dar; daran vermag auch die Tatsache der bereits erfolgten Konkur-
saufhebung nichts zu ändern (vgl nur Kilger/K. Schmidt 16, Kom-
mentar zur dKO [1993] § 82 Anm 4, der der Masse entstandene
Schaden löst sich nicht durch die Beendigung des Konkursverfah-
rens in einen Einzelschaden auf). Von einem Gemeinschaftsscha-
den spricht man dann, wenn es infolge der pflichtwidrigen Hand-
lung des Masseverwalters zu einer Verminderung der Konkurs-
masse, somit zu einer Beeinträchtigung der Befriedigungsmöglich-
keit aller Konkursgläubiger gekommen ist (Shamiyeh, Die zivil-
rechtliche Haftung des Masseverwalters [1995] insb 67f, 231ff;
Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert §§ 81, 81a Rz 31;
Chalupsky/Duursma-Kepplinger in Bartsch/Pollak/Buchegger
§ 81 Rz 209 mwN).

Bei der Geltendmachung solcher Gemeinschaftsschäden ist zu dif-
ferenzieren:
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Während des laufenden Konkursverfahrens kann der Gemein-
schaftsschaden nur im Rechnungslegungsverfahren nach den
§§ 121ff KO durch einen (neuen) Masseverwalter geltend ge-
macht werden (Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert §§ 81,
81a Rz 31; Lentsch, ZIK 2000/49; Chalupsky/Duursma-Kepplin-
ger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 211f; ecolex 1999,
685). Die Konkursgläubiger ebenso wie der Gemeinschuldner
sind dazu nicht berechtigt, da der Anspruch auf Ersatz dieses Ge-
meinschaftsschadens zur Konkursmasse gehört. Er tritt somit an die
Stelle des vom Masseverwalter pflichtwidrig vernichteten oder
nicht erwirtschafteten Vermögenswerts. Unmittelbar Geschädigte
sind die Konkursgläubiger (Masse) und nicht der Gemeinschuld-
ner. Dies erklärt sich daraus, dass während des Konkursverfahrens
gemäß §§ 1, 3 KO dem Gemeinschuldner die Verfügungsbefugnis
über sein konkursunterworfenes Vermögen entzogen und dem
Masseverwalter (§ 80 KO) übertragen wird. Diese Vermögens-
werte bilden die Konkursmasse und dienen somit ausschließlich
der Berichtigung der Masseforderungen sowie der gemeinschaftli-
chen gleichmäßigen Befriedigung sämtlicher Konkursgläubiger.
Kommt es demnach durch eine pflichtwidrige, dh seine konkurs-
spezifische Pflichten verletzende Handlung des Masseverwalters
zu einer Verringerung dieses Befriedigungsfonds, so sind in erster
Linie die Konkursgläubiger betroffen (unmittelbar Geschädigte), zu
deren Befriedigung nur mehr ein geringerer Haftungsfonds übrig
bleibt, sich somit deren Quote verringert. An einen alleinigen un-
mittelbaren Schaden des Gemeinschuldners wäre allenfalls dann
zu denken, wenn sämtliche Konkursgläubiger selbst aus der verrin-
gerten Masse noch zu 100% befriedigt werden könnten, ohne die
schädigende Handlung aber noch ein Rest verbliebe, der dann
dem Gemeinschuldner mit Konkursaufhebung ausgefolgt würde.
Ein solcher Fall ist allerdings kaum praktisch bedeutsam.

Nach Aufhebung des Konkurses entspricht es der herrschenden
Meinung, dass alle Schadenersatzansprüche im Klageweg geltend
zu machen sind (so etwa Welser Sachverständigenhaftung und
Insolvenzverfahren, in Jelinek, Insolvenz- und Wirtschaftsstrafrecht
[1987] 25, 40). Es wird demnach den einzelnen Konkursgläubi-
gern das Recht zugestanden, ihren jeweiligen Quotenschaden,
das heißt ihren Anteil am Gemeinschaftsschaden, gegenüber dem
Masseverwalter einzuklagen. Diese Auffassung bringt jedoch den
Nachteil mit sich, dass es unter Umständen zu einer Vielzahl von
Prozessen käme, der nur durch eine Verfahrensverbindung begeg-
net werden könnte; zudem wird sich die Bezifferung des Schadens
im Einzelfall erheblich schwierig gestalten.

Wie in der gegenständlichen, hat der OGH bereits in mehreren
früheren Entscheidungen (auch) die Ansicht vertreten, der Gemein-
schuldner könne nach Konkursaufhebung Schäden, die ihm aus
einer unzweckmäßigen Verwaltungstätigkeit entstanden sind,
selbst im Klagewege geltend machen (EvBl 1966/99; SZ 17/44;
SZ 47/84 = EvBl 1975/138). Es wurde demnach dem Gemein-
schuldner die Klagslegitimation für Schäden zugestanden, die

während des Konkursverfahrens eingetreten sind und zu einer
Verringerung des gemeinschaftlichen Befriedigungsfonds geführt
haben, demnach Gemeinschaftsschäden darstellen.

Diese Auffassung widerspricht auf das Heftigste dem Grundsatz
der par conditio creditorum; zudem fehlt es dem Gemeinschuldner
als (in der Regel) bloß mittelbar Geschädigtem – wie bereits ange-
sprochen – an der erforderlichen Klagslegitimation. Die gleichmä-
ßige Befriedigung aller Konkursgläubiger stellt ein Hauptziel des
Konkursverfahrens dar, so dass es nicht einsichtig ist, warum die
Ersatzansprüche für einen Schaden, der während eines anhängi-
gen Konkurses der Gesamtheit der Gläubiger zugefügt wurde und
demnach ihre Befriedigungschance im Konkurs verringert oder
überhaupt vereitelt hat, nach Konkursaufhebung dem Gemein-
schuldner zustehen sollen. Allein die Tatsache, dass der Gemein-
schuldner mit Konkursaufhebung wieder die Verfügungsbefugnis
über sein Vermögen erlangt, rechtfertigt es meines Erachtens nicht,
ihm die Aktivlegitimation für einen derartigen Schadenersatzpro-
zess einzuräumen. Denn selbst bei Obsiegen des Gemeinschuld-
ners, kommt das Vermögen, nicht, wie es eigentlich nach konkurs-
rechtlichen Prinzipien sein sollte, den primär geschädigten frühe-
ren Konkursgläubigern anteilig zugute, sondern fällt es dem Ge-
meinschuldner zu. Da nach Aufhebung des Konkurses das gemein-
schuldnerische Vermögen wieder dem exekutiven Zugriff seiner
Gläubiger unterliegt, steht es sämtlichen Gläubigern offen, also
nicht nur „Alt-Gläubigern“, sondern auch „Neu-Gläubigern“ ge-
gen den früheren Gemeinschuldner Exekution zu führen. Es gilt das
Prinzip „first come – first serve“, was genau das Gegenteil der im
Konkurs angestrebten alle Gläubiger anteilig befriedigenden Ge-
neralexekution darstellt.

Zu Recht wurde daher ausgehend von der deutschen Lehre (vgl nur
Kilger/K. Schmidt 16 § 166 Anm 1c) die Auffassung vertreten, es
wäre am zweckdienlichsten und mit den Konkurszielen am ehes-
tens vereinbar, in einem derart gelagerten Fall einen neuen Masse-
verwalter zu bestellen, der den Schadenersatzanspruch gegen den
ursprünglichen Masseverwalter geltend macht. Das durch die Pro-
zessführung erlangte Vermögen könnte dann im Rahmen einer
Nachtragsverteilung (§ 138 KO) an die ursprünglichen Konkurs-
gläubiger ausgeschüttet werden (so bereits Lehmann, Kommentar
zur österreichischen KO, AO und AnfO [1916] I 537; Hierzen-
berger/Riel in Konecny/Schubert §§ 81, 81a Rz 32; Chalupsky/
Duursma-Kepplinger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 213f).
Auf diese Weise würde dem Gleichbehandlungsprinzip Rechnung
getragen. Gegen eine Heranziehung dieser Vorschrift spricht auch
nicht die Wendung „nach der Schlussverteilung (. . .) zum Vor-
schein gekommenes Vermögen“. Diese Wortwahl in der Über-
schrift darf nicht dahingehend ausgelegt werden, dass die fragli-
chen Vermögenswerte zum Zeitpunkt der Schlussverteilung noch
nicht bekannt sein durften, sondern vielmehr, dass sie zu diesem
Zeitpunkt noch nicht realisiert waren. Dass eine Schadenersatz-
forderung Vermögen im Sinne von § 138 KO darstellt, ist meines
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Erachtens unzweifelhaft, bezieht sich § 138 KO doch nicht aus-
schließlich auf Barvermögen.

Der eben dargestellten Auffassung wird zwar von der Praxis entge-
gengehalten, dass sie zu einem unverhältnismäßigen Aufwand
führt und zudem der Masse bzw dem neuen Masseverwalter Pro-
zesskostenhilfe für die Klage gewährt werden müsste, doch ist dies
meines Erachtens keine taugliche Begründung dafür, ein solches
Vorgehen schon grundsätzlich abzulehnen, umso mehr als im ge-
genständlichen Rechtsstreit der klagende Gemeinschuldner eben-
falls Verfahrenshilfe beantragt und auch erhalten hat, somit diesel-
ben „Prozesskostenhilfe-Kosten“ entstanden sind, als hätte man der
Masse respektive dem Masseverwalter Prozesskostenhilfe ge-
währt.

Zur Illustration, der hier vertretenen Auffassung, dem Gemein-
schuldner fehle zur Geltendmachung eines wie in der zugrunde lie-
genden Entscheidung eingeklagten Schadens die dafür erforderli-
che Stellung eines unmittelbar Geschädigten soll nachstehendes
Beispiel dienen:

Man stelle sich vor, dass trotz der zu früh oder überhaupt zu
Unrecht erfolgten Unternehmensschließung ein Zwangsausgleich
möglich gewesen und erfolgt wäre. Dies hätte die Entschuldung
des Gemeinschuldners zur Folge gehabt. Welcher direkte Scha-
den wäre diesfalls dem Gemeinschuldner entstanden? In der Regel
wohl keiner: die mangels Schädigung durch den Verwalter grö-
ßere Masse wäre in Form einer eine höheren Quote den Konkurs-
gläubigern zugute gekommen, eine Ausfolgung an den Gemein-
schuldner wäre keinesfalls erfolgt. Die Konkursgläubiger hätten
aber auch in diesem Fall einen Quotenschaden erlitten. An einen
zusätzlichen – vom Quotenschaden der Konkursgläubiger ver-
schiedenen – Sanierungsschaden des Gemeinschuldners wäre
allenfalls dann zu denken, wenn das Unternehmen durch eine Fort-
führung zu retten gewesen wäre und der Gemeinschuldner durch
die pflichtwidrige Schließung so um seine künftige Erwerbsquelle
gebracht worden wäre (man denke neben dem Verlust des Unter-
nehmens auch an den konkursbedingten Verlust der Gewerbe-
berechtigung oder Löschung aus der Liste eines der freien Berufe).
Dies war jedoch nicht Kern des Vorbringens des Gemeinschuld-
ners im konkreten Fall.

5. Entlastung des Masseverwalters:

Die Genehmigung der Rechnungslegung des Masseverwalters ge-
mäß § 122 KO durch das Konkursgericht hebt nach hL und Rsp
dessen Haftung nicht auf – sie habe demnach keine Entlastungswir-
kung (Bartsch/Pollak3, Kommentar zur KO, AO und AnfO [1937]
I 563f; Wegan, Österreichisches Insolvenzrecht [1973] 110;
Welser in Jelinek, Insolvenz- und Wirtschaftsstrafrecht 40; Hierzen-
berger/Riel in Konecny/Schubert §§ 81, 81a Rz 34; JBl 1959,
416; EvBl 1997/8 = ZIK 1997, 63; aA Lehmann I 653; Petschek/
Reimer/Schiemer, Das österreichische Insolvenzrecht [1993] 172,
517; Shamiyeh, Haftung 241ff mwN; Löbl, Die Überwachung der

Geschäftsführung des Masseverwalters im regulären Konkurs, Lin-
zer Dissertationsschrift [1999] 43; Chalupsky/Duursma-Kepplin-
ger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 219ff). Auch habe die
Legung der Schlussrechnung habe den Beginn der Verjährung zur
Folge (so etwa Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert §§ 81,
81a Rz 34); vielmehr seien die allgemeinen Regeln heranzuzie-
hen. Zur Begründung dessen wird insbesondere der in § 122
Abs 2 KO normierte Rechtsmittelausschluss herangezogen, woraus
sich ableiten lasse, dass der Genehmigung der Rechnung des Mas-
severwalters durch das Konkursgericht keine materielle Rechtskraft
zukomme (Bartsch/Pollak3 I 563f).

§ 122 Abs 2 KO besagt jedoch bloß, dass das Konkursgericht
nach Vornahme der erforderlichen Erhebungen unter Ausschluss
des Rechtsweges entscheidet. Dies bedeutet allerdings nur, dass
kein Zivilgericht gegen die Entscheidung über die Rechnungsle-
gung angerufen werden kann. Dass ein Rekurs gegen den Geneh-
migungsbeschluss ebenfalls unzulässig wäre, ergibt sich aus
§ 122 Abs 2 KO hingegen nicht (so bereits Chalupsky/Duursma-
Kepplinger in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 219ff). Gegen
den die Rechnung des Masseverwalters genehmigenden Beschluss
des Konkursgerichts ist daher zwar ein Rekurs möglich, nicht je-
doch eine anschließende Klage auf Ersatz eines Gemeinschafts-
schadens bei einem Zivilgericht (Chalupsky/Duursma-Kepplinger
in Bartsch/Pollak/Buchegger § 81 Rz 221). Hinsichtlich aller vom
Konkursgericht im Rahmen seiner Prüfungspflicht geprüften bezie-
hungsweise zu prüfenden Posten der Rechnungslegung kommt es
im Fall einer Genehmigung durch das Gericht zu einer Entlastung
des Masseverwalters, was zur Folge hat, dass diesbezüglich keine
Schadenersatzansprüche mehr gegen ihn geltend gemacht wer-
den können.

Henriette-Christine Duursma-Kepplinger

Gebühren- und Steuerrecht
Klaglosstellung vor VfGH via § 48 BAO-Bescheid –
Gesetzprüfungsverfahren zu § 102 Abs 2 Z 2 EStG

vorerst verhindert!

7859

§ 86 VfGG; §§ 48, 294, 295 BAO

1. Bescheide gem § 48 BAO, die nachträglich
für bestimmte Einkommensteuerveranlagungen
Rechtsfolgen anordnen, die zu neuen dem Be-
gehren des Bf Rechnung tragenden Einkommen-
steuerbescheide führen, bewirken eine mate-
rielle Klaglosstellung, die vor dem VfGH eine
Verfahrenseinstellung nach § 86 VfGG bedingt.
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2. Bescheide, die keine fortdauernden Wirkun-
gen anordnen, sind einer Abänderung nach
§ 294 Abs 1 lit a BAO nicht zugänglich.

3. Die Abänderungsmöglichkeit nach § 294
Abs 1 lit b (!) BAO steht einer Klaglosstellung
nach § 86 VfGG keinesfalls entgegen.

VfGH 13. 3. 2002, B 2299/00 ua

Sachverhalt:

Die in D ansässigen Bf sind – als Kommanditisten einer österrei-
chischen KG – in Ö beschränkt steuerpflichtig. Mit im Instanzenzug
ergangenen B der FLD Vlbg v 7. 11. 2000 wurden bei der Ermitt-
lung der Einkommensteuer für die Jahre 1993 bis 1995 die von
der KG in den Jahren 1990 bis 1992 erlittenen Verluste nicht zum
Abzug zugelassen, obwohl auch in D der Abzug der Verluste nicht
geltend gemacht werden konnte. Gegen diese B richten sich die
vorliegenden, auf Art 144 B-VG gestützten Beschwerden an den
VfGH. Mit Schreiben vom 11. 1. 2002 übermittelte der BMF zwei
auf § 48 BAO gestützte B vom selben Datum, mit denen – im
Ergebnis dem Antrag der Bf Rechnung tragend – der Abzug der
erlittenen Verluste angeordnet wird, weshalb der BMF die Ansicht
vertritt, dass die Bf materiell klaglos gestellt seien und beantragt,
die Beschwerde als gegenstandslos geworden zu erklären und das
Verfahren einzustellen.

Spruch:

Gegenstandsloserklärung der Beschwerden gem § 86 VfGG und
Verfahrenseinstellung.

Aus den Gründen:

In den vorliegenden Beschwerdesachen wurden zwar nicht die
beim VfGH bekämpften Bescheide behoben, die Bf sind aber
durch die bekämpften Bescheide, mit denen die Einkommensteuer
für 1993, 1994 und 1995 ohne Abzug der Verluste festgesetzt
wurde, nicht mehr beschwert, weil inzwischen der BMF – den Ab-
zug der Verluste anordnende – Bescheide gem § 48 BAO erlassen
hat, aufgrund deren für die betreffenden Jahre vom FA Bregenz mit
1. 2. 2002 neue Einkommensteuerbescheide erlassen wurden.
Entgegen der Auffassung der Bf ist dadurch eine materielle Klag-
losstellung eingetreten: Im Unterschied zum Erk VfSlg 8780/1980
(und ebenso zu VfSlg 9078/1981) wurden hier keine (Dauerwir-
kung entfaltenden) Nachsichtsbescheide, sondern Bescheide gem
§ 48 BAO erlassen, die Rechtsfolgen nur für bestimmte Einkom-
mensteuerveranlagungen anordnen. Bescheide, die keine fortdau-
ernden Wirkungen anordnen, sind aber von vornherein einer Ab-
änderung nach § 294 Abs 1 lit a BAO nicht zugänglich (die Abän-
derungsmöglichkeit nach lit b würde einer Klaglosstellung keines-
falls entgegenstehen). Im Übrigen wären bei einem allfälligen Aus-

scheiden der auf § 48 BAO gestützten Bescheide aus dem Rechts-
bestand auch die darauf gestützten Einkommensteuerbescheide
(neuerlich) abzuändern (§ 295 BAO), womit sich für die Bf die
Möglichkeit ergäbe, die neuen Bescheide zum Gegenstand einer
Anfechtung zu machen.

Anmerkung:

1. § 48 BAO ist wegen seines weiten und kaum determinierten
Ermessens (das BMF kann jeweils ganz oder teilweise von der
österreichischen Steuer freistellen oder ausländische Steuer anrech-
nen) wiederholt kritisiert worden. Zuletzt vermutete die Primarolo-
Gruppe der EU die Möglichkeit eines unbotmäßigen Feilschens
zwischen Abgabepflichtigen und Behörde und kritisierte, dass
§ 48 BAO eine Freistellung auch bei Null- oder Niedrigbesteue-
rung im anderen Staat erlaubt (siehe Code of Conduct-Bericht,
Press Release des Rates vom 29. 2. 2000, Nr 4901/99, Code
EAM009). Um der Kritik der EU Rechnung zu tragen, arbeitet das
BMF nunmehr zwar eine VO aus, die eine nähere Determinierung
der Ermessensübung bringen soll, mE kann aber letztlich nur eine
lückenlose Publikation der § 48 BAO-Bescheide in anonymisierter
Form eine rechtsstaatlich befriedigende Lösung bringen, die im In-
teresse der Gleichmäßigkeit der Besteuerung eine ausreichende
Überprüfbarkeit dieses weit reichenden Einzelfallkorrektivs sicher-
stellt. Da es eine solche Veröffentlichungspflicht derzeit nicht gibt
und der idR glückliche Bescheidadressat von Begünstigungsmaß-
nahmen über § 48 BAO diese selbst kaum anficht, erlaubt die vor-
liegende Sachkonstellation einen seltenen Einblick in die Ermes-
senspraxis des BMF.

2. Die Begründung des BMF für den Einsatz der „Trägerrakete“
des § 48 BAO, über die plötzlich großzügige Verlustvorträge
praeter legem zugelassen werden, wird im Erk zwar nicht
genannt, Hintergrund des Einlenkens des BMF dürften aber nach
der Sachverhaltsschilderung des VfGH verfassungsrechtliche Ein-
wände der Bf gegen § 102 Abs 2 Z 2 EStG gewesen sein. Dieser
erlaubt lediglich einen Abzug von Vorjahresverlusten aus öster-
reichischen Betriebsstätten „insoweit“, „als er die nicht der be-
schränkten Steuerpflicht unterliegenden Einkünfte überstiegen hat“.
MaW: Primär soll der Ansässigkeitsstaat und nicht der Betriebsstät-
tenstaat die Verluste berücksichtigen, letzteren soll nur eine Art
„Ausfallshaftung“ treffen, wenn der Steuerpflichtige insgesamt
weniger verdient hat, als die österreichischen Verlustvorträge aus-
machen. Kritisiert wird an dieser Bestimmung, dass sie zu einer
doppelten Nichtverwertung des Verlustvortrages führen kann: dies
insb dann, wenn der Ansässigkeitsstaat – so wie in dem Beispiel
offenbar Deutschland – die Freistellungsmethode derart anwendet,
dass er nicht nur positive, sondern auch negative Einkünfte als
„befreit“ und daher von ihm nicht zu berücksichtigen ansieht. Dies-
falls ist die Annahme einer Verlustverwertung im Ansässigkeitsstaat
in § 102 EStG nämlich reine Fiktion (seit der Judikaturwende in Ö
durch 99/14/0217, AnwBl 2002, 285ff berücksichtigt Ö im zum
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vorliegenden SV umgekehrten Fall – also wenn Ö Ansässigkeits-
staat ist – nunmehr zwar ganz im Sinne des hinter § 102 Abs 2 Z 2
EStG stehenden Gedankens auch ausländische Verluste, durch
den vom VwGH gleichzeitig geschaffenen Nachversteuerungstat-
bestand sollen die Verluste aber letztlich nach wie vor doch beim
Quellenstaat hängen bleiben, womit hier weiterhin eine Asymme-
trie im österreichischen Recht besteht).

4. Wenn diese mögliche Doppelnichtverwertung von Verlustabzü-
gen nun tatsächlich verfassungswidrig sein sollte, ist eine solche
strukturelle Verfassungswidrigkeit nicht über Einzelfallkorrektiva
wie § 48 BAO beseitigbar (siehe etwa kürzlich VfGH G 11/02,
AnwBl 2002, 596ff). Das BMF hätte daher im Interesse der Steu-
ergleichheit einem Gesetzesprüfverfahren keine verfahrensrechtli-
chen Hindernisse in den Weg stellen dürfen, sondern vielmehr eine
möglichst rasche Klärung unterstützen müssen. Die gegenständlich
gewählte Ermessensübung erscheint daher äußerst fragwürdig.
Das Ziel der Vermeidung eines Gesetzprüfungsverfahrens und
einer offenbar befürchteten schmerzhaften Rechtsbereinigung
wäre jedenfalls keine ausreichende Ermessensbegründung für die
Erlassung von § 48 BAO Bescheiden! Die Vorgehensweise des
BMF deutet auf eine Schwäche bei der Verteidigung des § 102
Abs 2 Z 2 EStG hin und sollte daher rechtlichen Angriffen vor dem
VfGH neuen Auftrieb geben.

5. Der Einsatz von § 48 BAO-Bescheiden als Mittel zur Klag-
losstellung im VfGH-Verfahren ist aber auch verfahrensrechtlich in-
teressant. Das VfGG enthält zwar keine Definition der Klaglos-
stellung, auf Basis des Arguments eines vom Gesetzgeber bereits
vorgefundenen Begriffsbildes und der Anordnung der subsidiären
Anwendung der ZPO in § 35 VfGG kann aber auf die zivilprozes-
suale Umschreibung zurückgegriffen werden (Schwarze, ZfV
1984, 2), die diese als „unbedingte Erfüllung des gesamten Klage-
begehrens“ (Fasching, ZPO III, 1966, 660) definiert. Als „Klage-
begehren“ nimmt die Rsp des VfGH dabei entsprechend der Natur
eines Kassationsverfahrens grundsätzlich nur den Antrag auf Auf-
hebung des Bescheides (formelle Klaglosstellung) an, die Gewähr
der Erfüllung des materiellen Anspruchs (materielle Klaglosstellung)
sei nicht erforderlich (Schwarze, ZfV 1984, 2 mwN). Sie ist aber
andererseits sehr wohl ausreichend für eine Verfahrenseinstellung
(zB VfGH 11. 6. 2001, B 1812/00; 26. 2. 1990, B 890/89 =
VfSlg 12254). Auch die „Unbedingtheit“ findet sich in der Rsp des
VfGH: So hat dieser ein behördliches Entgegenkommen via Nach-
sichtsbescheide nicht als klaglosstellend anerkannt, „weil der
Nachsichtsbescheid aus den Gründen des § 228 WAO [entspricht
§ 294 BAO, Anm] zurückgenommen werden könne und der Abga-
benbescheid damit wieder wirksam würde“ (VfSlg 9078/1981;

8780/1980) – ohne dann noch vor den Höchstgerichten ange-
fochten werden zu können.

5. Gerade diese Sorge hegten die Bf aber auch im vorliegenden
Fall. Der VfGH wies demgegenüber auf § 295 Abs 3 BAO hin, der
bei einer Aufhebung der § 48 BAO-Bescheide bei den darauf auf-
bauenden Einkommensteuerbescheiden zu einem (neuerlichen)
Änderungsautomatismus führen würde (vgl Ellinger/Iro/Kramer/
Sutter/Urtz BAO3 § 295 Anm 19). Diese geänderten Bescheide
könnten dann von neuem bis an den VfGH herangetragen werden.
Insofern besteht zweifelsfrei ein dogmatischer Unterschied zur
Situation der Nachsicht nach § 236 BAO, die ja nicht via § 295
BAO zur Änderung der betroffenen Abgabenbescheide oder gar
deren Ausscheiden aus dem Rechtsbestand führt, sondern lediglich
zu diesen hinzutritt und die Einhebung verhindert.

6. Dennoch ergibt sich aus den Aussagen des VfGH in diesem Erk
bei näherer Analyse auch die Notwendigkeit des Überdenkens der
Rsp zur Nachsicht als materieller Klaglosstellung, auch wenn der
VfGH selbst im Erk ausdrücklich den Unterschied zwischen § 48
BAO- und Nachsichtbescheiden betonte. Der VfGH hat nämlich
obiter dictu zum einen gemeint, die Aufhebungsmöglichkeit nach
§ 294 Abs 1 lit b BAO stehe der Annahme einer materiellen Klag-
losstellung nicht entgegen. Diese Differenzierung zwischen den
Änderungsgründen nach lit a und lit b ist gegenüber dem Pauschal-
verweis auf § 294 BAO in den vom VfGH zitierten Vorerk zur
Nachsicht (s Rz 4) neu. Als entscheidendes Hindernis für eine ma-
terielle Klaglosstellung erachtet der VfGH somit offenbar nur die
Widerrufsmöglichkeit nach § 294 Abs 1 lit a BAO. Diese müsste
allerdings bei Nachsichtsbescheiden idR ebenfalls ausscheiden,
wenn man auch die zweite Obiter-dictu-Aussage des VfGH im vor-
liegenden Erk ernst nimmt, wonach „Bescheide, die keine fortdau-
ernden Wirkungen anordnen“, einer Abänderung nach § 294
Abs 1 lit a BAO nicht zugänglich sind: Zwischen Bescheiden, die
die Abgaben gewisser Steuerperioden nachsehen und den gegen-
ständlichen § 48 BAO-Bescheiden besteht nämlich von deren „fort-
dauernden Wirkungen“ her wohl kein Unterschied. Damit gäbe es
aber auch bei Nachsichtsbescheiden keine die materielle Klaglos-
stellung verhindernde Aufhebungsgefahr aufgrund § 294 BAO
mehr, die der VfGH ja bisher als Grund für deren Untauglichkeit
als materieller Klaglosstellung einwandte!

7. Verfahrenskosten hat der VfGH übrigens den Bf keine zuge-
sprochen, weil für die Anwendung des § 88 VfGG nach stRspr
eine bloß materielle Klaglosstellung nicht ausreichend ist (vgl die
bei Öhlinger/Hiesel, Verfassungsgerichtsbarkeit2 zu § 88 VfGG
zitierte Jud sowie Schwarzer, ZfV 1984, 10f).

Franz Philipp Sutter
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gaberecht

Juristische Blätter
11, 681. Adamovic, Franz Michael:

Das Bewegliche System in der Recht-
sprechung

703. Bydlinski, Peter: (Form-)Fragen
bei der Kaduzierung von GmbH-
Geschäftsanteilen (§ 66 GmbHG)

Medien und Recht
5, 279. Rami, Michael: Zum Rechts-

schutz bei Änderungen des Sinnge-
haltes der Gegendarstellung

314. Korn, Stefan: Tragbarer Kas-
settenspieler, Walky oder doch Walk-
man? Das Herabsinken einer Marke
zur gebräuchlichen Bezeichnung
nach der Walkman II-Entscheidung
des OGH

340. Stomper, Bettina: Markenrecht-
liche Aspekte bei Meta-Tags. Benut-
zungshandlung und Fair Use

Neue Juristische Wochenschrift
49, 3577. Calliess, Christian: Kohärenz

und Konvergenz beim europäischen
Individualrechtsschutz. Der Zugang
zum Gericht im Lichte des Grund-
rechts auf effektiven Rechtsschutz

3583. Koenig, Christian und Ulrike
Steiner: Die Vereinbarkeit nachver-
traglicher Wettbewerbsverbote mit
der Arbeitnehmerfreizügigkeit des
EG-Vertrags

Der österreichische Amtsvormund
168, 152. Karazman-Morawetz, Inge

und Christa Pelikan: Erwartungen zur
Implementierung der gemeinsamen
Obsorge in Österreich

157. Raschauer, Bernhard: Zur
Rechtsstellung der freien Jugendwohl-
fahrtsträger

Österreichische Juristen-Zeitung
17, 621. Hauer, Andreas: Der Aus-

schluss der aufschiebenden Wirkung
im Anlagengenehmigungsverfahren

628. Böhm, Peter und Lydia Fuchs:
Zum Eintritt der Rechtskraft und der
zivilrechtlichen Wirkungen des Ehe-
scheidungsbeschlusses

636. Swoboda, Ernst: Fotorechte im
Wandel der Zeit(ung)

18, 661. Pfersmann, Hans: Bemerkens-
wertes aus der SZ 72/I

19, 701. Paulus, Christoph G.: Ein recht-
lich geordnetes Insolvenzverfahren für
Staaten

711. Leitner, Max: Ist das vollstän-
dige Ende der geltungserhaltenden
Reduktion gekommen?

718. Venier, Andreas: Eine Alter-
native zu einem Strafverfahren gegen
juristische Personen

Österreichische Notariats-Zeitung
10, 289. Schön, Erwin: Entgeltforderun-

gen von Kindern für die im elterlichen
Unternehmen „unentgeltlich“ erbrach-
ten Leistungen

294. Winklhofer, Manfred: Lebens-
partnerschaft – Liberalisierung des
Ehegüterrechts
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Österreichische Steuer-Zeitung

22, 578. Prodinger, Christian: Eigenver-
brauchsbestimmung beim PKW-Lea-
sing und EU-Recht

580. Mack, Dieter: Familiensteuer,
Familienbeihilfe und Verfassungsge-
richtshof

587. Fischerlehner, Johann: Der
Konkursantrag durch das Finanzamt.
Rechtsentscheidung oder Willkür?

23, 602. Thiele, Clemens: Steuerliche
Aspekte der Rechtsnachfolge bei
Werkschöpfern

Österreichisches Recht
der Wirtschaft

11, 642. Horak, Michael: Neues zur
E-Mail-Werbung

646. Grassl-Palten, Eva: Rechts-
schutzversicherung: Darf die freie
Anwaltswahl etwas kosten?

651. Gärtner-Nietl, Petra und Tho-
mas Haberer: Zwangsversteigerun-
gen von Liegenschaften nach der
EO-Novelle 2000: Ein paar „Erinne-
rungen“ für die Praxis

665. Geist, Reinhard: Begleitung
sterbender und schwerst erkrankter
Angehöriger: Gesetzliche Neurege-
lungen

697. Ritz, Christoph: Angehörige,
Befangenheit

Österreichisches Standesamt

11, 95. Vatter, Wolfgang: Die Apos-
tille, Wegbereiter einer globalen
Rechtsharmonisierung, 1. Teil

Das Recht der Arbeit

6, 455. Birk, Rolf: Neuere Entwicklun-
gen des europäischen Arbeitsrechts

461. Mosler, Rudolf: Beschäftigung
nach Bedarf – arbeitsrechtliche Gren-
zen der flexiblen Teilzeitarbeit

Wirtschaftsrechtliche Blätter
11, 485. Klein, Christoph: Arbeitsrecht-

liche Probleme der Abfertigungs-
reform

496. Klauninger, Johannes: Die
Gaswirtschaftsgesetz-Novelle 2002

Zeitschrift der unabhängigen
Verwaltungssenate
3, 7. Pesendorfer, Wolfgang: Die

UVS als Berufungsbehörden gem
§ 67h AVG (idF des Verwaltungs-
reformgesetzes 2001

11. Bußjäger, Peter: Die neuen Zu-
ständigkeiten der UVS – eine Analyse
der Konsequenzen für den Rechts-
schutz im Verwaltungsrecht

Zeitschrift für Arbeitsrecht
und Sozialrecht
6, 161. Janka, Monika und Gert Wal-

lisch: Arbeitnehmerschutz und Koordi-
nation. Inhalt und Umfang des § 8
ASchG

165. Risak, Martin E.: Kollektive
Rechtssetzung auch für Nicht-Arbeit-
nehmer?

173. Graf, Caroline: EU-Insolvenz-
verordnung und Arbeitsverhältnis

Zeitschrift für das gesamte
Familienrecht
22, 1521. Henrich, Dieter: Zur Zukunft

des Güterrechts in Europa

Zeitschrift für Rechtsvergleichung,
Internationales Privatrecht
und Europarecht
5, 163. Berger, Karoline, Georg Eckert

und Kristoffel Grechenig: Regelungs-
schwerpunkte der Minderheitsvertre-
tung im Aufsichtsrat aus rechtsverglei-
chender Sicht

176. Schurr, Francesco A.: Um-
wandlung, Fusion und Spaltung von
Gesellschaften in der neuen italieni-
schen Rechtsprechung

185. Schwarzenegger, Peter: Zur
Gerichtszuständigkeit in Staatshaf-
tungssachen

Zeitschrift für Verkehrsrecht
10, 328. Aufner, Michael: Neuerungen

im Luftfahrt-Haftpflichtrecht

Für Sie gelesen
■ Abfertigung neu BMVG. Von Sabine

Kristen / Winfried Pinggera / Rosema-
rie Schön. Kurzkommentar für die Pra-
xis, Verlag Österreich, Wien 2002,
327 Seiten, br, E 54,–.

Dies ist der erste Kommentar, der zum
BMVG – besser bekannt unter Abfertigung
neu – erschienen ist. Die Autoren, Dr. Sa-
bine Kristen, Dr. Winfried Pinggera sowie
Dr. Rosemarie Schön, waren in den jewei-
ligen Kabinetten bei der Schaffung des
Gesetzes beteiligt. Vorausgeschickt muss
werden, dass dieser Kommentar, der sich
selbst als Kurzkommentar versteht, nicht
nur die arbeits- und sozialversicherungs-
rechtlichen Probleme ausführlich behan-
delt, sondern, was in diesem Zusammen-
hang von erheblicher Bedeutung ist, auch
die abgabenrechtlichen Fragen. Diese bei-
den Bereiche sind auf den Seiten 47ff aus-
führlich kommentiert, und es ist anzu-
merken, dass unter Heranziehung der Ent-
stehungsgeschichte dieses Gesetzes diese
Kommentierung ein praktischer Leitfaden
ist.

Schon aus eigenem Interesse sollte in
jeder Rechtsanwaltskanzlei das Buch von
Kristen/Pinggera/Schön zu finden sein.

Wolf-Georg Schärf

■ Angestelltengesetz mit „Abfertigung
neu“. Von Robert Dittrich / Helmut
Tades. 22. Auflage. Verlag Manz,
Wien 2002. XIV, 532 Seiten, br,
E 69,–.

Druckfrisch war sie da, die 22. Auflage
des Angestelltengesetzes, Manz-Verlag,
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als dem bedauernswerten Verlag am
8. 10. 2002 mit BGBl I 2002/158 eine
Änderung des Betrieblichen Mitarbeiter-
vorsorgegesetzes ins Haus flatterte, so
dass ein Ergänzungsblatt beigelegt
werden musste! Dieses Gesetz befindet
sich im Anhang auszugsweise, ebenso
wie das AVRAG, das Dienstnehmerhaft-
pflichtgesetz, auszugsweise das Mutter-
schutzgesetz, das Urlaubsgesetz und aus-
zugsweise das Väterkarenzgesetz.

Gerade im Betrieblichen Mitarbeitervor-
sorgegesetz liegt aber jene Neuerung,
welche die 22. Auflage notwendig
machte: nämlich die „Abfertigung neu“.

Insgesamt wurden in dieser 22. Auflage
rund 300 neue Entscheidungen verar-
beitet, so dass auch die übrigen, auf den
letzten Novellierungsstand gebrachten
Gesetze mit aktuellster Judikatur ausgestat-
tet sind.

Erstaunliche Judikaturvermehrung fand ich
zur Fürsorgepflicht (§ 18) im Vergleich zur
ebenso erstaunlichen Nichtvermehrung
der Judikatur zur Entlassung.

Im Hinblick auf die „Abfertigung neu“ ist
jedenfalls eine das betriebliche Mitarbei-
tervorsorgegesetz beinhaltende Ausgabe
für den Arbeitsrechtler unerlässlich.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Der Zivilprozess zu Beginn des
21. Jahrhunderts, Vergangenheit, Ge-
genwart und Perspektiven, Festschrift
für Wolfgang Jelinek zum 60. Geburts-
tag. Hrsg von Daphne-Ariane Simotta.
Verlag LexisNexis-ARD-ORAC, Wien
2002. 344 Seiten, geb, E 50,–.

Wolfgang Jelinek, Vorstand des Instituts
für Österreichisches und Internationales Zi-
vilgerichtliches Verfahren, Insolvenzrecht
und Agrarrecht an der Universität Graz,
feierte am 27. Juni 2002 seinen 60. Ge-
burtstag. Der Jubilar, Sohn eines Rechtsan-
walts und Schüler Faschings, war nicht nur
als Richter tätig, sondern betreute auch in
der Legislativabteilung des Bundesministe-
riums für Justiz das Konkurs-, Ausgleichs-

und Anfechtungsrecht sowie das Zivilpro-
zessrecht, das er überdies seit 1978 als
Ordinarius an der Universität Graz lehrt
und zu dem er mit zahlreichen wissen-
schaftlichen Veröffentlichungen hervorge-
treten ist.

Der Kreis jener 21 in- und ausländischen
Autoren, die Jelinek mit der vorliegenden
Festschrift würdigen, ist so vielfältig, wie
dies dem juristischen Wirken des Geehr-
ten entspricht. Deren Beiträge, die den un-
terschiedlichsten Aspekten des zivilgericht-
lichen Verfahrens und des Insolvenzrechts
gewidmet werden, sind gerade jetzt für
uns Rechtsanwälte von besonderem Inte-
resse:

Denn mit 1. 1. 2003 tritt die Zivilverfah-
rensnovelle 2002 (BGBl I 2002/76 vgl
dazu die kurze Übersicht in AnwBl 2002,
500) in Kraft und mit ihr einige Bestimmun-
gen, die uns – als in erster Linie betroffene
Anwender der zivilverfahrensrechtlichen
Vorschriften – einiges abfordern werden.
Es gilt, dem Bemühen des Gesetzgebers,
den Rechtsschutz einzuschränken (zB
durch § 273 Abs 2 ZPO idF der Novelle
2002), oder der Schnelligkeit des Verfah-
rens vor der inhaltlichen Richtigkeit der
Entscheidungen den Vorrang einzuräumen
(zB durch das erweiterte Mahnverfahren
und die verschärften Präklusionsvorschrif-
ten) so zu begegnen, dass den von uns
Vertretenen gerichtlicher Rechtsschutz
auch in jenem Ausmaß zuteil wird, das in
einem Rechtsstaat selbstverständlich sein
sollte. Die in einigen Beiträgen zu dieser
Festschrift angestellten Überlegungen bie-
ten dazu wertvolle Anregungen und argu-
mentative Unterstützung.

Es würde den Rahmen dieser Buchbespre-
chung sprengen, wollte man alle Beiträge
in dieser Festschrift einzeln würdigen und
hervorheben. Exemplarisch sei auf fol-
gende Beiträge aufmerksam gemacht:

Die Arbeiten von Novak (Zivilprozess und
Gewaltentrennung), Kocher (Franz von
Zeiller und seine Vorstellungen über eine
Zivilprozessordnung) und Mayr (Gedan-
ken zur Reform der österreichischen Ge-

richtsorganisation) rufen jene rechtsstaat-
lichen Eckpfeiler unserer Zivilverfahrensge-
setze in Erinnerung, an welchen sich die
Auslegung dieser Gesetze orientieren
sollte.

Besonderes Augenmerk aus der Sicht der
Anwälte verdient der Beitrag von Willi-
bald Posch mit dem Titel: „Amerikanisie-
rung“ oder „Verwilderung der Sitten“? –
Divergenzen im materiellen Schadener-
satzrecht und im Internationalen Zivil-
verfahrensrecht als Ursachen für ein geän-
dertes Anwaltsverhalten: Posch äußert die
Sorge, dass – als Folge der Versuche, für
Ersatzansprüche von Hinterbliebenen der
Opfer der Kapruner Seilbahnkatastrophe
eine Grundlage für die Zuständigkeit eines
amerikanischen Bundesgerichts zu finden –
eine „Amerikanisierung“ auch des Verhal-
tens österreichischer Anwälte um sich grei-
fen könnte. Anzeichen dafür sieht Posch
darin, dass zB in Fortbildungsseminaren
für Anwälte die auf die Erzielung eines
möglichst günstigen Kompromisses ge-
richteten, alle denkbaren Druckmittel ex-
zessiv ausschöpfenden Aktivitäten eines
Ed Fagan angeblich als vorbildlich emp-
fohlen worden seien. Auch in der Klage
der Hinterbliebenen eines während des
Abschiebevorgangs unter überaus aufklä-
rungsbedürftigen Umständen verstorbenen
Afrikaners, der sich illegal in Österreich
aufgehalten hatte, auf Zahlung von
E 1 Mio Schmerzengeld und Schadener-
satz vor dem Hintergrund der österrei-
chischen Rechtsordnung sieht Posch ein
solches Anzeichen. Nach Ansicht von
Posch dürften jedoch selbst noch so tragi-
sche Umstände eines Falles uns Anwälte
nicht dazu veranlassen, das österrei-
chische Schadenersatzrecht und dessen
Anwendung für einseitig außer Kraft ge-
setzt zu erklären. Die Funktion des österrei-
chischen Anwalts als „Rechtsfreund“ im
Rahmen der österreichischen Zivilrechts-
und Zivilverfahrensrechtsordnung könne
nach Posch nur mit einer in Grenzen ge-
haltenen Anpassung der Schmerzengeld-
summen und vor allem mit einer globalen
Gerichtsstand- und Vollstreckungsordnung
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gewährleistet bleiben, die sich nach Posch
jedoch „keinesfalls als Oktroi US-amerika-
nischer Gerechtigkeitsvorstellungen dar-
stellen“ dürfe.
Einen sehr aufschlussreichen Überblick
über die derzeit im Bundesministerium für
Justiz laufenden Bemühungen, die „ge-
richtsnahe Mediation“ gesetzlich zu re-
geln, gibt Hopf in seinem Beitrag. Aus an-
waltlicher Sicht zu begrüßen ist der Um-
stand, dass Hopf dabei insbesondere der
Verpflichtung des Mediators zur strikten
Verschwiegenheit – also einer Verpflich-
tung, deren Einhaltung gerade wir Rechts-
anwälte als Mediatoren verlässlich ge-
währleisten – einen besonderen Stellen-
wert einräumt.
Schilcher tritt in seinem Beitrag mit beacht-
lichen Argumenten dafür ein, dass Ge-
richtssachverständige und Amtssachver-
ständige im Hinblick auf die Frage der
Amtshaftung gleichbehandelt werden
müssen. Nur wenn auch Gerichtssachver-
ständige im Rahmen der Amtshaftung für
ihre Tätigkeit einstehen müssen, kann der
derzeit bestehende Widerspruch zwischen
der „Beleihungsjudikatur“ des OGH, wo-
nach hoheitliche Hilfsfunktionen für eine
Organstellung regelmäßig ausreichen, ei-
nerseits und der bisherigen höchstgericht-
lichen Ablehnung einer Organstellung des
Gerichtssachverständigen wegen seiner
bloßen „Hilfsfunktion“ andererseits vermie-
den werden.
Im Bereich des Insolvenzrechts ist vor
allem der Beitrag von Burgstaller hervorzu-
heben, der einen ausgezeichneten Über-
blick darüber gibt, welches Recht für
Anfechtungen bei „grenzübergreifenden
Konkursen“ nach den jüngsten Bestimmun-
gen der Europäischen Insolvenzverord-
nung zur Anwendung kommt und welche
Gerichte für solche „internationale Anfech-
tungen“ zuständig sind. Der Beitrag von
H. Schumacher über die Pfandrechte in
der EU-Insolvenzverordnung liefert zu
diesem Thema eine interessante Ergän-
zung.
Für den Kautelarjuristen besonders interes-
sant sind der von Rechberger in seinem

Beitrag unternommene Versuch, die Chan-
cen und Risken der „freien“ – also außer-
gerichtlichen – Sanierung zu evaluieren,
und der – mit einem konkreten Formu-
lierungsvorschlag ergänzte – Beitrag von
Nitsche zur Insolvenzvorsorge in Gesell-
schaftsverträgen.

Klicka untersucht die Stellung des Frei-
handkäufers im konkursgerichtlichen Ge-
nehmigungsverfahren, Konecny widmet
sich dem Abschöpfungsverfahren und der -
Wahrscheinlichkeit der Restschuldbefrei-
ung. König prüft in seinem – für den Prakti-
ker sehr aufschlussreichen – Beitrag die
Frage, wann nach Zustellung einer Anfech-
tungsmitteilung die Titelklage eingebracht
werden muss, um noch als „unverzüglich“
zu gelten. Er regt an, hier die Begriffe aus
dem Bereich des Handelsrechts und des
Allgemeinen Zivilprozessrechts heranzu-
ziehen.
Krejci führt mit seinem Beitrag „Pacta sunt
incerta – Zur relativen Verbindlichkeit von
Verbrauchergeschäften“ deutlich vor Au-
gen, dass insbesondere die Bestimmungen
der §§ 3a und 25d KSchG zu einer
Abschwächung des Grundsatzes „Pacta
sunt servanda“ und damit zu einer „Desta-
bilisierung von Versprochenem“ im Be-
reich des österreichischen Rechts geführt
haben.
Marhold und Löschnigg prüfen die Frage,
ob Kollektivvertragsänderungen (in con-
creto die Änderung des Kollektivvertrags
für die Beschäftigten des Bundesamtes für
Zivilluftfahrt) zum Nachteil der Arbeitneh-
mer – auch ohne Zustimmung der Betroffe-
nen – möglich sind. Taucher behandelt in
seinem Beitrag Lohnsteuer und lohnabhän-
gige Abgaben im Zusammenhang mit dem
Insolvenzausfallgeld.
Die Herausgeberin der Festschrift,
Daphne-Ariane Simotta, erläutert die inter-
nationale Zuständigkeit bei Verfahren be-
treffend die elterliche Verantwortung für
die gemeinsamen Kinder der Ehegatten,
Schoibl widmet seinen Beitrag der Frage
der Sicherheitsleistung für Prozesskosten
im schiedsgerichtlichen Verfahren und
Deixler-Hübner bietet in ihrem Beitrag

zum „Schicksal außerprozessualer Auf-
wendungen“ fundierte Überlegungen zu
der (mit dem In-Kraft-Treten des Zinsrechts-
änderungsgesetzes nun freilich gesetzlich
geregelten) Frage der Ersatzfähigkeit von
Inkassokosten.

Diese Vielfalt der Beiträge aus den unter-
schiedlichen Bereichen des zivilgericht-
lichen Verfahrens und des Insolvenzrechts
bietet dem in der Praxis tätigen Juristen so-
mit eine „Fundgrube“ für wertvolle Anre-
gungen und argumentative Unterstützung
in der Praxis.

Der Rezensentin bleibt, dem Jubilar zu
seinem Geburtstag (nachträglich) zu gratu-
lieren, den Autoren für ihre Beiträge zu
danken und den Praktikern die Erweite-
rung ihrer Bibliothek um diese Festschrift
ans Herz zu legen.

Elisabeth Scheuba

■ Scheidung – Katastrophe oder Chance.
Ein Ratgeber. Von Susanne Beck/
Raimund Hora. Verlag Edition Va
Bene, Wien 2001, 264 Seiten, geb,
E 23,90.

Wenn Praktiker gute Fachbücher schrei-
ben, ist das für Praktiker immer erfreulich:
Hier haben die Richterin des Bezirks-
gerichtes Döbling, Mag. Susanne Beck,
und Rechtsanwaltskollege Dr. Raimund
Hora, ein Buch vorgelegt, das nicht nur für
Leute des Faches lesenswert ist: Auch etwa
für Klienten, für die sich eine „Rosenkrieg-
Situation“ am Horizont abzeichnet, ist das
Buch empfehlenswert, weil es weiterhilft.
Sowohl in praktischer Hinsicht, etwa durch
Kapitel „Was will ich mit dem Anwalt er-
reichen?“ oder „Was braucht der Anwalt
an Unterlagen?“, als auch psychisch: Es
wird die Problemstellung aufbereitet, der
Klient / die Klientin sieht an Kapiteln wie
„Wer sind die Opfer von Rosenkriegen?“
oder „Anlaßfälle für einen Rosenkrieg“,
dass es vergleichbare Schicksale auch an-
derswo gibt oder schon gegeben hat.
OLG-Richter Robert Fucik beschreibt in sei-
ner so treffenden Rezension in der „Rich-
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terzeitung“: „Die Autoren geben kom-
pakte, aber vollständige Information und
nahezu auf jeder Seite Stellungnahmen
von gelassenem Scharfblick und polemi-
schem Charme, sodass man geradezu von
einem Musterbeispiel des juristischen Info-
tainment reden könnte“.

Was das Buch außerdem so angenehm
macht: Der „vernünftige Rat“, der sich
durch das Buch zieht: Am Beispiel der – oft
überaus komplizierten – Unterhaltsrege-
lungen und -vereinbarungen. Allein die-
sem Thema sind mehr als 25 Seiten gewid-
met, die den richtigen Hinweis enthalten,
dass unendliche Schwierigkeiten vermie-
den werden können, wenn sich die schein-
bar ohnehin so gut verstehenden Prozess-
parteien nicht mit „Side-Letters“ oder ähnli-
chem Beiwerk versorgen und dann, wenn
sich die Beziehungen „zueinander kurze
Zeit später wieder eintrüben“, erst recht
vor einem Folgeprozess stehen. Das Kapi-
tel endet mit der treffenden Empfehlung
einer ausgewogenen und umsichtigen
Unterhaltsregelung, „die den tatsächlichen
wirtschaftlichen Gegebenheiten . . . ent-
spricht .... und keiner Ergänzungen und
Zusätze bedarf“ und die nicht so formuliert
ist, „daß man sie dem Scheidungsrichter
gar nicht zeigen kann“ (und daher die
unseelige Sideletter-Lösung überhaupt er-
wägt).

Das umfassendste Kapitel, gefolgt von
jenem über die „Scheidungsgründe“, ist
natürlich – versehen mit einem sehr
nachdenklich stimmenden Einleitungszitat
„eines Familienrichters“ auf Seite 163 –
den Kindern gewidmet.

Sehr hilfreich die Formularien- und Muster-
sammlung im Anhang (nach dem sehr
wichtigen sozialversicherungsrechtlichen
Ausflug über Krankenversicherung und
Pensionsversicherung) mit gar nicht so all-
täglichen Anträgen an das Bezirksgericht,
wie „Ausweisung eines nahen Angehöri-
gen aus der Wohnung“ oder „gesonderte
vorübergehende Wohnungsnahme“ und,
auf mehr als 30 Seiten, die Auflistung
wichtiger rechtlicher Entscheidungen so-
wie – auch für den Laien leicht nachles-

bar – die einschlägigen Gesetzesbestim-
mungen.

Dass das Mediationskapitel von Kollegin
Brigitte Birnbaum, der Vizepräsidentin der
Wiener Rechtsanwaltskammer, stammt, er-
freut zusätzlich, weil sie eine auf diesem
Gebiet ausgewiesene Expertin ist und da-
mit eine weitere Autorin aus dem Anwalts-
stand in diesem Ratgeber praxisgerechte
Hinweise liefert. Dem Allgemeinpraktiker,
wie dem Rezensenten, bringt das Buch viel
Neues; und vor allem Aktuelles; es liest
sich in seiner modernen Wortwahl passa-
genweise wie ein gut ankommendes
Magazin, ohne Fotos freilich, und mit dem
Unterschied, dass es trotz manchmal fast
salopp ankommender Sprache ungemein
detailliert recherchiert ist – was man an-
dernorts oft vermisst.

Harald Bisanz

■ Franchising: Franchising in Österreich,
2., aktualisierte und erweiterte Auflage,
von Christoph Liebscher/Alexander
Petsche. Verlag Lexis Nexis Orac Wirt-
schaftspraxis, Wien 2002. 240 Seiten,
brosch, Preis E 44,–

Gut 10 Jahre nach der ersten legt Chris-
toph Liebscher nunmehr gemeinsam mit
Alexander Petsche die zweite Auflage vor.
In dieser sind die neuesten, für das Fran-
chising in Österreich bedeutenden, Ent-
wicklungen eingearbeitet worden. Insbe-
sondere die neue EG-Gruppenfreistellungs-
verordnung, welche am 1. Juni 2000 in
Kraft getreten ist und für die Rahmenbedin-
gungen des Franchisesystems wesentlich
ist, aber auch die österreichische Verord-
nung, in Kraft getreten am 1. Juli 2000,
mit der erklärt wurde, dass nach österrei-
chischem Recht kein Grund zur Unter-

Indexzahlen 2002: Okt. Nov. Dez.

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 2000 (� 2000 = 100) 105,1 104,9 105,2*)

Großhandelsindex (� 2000 = 100) 101,2 100,7 101,1*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 110,6 110,4 110,7*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 144,6 144,3 144,8*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 224,8 224,4 225,0*)

Index der Verbraucherpreise 66 (� 1966 = 100) 394,5 393,8 394,9*)

Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 502,7 501,7 503,2*)

Verbraucherpreisindex II (� 1958 = 100) 504,3 503,3 504,7*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4416,9 4408,5 4421,1*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3806,7 3799,5 3810,3*)

Großhandelsindex (� 1996 = 100) 104,2 103,7 104,1*)

Großhandelsindex (� 1986 = 100) 108,7 108,2 108,6*)

Großhandelsindex (� 1976 = 100) 144,7 144,0 144,6*)

Großhandelsindex (� 1964 = 100) 241,0 239,8 240,7*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2350,8 2339,2 2348,5*)
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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sagung der Durchführung eines Franchise-
systems besteht, solange die Franchise-
verträge der neuen EG-Gruppenfreistel-
lungsverordnung entsprechen sowie die
Kartellgesetznovelle 2000 wurden berück-
sichtigt.
Einleitend wird die Entwicklung des Fran-
chising beleuchtet und die systematische
Positionierung in unserem Rechtssystem
dargestellt. Als erster Schwerpunkt wird
die für das Franchisesystem wesentliche
kartellrechtliche Beurteilung im Lichte des
österreichischen und des EU-Rechts vorge-
nommen. Mit großer Übersicht wurden
sämtliche aus den verschiedensten Rechts-
bereichen wesentlichen Elemente aufberei-
tet, die für den Aufbau eines Franchisesys-
tems und die Abfassung von Franchisever-
trägen wesentlich sind. Aber nicht nur die
Errichtung des Systems und die Vertrags-
gestaltung werden unter Beleuchtung der
verschiedensten Aspekte dargestellt, son-
dern auch die Leistungsbeziehungen zwi-
schen Franchisenehmer und Franchisege-
ber bis hin zu Überlegungen zu den mög-
lichen Leistungsstörungen und den mögli-
chen Problemfällen im Zuge der Beendi-
gung eines Franchisevertrages.
Selbst zum Abgaben- und Bilanzrecht und
zum Thema der Finanzierung des Franchi-
sesystems findet der interessierte Leser hier
Informationen aufbereitet.
Als angenehmen Service bietet das Buch
in den Anhängen, die für die Bearbeitung
von Fragen im Franchiserecht wesentli-
chen Texte wie die GVO Franchisever-
träge, die GVO für vertikale Vereinbarun-
gen, die VO des BMJ über die Freistellung
vertikaler Vertriebsbindungen aber auch
zum Beispiel für Informationssuchende
praktische Adressverzeichnisse nationaler
Franchiseverbände.
Kenntnisse im Thema des Franchising ge-
hören mittlerweile zur juristischen Allge-
meinbildung. Dieses Buch kann daher je-
dem am Thema Interessierten nahe gelegt
werden. Doch finden sicher auch mit Fran-
chisesystemen befasste Praktiker hier viele
wichtige Antworten und jedenfalls eine
wesentliche Gedankenstütze für die Viel-

zahl der zu diesem Thema wesentlichen
Aspekte.

Claudio Arturo

■ Umgründungssteuerrecht. Ein systemati-
scher Grundriss. 3. Auflage. Von Tho-
mas Walter. Verlag WUV, Wien 2002.
286 Seiten, br, E 36,80.

Die Bedeutung des M&A Geschäfts für
Wirtschaftsanwälte muss nicht erst lang er-
läutert werden. Die steuerlichen Implikatio-
nen von Umgründungen sind dabei oft von
entscheidender Bedeutung für die Wahl
des Umgründungsvorgangs. Das Buch von
Thomas Walter bietet nun die Möglichkeit,
sich anhand von praktischen Fällen (oft-
mals mit idealisierten Bilanzen) in die Sys-
tematik des UmgrStG einzuarbeiten. Der
Autor ermöglicht damit auch dem Juristen,
der mit Buchungsvorgängen weniger zu
tun hat, einen illustrativen Einstieg. Das
Besondere an dem vorliegenden Werk ist
aber, dass es dem Autor gelingt, Grund-
legendes und Spezielles so harmonisch zu
verbinden, dass sein didaktisches Konzept
nicht auf Kosten der Substanz geht. Alle
schwierigen Themenbereiche werden an-
geschnitten, sodass man auf einer sehr
guten Grundlage in die einschlägige Kom-
mentarliteratur starten kann. Man wird
sich daher oft ertappen, ein Problem zuerst
mit Hilfe von Walters Buch einzuordnen,
und dann erst in den Kommentaren zu ver-
tiefen!

Franz Philipp Sutter

■ E-Commerce-Gesetz. Von Gerhard
Laga / Ulrike Sehrschön. Verlag
LexisNexis/ARD Orac, Wien 2002,
160 Seiten, kart, E 29,–.

■ E-Commerce-Gesetz. Von Matthias
Blume / Alexandra Hammerl. nwV
Verlag, Wien 2002, 329 Seiten, kart,
E 41,80.

■ E-Commerce-Gesetz. Von Wolfgang
Zankl. Verlag Österreich, Wien 2002,
548 Seiten, kart, E 72,–.

■ E-Commerce-Gesetz. Von Peter Burg-
staller / Georg Minichmayr. Verlag
Medien & Recht, Wien 2002, 279 Sei-
ten, kart, E 36,–.

■ E-Commerce-Gesetz. Kurzkommentar.
Von Christoph Brenn (Hrsg). Verlag
Manz, Wien 2002, 389 Seiten, br,
E 64,–.

Das E-Commerce-Gesetz erweist sich als
beliebter Gegenstand von Buchpublikatio-
nen. Es liegen bereits fünf kommentierte
Gesetzesausgaben vor.

Die Ausgabe von Laga/Sehrschön im Ver-
lag Orac beschränkt sich im Kommentar-
teil darauf, zu den einzelnen Paragrafen
nur jene Fragen aufzugreifen, die nicht
schon in den Erläuterungen zur Regie-
rungsvorlage beantwortet werden. Der
Band druckt zu den einzelnen Paragrafen
des Gesetzes die Materialien (EB-RV und
Justizausschussbericht) ab und beschränkt
sich auf eine zurückhaltende ergänzende
Kommentierung. Die Autoren sind Mitar-
beiter der Wirtschaftskammer und haben
die Gesetzwerdung des E-Commerce-Ge-
setzes innerhalb der Wirtschaftskammer
betreut.

Auch Blume und Hammerl haben die Ge-
setzwerdung in der Praxis betreut, und
zwar im Justizministerium. Ihr Kommentar
im neuen wissenschaftlichen Verlag bietet
eine weiter gehende Kommentierung zu
den einzelnen Paragrafen. Die Gesetzes-
materialien werden allerdings nicht zu den
einzelnen Paragrafen, sondern lediglich
als durchgehender Text im Anhang wie-
dergegeben (was die Lektüre der verfüg-
baren Auslegungshilfen zu den einzelnen
Bestimmungen etwas erschwert).

Dieselbe Darstellungsmethode benutzt
auch Zankl (Verlag Österreich). Die EB-RV
werden ebenfalls nur im Anhang abge-
druckt, bei den einzelnen Paragrafen fin-
det sich die Kommentierung des Autors.
Der Band von Zankl enthält darüber
hinaus übersichtliche Kurzzusammenfas-
sungen zu den bisherigen Entscheidungen
des OGH zu E-Commerce-relevanten The-
men. Sehr detailliert und hilfreich ist auch
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die Zusammenstellung der Literatur, die
sehr differenziert zu den einzelnen The-
men strukturiert ist. Zankl stellt auch eine
Checkliste der notwendigen Maßnahmen
und eine Sammlung von Frequently Asked
Questions zur Verfügung.

Burgstaller/Minichmayr bringen im Verlag
Medien & Recht die Gesetzesmaterialien
jeweils zum Gesetzestext und einige darü-
ber hinausgehende Anmerkungen. Sie
bringen auch das Fernabsatzgesetz samt
Gesetzesmaterialien, dieses jedoch ohne
eigene Kommentierung. Praktisch erschei-
nen die im Anhang wiedergegebenen
Checklisten für Diensteanbieter und
Werbe- und Informationspflichten.

Die umfangreichste Auseinandersetzung
mit dem Thema E-Commerce bietet jedoch
der von Brenn herausgegebene Band im
Manz-Verlag. Außer dem Gesetzestext
samt jeweils zugehörenden Gesetzesmate-
rialien und recht detaillierter Kommentie-
rung der einzelnen Bestimmungen enthält
er auch mehrere systematische Darstellun-
gen der wesentlichsten Rechtsprobleme
des E-Commerce (Brenn, Elektronische
Willenserklärungen und Vertragsabschluss
im Internet; Seidelberger, E-Commerce
und Werberecht; Haller, Internet und
Urheberrecht; ders, Internet-Domains –
ein Überblick; Venier/Ebensperger, Inter-
net und Strafrecht; Mottl, Anwendbares

Recht und Gerichtsstand; dies, Alternative
Streitbeilegung bei Internet-Streitigkeiten;
Reissner, Zahlungsmöglichkeiten im Inter-
net). Exemplarisch seien hier etwa die Bei-
träge von Haller gelobt, der sowohl einen
souveränen Überblick über die Schnitt-
stelle zwischen Internet und Urheberrecht
als auch einen instruktiven Überblick über
den Stand der Rechtsprechung zu Internet-
Domains gibt.
Es ist erfreulich, dass der Rechtsanwender
des E-Commerce-Gesetzes bei der Geset-
zesauslegung auf mehrere Kommentare
zurückgreifen kann. Wer mit der Materie
ernsthaft arbeitet, wird wohl an keinem
der genannten Kommentare vorbeigehen
können. Wer von den fünf Kommentaren
lediglich einen erwerben möchte, sei die
Ausgabe von Brenn empfohlen.

Reinhard Schanda

■ Software und Produkthaftung. Von
Christian Horwath. Verlag Leykam,
Graz 2002, 160 Seiten, kart, E 14,90.

In einer lesenswerten Abhandlung setzt
sich Christian Horwath mit einem Thema
auseinander, das zur Zeit des Y2K, also
bei der Umstellung auf das Jahr 2000, von
besonderer Aktualität war. Wenn auch
damals die befürchteten Störungen weit-
gehend ausgeblieben sind, bleibt doch die

Thematik aus juristischer wie auch aus wirt-
schaftlicher Sicht bedeutsam. Die Frage,
ob der Hersteller der Software für einen
Fehler des Programms verschuldensunab-
hängig und für die Dauer von zehn Jahren
schadenersatzrechtlich verantwortlich ist,
hat die Literatur schon seit der Erlassung
des Bundesgesetzes über die Haftung für
ein fehlerhaftes Produkt im Jahr 1988 be-
schäftigt. Christian Horwath bejaht nach
gründlicher Auseinandersetzung mit den
bisher geäußerten Meinungen und unter
Berücksichtigung des Gemeinschaftsrechts
die Frage mit teleologischer Begründung.
Wenn es der Sinn der Produkthaftung ist,
den Gefahren der modernen Industrie-
gesellschaft entgegen zu treten, so ist es
sachlich geboten, auch Softwarefehler
dem Geltungsbereich des PHG unterzuord-
nen. Neben diesem Ergebnis werden in
Horwaths Buch weitere Lösungsvarianten,
darunter die Stellungnahme der Kommis-
sion aus dem Jahr 1989, dargestellt. Das
Buch, das im Anhang sowie in den Anmer-
kungen die bisherige Literatur umfassend
berücksichtigt, wird für die Praxis bei den
zu erwartenden Problemfällen als unum-
gänglicher Wegweiser dienen. Es kann für
alle mit Software-Fragen befassten Juristen
und Techniker zur Lektüre bestens empfoh-
len werden.

Gunter Nitsche
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Anzeigen

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, e-mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at



RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe), übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Voll-
zügen) vor allen Gerichten in Wien und Wr. Neustadt sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling, Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf,
Neunkirchen und Gloggnitz.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

RA Dr. Helmut Malek, 3500 Krems, Dinstlstraße 6, übernimmt Sub-
stitutionen aller Art in Krems und Umgebung.

Telefon (02732) 727 00, Telefax (02732) 727 00-27.

■

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Kärntner
Straße 12, übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umge-
bung.

Telefon (01) 512 66 55-21, Telefax (01) 512 66 55-10; Mobil
(durchgehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

Übernehme Substitutionen jedweder Art für Dornbirn, Feldkirch
und Bezau. RA Mag. Martin Künz, Goethestr. 5, 6850 Dornbirn.

Telefon (05572) 221 25, Telefax (05572) 209 58, e-mail:
hagen.dres@aon.at

RA Dr. Helmut A. Kellner, 1010 Wien, Opernring 10, übernimmt
Substitutionen aller Art zur ambitionierten Vertretung vor Wiener
Gerichten.

Telefon (01) 513 31 04-0, Telefax (01) 513 31 04-79, e-mail:
helmut.a.kellner@chello.at

■

Oberösterreich – Substitutionen. RA Mag. Hartmut Gräf, Schable-
derweg 96, 4043 Linz, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen (auch Verfahrenshilfe).

Telefon und Telefax (0732) 71 44 32-22, Mobil (0676)
436 52 85, e-mail: ra.graef@utanet.at

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

■

Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Rosenbursenstr. 8/2,
1010 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 513 87 680, Telefax (01) 513 85 53, e-mail:
u.c.walter@aon.at

■

U.S.A., Dr. Laurence Charles Fauth, amerikanischer Rechtsanwalt,
steht Kollegen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten
gerne beratend und für Vertretungen zur Verfügung.

A-1010 Wien, Salztorgasse 1, Telefon (+43-1) 532 00 00, Tele-
fax (+43-1) 532 00 00-32, e-mail: lcfauth@chello.at

■

Ungarische Rechtsanwältin sucht für ein Zimmer Regiepartner
(repräsentatives Büro mit bester Lage und moderner Infrastruktur
in Budapest) oder bietet Zusammenarbeit. Andere Formen des
Zusammenwirkens sind auch möglich.

Mobil +36 309 544 333, e-mail: drtoth@westel900.net

■

Juristin mit Dolmetscherausbildung und Gerichtspraktikum sucht
Stelle als Rechtsanwaltsanwärterin, wenn möglich Wirtschafts-
kanzlei. Englisch, Italienisch, Französisch (sehr gut); Spanisch
(gut); Arabisch (gute Grundkenntnisse), Unternehmerprüfung, gute
EDV-Kenntnisse.

Telefon 0676/910 39 10, e-mail: ktzanoukakis@hotmail.com
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Stelle als Rechtsanwaltsgehilfin in Linz gesucht.

Verfüge über langjährige Praxis in einer RA-Kanzlei; insbesondere
Erfahrung in selbständiger Kurrentienbearbeitung. Sollten Sie in
Ihrer geschätzten Kanzlei eine Stelle frei haben, würde ich mich
auf Ihr e-mail oder Ihren Anruf freuen!

Telefon 0664/406 17 10, e-mail: m.groemer@liwest.at

■

Wiener Wirtschaftskanzlei (1. Bezirk) sucht Sekretär(in) mit um-
fangreichen Erfahrungen in Kurrentiensachen zum baldigen Eintritt
(System Microsoft Word, Jurxpert2).

Ihre schriftliche Bewerbung richten Sie bitte an Prettenhofer &
Jandl, Partnerschaft OEG, 1010 Wien, Oppolzergasse 6.

■

Juniorpartner für RA-Kanzlei in Klagenfurt (für Übernahme) ge-
sucht. Bibliothek und Räume vorhanden.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100656.

■

Nachfolger für alteingesessene Rechtsanwaltskanzlei im oberöster-
reichisch-salzburgischen Seengebiet zu günstigen Bedingungen
gesucht.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100657.

■

RA (43) sucht infolge amikaler Auflösung einer langjährigen Kanz-
leigemeinschaft Regiepartner(in) für Kanzlei in sehr guter Lage zum
alten und neuen HG-Standort ab 1. 4. 2003. Komplette Infrastruk-
tur, repräsentative Räumlichkeiten und gutes Büroklima vorhanden.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100660.

■

Junger Anwalt sucht Möglichkeit, in Wiener Innenstadt gelegenes
Besprechungszimmer mitzubenutzen. Verrechnung pauschal oder
nutzungsabhängig. Weitere Kooperation möglich!

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100658 oder per
e-mail an verena.jaziri@manz.at

■

Rechtsanwaltskanzlei, 5 Büroräume, Wien 1., 207 m2, per 2004
abzugeben. Günstige Bedingungen. Teilbezug ab sofort möglich.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100659.

Privat: Sowohl für Büro- als auch Wohnzwecke: renovierte Altbau-
wohnung, teilweise Sternparkett und Doppelflügeltüren (96 m2) in
1010 Wien, Tuchlauben 11 (zentral und ruhig) ab sofort auf 3 bis
5 Jahre in Untermiete zu vergeben. MZ: E 859,60 zzgl BK
E 123,– und USt. (Parkettböden, Gasetagenheizung, Küchen-
zelle, Sanitär, keine Ablöse). Allenfalls auch Zusammenarbeit mit
Wirtschaftskanzlei im Haus in (zunächst) Regiegemeinschaft mög-
lich.
Telefon (01) 532 60 00.

Büroobjekt, Wien, Palais, Toplage/Ringstraße, Mezzanin,
294 m2, sehr guter Zustand, verkehrsgünstig, langfristig zu vermie-
ten.
Auskünfte unter Telefon (0664) 230 47 82.

■

Pötzleinsdorf, Verkauf eines Villenbaugrundes zur Errichtung
eines repräsentativen Wohnsitzes in erstklassiger Lage, Bebau-
ungsbestimmungen: Bauklasse I, Traufenhöhe 4,5 m – ergibt
eine erzielbare Nutzfläche von wenigstens 300 m2, Kaufpreis:
EUR 800.000,–.
Telefon (01) 313 80-218 ABV – Allgemeine Bausparkasse.

Selbstbemessung der Grunderwerbsteuer innerhalb 48 Stunden.
Nach Übermittlung der Vertragsurkunde per Telefax und Einlangen
der Eintragungsgebühr und Grunderwerbsteuer auf meinem
Kanzleikonto. RA Dr. Otto Schubert, 1070 Wien, Lerchenfelder-
straße 15. E 200,– exkl Ust.
Telefon (01) 523 41 36, Telefax (01) 523 41 36-23.

■

Gold- und Uhrenfirma kauft laufend Ware aus Konkurs, Erbschaft
etc, HELVETIA-INTERNATIONAL, 1020 Wien, Taborstraße 36,
Kontakt über Telefax (01) 216 56 08.

Büroflächen zu vermieten!
1010 Wien, Toplage, Untermietflächen ab April 2003 von
500 bis 644 m2 pro Stockwerk, Gesamtfläche: 1.787 m2,
Netto-Miete/m2: von E 13,50 bis 15,50 + BK (E 2,70/m2).
Kontaktaufnahme unter Chiffre A-100661.

NÖ Nord 140 ha Eigenjagd in Einzellage, Rot- und Rehwild vor-
herrschend, Jagdhaus mit Dienstwohnung; NÖ Südost 145 ha
erweiterbares auf 200 ha Jagdgatter verkauft Hoflehner Immo-
bilien (01) 505 26 52, www.hoflehner.at




